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Wärme, Mobilität und darüber hi-
naus. Der vorliegende Leitfaden 
soll die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen anhand zahlreicher Bei-
spiele von Geschäftsmodellen der 
digitalen Energiewende erläutern 
und die Möglichkeiten aufzuzei-
gen, wo auch beispielsweise Mehr-
wertdienste mit sogenannten frei-
en Messsystemen angeboten wer-
den können.

Die Darstellung der Ge-
schäftsmodelle ist im Leitfaden 
vielseitig, aber nicht abschlie-
ßend. Vielmehr soll er eine Grund-
lage bieten, das bisherige Energie-
geschäft neu zu denken und at-
traktive Produkte und Lösungen 
für Kunden, Unternehmen und das 
Energiesystem zu entwickeln. Ha-
ben Sie den Kundennutzen fest im 
Blick, können Sie mit Mehrwert-
diensten ganz neue Erlösquellen 
erschließen. Lassen Sie sich ins-
pirieren und nutzen Sie die neuen 
Möglichkeiten.

Liebe Leserinnen und Leser,

die Digitalisierung der Energie-
wende geht weit über die Umset-
zung des seit September 2016 gel-
tenden, gleichnamigen Gesetzes 
hinaus. Digitalisierung in all sei-
nen technologischen und sonsti-
gen Ausprägungen war im Ener-
giesektor bereits vor diesem Ge-
setz möglich. Auch zukünftig wird 
es viele Anwendungsbereiche und 
neue Ideen jenseits des Gesetzes 
geben: Viele Bereiche z.B. hinter 
dem Zähler oder im Bereich Smart 
Home sind nicht Adressat des Ge-
setzes, gehören aber ganz oder in 
Teilen zur zukünftigen digitalen 
neuen Energiewirtschaft. Das Ge-
setz inspiriert im besten Falle auch 
dazu, die Energiewirtschaft in ganz 
neue Bereiche zu denken. Dies gilt 
für alle Unternehmen und Markt-
rollen im Energiesektor – wer ste-
hen bleibt, wird verlieren.

Der Gesetzgeber hat mit 
dem Gesetz zur Digitalisierung der 
Energiewende (GDEW ) den Mess-

stellenbetrieb neu geregelt und 
den sogenannten „Smart Meter 
Rollout“ verordnet. Danach sind 
Letztverbraucher und Erzeugungs-
anlagen mit Messgeräten auszu-
statten, die bestimmte technische 
Mindestanforderungen einhal-
ten müssen. Das enorme Potential 
der neuen Messsysteme liegt in der 
Vernetzung (Akteure, Technologien 
und Systeme) und Beschleunigung 
(Kommunikation, Datenaustausch 
und Reaktion), auf deren Grund-
lage viele innovative Geschäfts-
modelle erst möglich sein werden 
– Geschäftsmodelle, die wir für 
eine erfolgreiche Energiewende in 
Deutschland dringend brauchen.

Doch müssen wir warten, 
bis der geplante Rollout der intelli-
genten Messsystem und modernen 
Messeinrichtungen begonnen hat? 
Nein, denn auch innerhalb der ge-
setzlichen Vorgaben des Messstel-
lenbetriebsgesetzes (MsbG) be-
steht ein nicht unerheblicher 
Spielraum zur Umsetzung digita-
ler Geschäftsmodelle für Strom, 

Vorwort

Robert Busch,  

Geschäftsführer Bundesverband  

Neue Energiewirschaft (bne)
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EMPOWERING NEW ENERGY SOLUTIONS 
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Überblick

Kapitel C beschreibt kon-
krete Geschäftsmodelle, die mit 
Smart Metering abgebildet wer-
den können. Der Leser erhält da-
bei Rechtshinweise für eine erfolg-
reiche Umsetzung:

Unterkapitel I konzent-
riert sich auf Anwendungsfälle, die 
in engem Zusammenhang mit der 
Strombelieferung und klassischen 
energiewirtschaftlichen Anwen-
dungen stehen. 

Unterkapitel II ist vorran-
gig den Chancen gewidmet, die bei 
der Steuerung von Anlagen durch 
Direktvermarkter, Aggregatoren 
oder Betreiber von Speichern oder 
Heizungsanlagen entstehen.

Unterkapitel III nimmt das 
Themenfeld Elektromobilität in 
den Blick. 

Unterkapitel IV behan-
delt die Verknüpfung mit der Woh-
nungswirtschaft sowie sog. Mehr-
spartenanwendungen mit Was-
ser, Wärme und Gas oder anderen 
kommunalen Dienstleistungen. 

Unterkapitel V nimmt Ge-
schäftsmodelle in den Blick, die 
überwiegend auf Daten basieren – 
also nicht zwingend dem Geschäft 
einer bestimmten Akteursgruppe 
zuzuordnen sind und erläutert da-
rüber hinaus den Zusammenhang 
zwischen Smart Metering und der 
Blockchain-Technologie.

Kapitel D behandelt 
schließlich allgemeine Rechts-
grundsätze, denen alle in Kapitel 
B vorgestellten Marktakteure über 
alle Geschäftsmodelle in Kapitel C 
hinweg Beachtung schenken soll-
ten. Dabei werden insbesondere 
die grundlegenden Anforderungen 
des Messstellenbetriebsgesetzes 
(MsbG) dargestellt.

An wen richtet sich dieser  
Leitfaden?
Dieser Leitfaden richtet sich an 
diejenigen, die mit Geschäfts
modellen des Smart Metering in 
Berührung kommen. Dies sind 
zum einen Akteure, die einen 
Großteil ihrer Wertschöpfung in 
der Energiewirtschaft erlösen: 
Messstellenbetreiber und Herstel-
ler von Messgeräten, Stromliefe-
ranten, Energiedienstleister,  
Direktvermarkter, Stadtwerke und 
Anlagenbetreiber beziehungsweise 
sogenannte Prosumer (vgl.  
Kapitel B).

Daneben sind aber auch  
die Akteure angesprochen, die nur  
einen (kleinen) Teil ihrer Wert-
schöpfung in der Energiewirtschaft 
erzielen: Hersteller von Elektro-
fahrzeugen und Wärmepumpen, 
Betreiber von Ladesäulen, Unter-
nehmen aus den Bereichen Sub-
metering, Telekommunikations- 
und Internetanbieter, Anbieter 
von Cloudlösungen, Smart-Home-
Dienstleister u.v.m.

Ziel des Leitfadens
Den Begriff Smart Metering hat 
fast jeder schon einmal gehört – 
was es aber bedeutet und was da-
hintersteckt soll dieser Leitfaden 
erklären. Der Leitfaden betrachtet 
das Thema dabei aus Sicht der Un-
ternehmen. Die wirtschaftlich re-
levanten Fragen stehen im Fokus: 
Was kann mit Smart Metering ge-
macht werden, wie lässt sich da-
mit Geld verdienen, wie lassen 
sich Dienstleistungen kombinie-
ren, wessen Wissen ist wertvoll für 

mich? Smart Metering dient da-
bei als Oberbegriff für all die Wert-
schöpfung, die im Umfeld der 
Energiewirtschaft (und nahelie-
gender Branchen) mit Mess-, Steu-
er- und Kommunikationssystemen 
erwirtschaftet werden kann. Klar 
ist dabei, dass der Leitfaden kei-
nesfalls abschließend sein kann, 
sondern sich an dem orientiert, 
was heute umsetzbar ist. Was mor-
gen darauf folgt, wird gelegentlich 
angerissen, soll hier aber nicht das 
vordringliche Thema sein.

Gliederung des Leitfadens
In Kapitel A wird das Thema des 
Leitfadens einleitend dargestellt. 
Dabei geht es um Geschäftsmo-
delle im Kontext des Smart Mete-
ring und den dafür maßgeblichen 
Rechtsrahmen. Im Leitfaden sol-
len dabei digitale Geschäftsmodel-
le im Bereich der Stromwirtschaft 
beleuchtet werden; der Gasbereich 
wird in diesem Leitfaden nicht 
weiter vertieft. In den Blick ge-
nommen werden zudem auch Ge-
schäftsmodelle, die als sogenann-
te Mehrwertdienste eher in einem 
anderen, nicht energiewirtschaft
lichen Wertschöpfungsbereich  
zu verorten sind (siehe Unterka-
pitel C). Daneben werden die im 
Leitfaden verwendeten Begriffe 
(Smart Metering, intelligente und 
freie Messsysteme) näher erläutert.

Bei aller Euphorie über 
„energiewirtschaftsfremde“ Mehr-
wertdienste ist dabei das energie-
wirtschaftliche Kerngeschäft als 
„Brot-und-Butter-Geschäft“ nicht 
zu vernachlässigen. Kapitel B gibt 
daher einen Überblick über die Ak-
teure, die sich im erweiterten Kreis 
der Energiewirtschaft bewegen 
und stellt naheliegende Interessen 
im Bereich Smart Metering für das 
Kerngeschäft dieser Akteure („low-
hanging-fruits“) vor.



8



Leitfaden 2018 |  9 9

A.	 Digitalisierung in der Energiewirtschaft

A.I. Einführung

Der Begriff Digitalisierung beschreibt zunächst eine technolo-
gische Veränderung. Er umfasst neben dieser rein technischen 
Dimension aber noch eine Vielzahl weiterer Dimensionen. Aus 
technischer Sicht ist unter Digitalisierung der Umwandlungs-
prozess eines analogen Signals auf ein digitales Trägersystem 
zu verstehen. Diese Entwicklung vollzieht sich seit Anfang der 
1990er Jahre immer rascher: Rechnerleistung, Speichermedien 
und Datenübertragung werden größer, schneller und kosten-
günstiger. Die Digitalisierung hat mittlerweile in fast allen 
Branchen Einzug gehalten. Nicht zu Unrecht ist daher die Rede 
von einer neuen industriellen Revolution – der „digitalen Revo-
lution“. Mit ihr geht ein tiefgreifender kultureller, gesellschaft-
licher und wirtschaftlicher Wandel der Verhältnisse einher,  
der weitreichende Auswirkungen auf jeden Einzelnen hat.
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			   			   		�  Auflösung alter Geschäftsmodelle, geänderte Rollenverteilung  
oder neue Geschäftsmodelle mit neuen Akteuren

								        z.B. Wärmepumpenverkauf inkl. Stromliefervertrag

			   			   Neuer Prozess, angepasstes Geschäftsmodell
					     Stufe 4: Smarte Automatisierung
				    Stufe 3: Statische Automatisierung
			   Stufe 2: Handlungsempfehlungen
		  Stufe 1: Visualisierung

Digitale Kopie eines analogen Prozesses
z.B. Rechnungsversand per Email statt Post

te ( Juni 2018) etwa 1 Million Zähl-
punkte mit Smart Metern ausge-
rüstet.1 Um die Smart Meter selbst 
geht es in diesem Leitfaden aber 
weniger – vielmehr steht die Frage 
im Vordergrund, wie sich die un-
terschiedlichsten Messdaten und 
die damit verbundenen und umge-
wandelten Daten kombiniert mit 
Steuerungs- und Regelungstechnik 
nutzen lassen, wenn Smart Mete-
ring in der Energiewirtschaft, Elek-
tromobilität oder der Wohnungs-
wirtschaft eingesetzt wird.

Erläuterung zum hier ver-
wendeten Begriff des Smart 
Metering: Smart Mete-
ring im Sinne dieses Leit-
fadens heißt erst einmal 
nicht mehr, als dass Mess-
daten über ein Kommunika-
tionsnetz automatisiert ver-
sendet werden können und 
nicht vor Ort abgelesen 
werden müssen. Darunter 
fallen Messdaten von Haus-
anschlüssen, Geräten, Elek-
trofahrzeugen u.v.m.

Der deutsche Gesetzgeber 
hat mit dem Gesetz zur Digitali-
sierung der Energiewende im Jahr 
2016 den sogenannten Smart Me-

Die Vielschichtigkeit der Digitali-
sierung verdeutlicht eine ihrer ty-
pischen Folgen: Branchen wach-
sen zusammen, die bisher nichts 
oder nur sehr wenig miteinander 
zu tun hatten. Das hat Gründe. In 
der Vergangenheit waren energie-
wirtschaftliche Geschäftsmodel-
le meist wirtschaftlich und recht-
lich klar definiert. Stark verein-
facht war die Wertschöpfungsket-
te wie folgt: Der Stromlieferant 
kauft Strom beim Erzeuger und lie-
fert diesen über das Netz an den 
Verbraucher. Diese Struktur ist li-
near, die Schnittstellen, an de-
nen die Marktakteure in Kontakt 
mit anderen Marktpartnern tre-
ten, sind bestimmbar und zahlen-
mäßig begrenzt. Die digitale Trans-
formation durchbricht die linea-
re Struktur. Smart Metering wird 
zum Kernstück der digitalen Ener-
giewirtschaft. Mit der Liberalisie-
rung der Rolle des Messstellen-
betreibers und der zunehmenden 
Bedeutung der Mess- und Kommu-
nikationstechnologien in der Ener-
giewirtschaft wandelt sich diese 
Rolle. Messstellenbetreiber werden 
von jährlichen Ablesern zu Mana-
gern großer und sich ständig ver-
ändernder Datenwolken. Die Da-
tenströme werden dritten Akteu-
ren (Unternehmen, Prosumer und 
sonstige Letztverbraucher) zur Ver-

fügung gestellt. Jeder neue Akteur, 
den der Messstellenbetreiber in 
seine Plattform integrieren kann, 
trägt zum Erfolg seines Geschäfts-
modells bei. Für den wirtschaftli-
chen Erfolg ist es notwendig, die 
Maximierung des wirtschaftlichen 
Erfolgs der anderen Akteure in 
den Blick zu nehmen und sich im 
Grunde einer Hauptherausforde-
rung zu stellen: Welche wirtschaft-
lichen Vorteile lassen sich durch 
die Nutzung der Datenströme im 
Kerngeschäft der Marktpartner er-
zielen und welche Zusatzgeschäfte 
(Mehrwertdienste) bieten sich für 
diese eigentlich an?

A.II. Gegenstand des Leitfadens

Der vorliegende Leitfaden rich-
tet dabei den Fokus auf Geschäfts-
modelle, die mit dem Wandel der 
technischen Dimension „Messwe-
sen“ zum „Smart Metering“ in der 
Energiewirtschaft möglich werden. 
Im Unterschied zu vielen anderen 
Branchen, in denen bereits grund-
legende Veränderungsprozesse 
durch die Digitalisierung stattfin-
den, steht in der Energiewirtschaft 
dieser Wandel erst noch bevor. Von 
etwas mehr als 50 Millionen Zähl-
punkten in Deutschland sind heu-

Quelle: bne, zum Teil dena  

Abbildung 1: Dimensionen der Digitalisierung
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Erläuterung zur techni-
schen Zulässigkeit: Sobald 
die „technische Möglichkeit“ 
behördlich festgestellt ist, 
dürfen für bestimmte An-
wendungen nur noch zer-
tifizierte Geräte neu ver-
baut werden. Dabei erfolgt 
die Feststellung der tech-
nischen Möglichkeit als so-
genannte „Markterklärung“ 
durch eine Bundesbehörde 
[Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik 
(BSI)] im Form eines Ver-
waltungsaktes. Die Markt-
erklärung und Verfügbarkeit 
entsprechender Geräte liegt 
bisher (Stand: Juni 2018) 
aber noch nicht vor.

Aufgrund der genannten 
Komplexität ist davon auszugehen, 
dass ab der behördlichen Feststel-
lung viele der in Unterkapitel C 
dargestellten Anwendungen durch 
zertifizierte Geräte noch nicht ab-
gebildet werden können – durch 
nicht zertifizierte Geräte und 
Sensoren aber durchaus. 

Da aus heutiger Sicht unklar 
ist, wann und wie weitreichend 
zertifizierte Geräte für bestimmte 
Anwendungen vorliegen und ver-

ter Rollout verordnet. Dabei sind 
Letztverbraucher und Erzeugungs-
anlagen mit Messgeräten auszu-
statten, die bestimmte technische 
Mindestanforderungen einhalten 
müssen. Mit dem Gesetz zur Di-
gitalisierung der Energiewende 
(GDEW ) wurde zudem der Mess-
stellenbetrieb neu geregelt. Der 
Gesetzgeber hat dabei eine wichti-
ge Unterscheidung vorgenommen: 
Einerseits hat er mit dem soge-
nannten grundzuständigen Mess-
stellenbetreiber (in der Regel bis-
her der Netzbetreiber; siehe hier-
zu auch Kapitel B.5.a), B.6. sowie 
D.V.) einen Akteur mit dem Smart 
Meter Rollout beauftragt. Dieser 
soll bis 2032 dafür sorgen, die bis-
her verwendete Messtechnik durch 
moderne Messeinrichtungen und 
intelligente Messsysteme auszu-
tauschen. Die modernen Messein-
richtungen werden dabei nicht als 
Smart Meter im Sinne dieses Leit-
fadens verstanden, da sie ohne Zu-
satzgeräte keinen Datenversand 
über ein Kommunikationsnetz zu-
lassen.2  

Andererseits wurde daneben 
den sogenannten wettbewerbli-
chen Messstellenbetreibern3 ein 
Feld geöffnet, auf dem diese ihre 
Messtechnologien und Geschäfts-
modelle ausprägen können.

Der Dualismus der zwei 
Rollen (grundzuständiger/wett-
bewerblicher Messstellenbetrei-
ber) wird voraussichtlich die Di-
gitalisierung in der Energiewirt-
schaft prägen (vgl. Unterkapitel 
D.I).

Das Smart Metering soll 
möglichst alle denkbaren Anwen-
dungsfälle „unter einen Hut be-
kommen“. Es  ist das Ziel des Ge-
setzgebers, die Sparten Strom, 
Wärme und Gas messtechnisch 
zu vereinen und gleichzeitig An-
wendungen von Wind- und So-
larparks, Industrieanlagen, soge-
nannten Prosumern, Elektrofahr-
zeugen u.v.m. unter höchsten da-
tenschutzrechtlichen Anforderun-
gen abzubilden.

Smart Metering weist dem-
entsprechend eine hohe techni-
sche Diversität und Komplexität 
auf. Bei zahlreichen Anwendun-
gen muss daher die Frage gestellt 
werden, welche Messtechnolo-
gie überhaupt eingesetzt werden 
darf (diese Frage wird in Unterka-
pitel D.III vertieft dargestellt). 
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Erläuterung zu den Pha-
sen: Mit Blick auf die lang-
wierigen Standardisierungs-
prozesse in der Vergangen-
heit ist mit einem Wett-
lauf zertifizierter und nicht 
zertifizierter Technologi-
en zu rechnen. Der Leitfa-
den nimmt daher verstärkt 
in den Blick, was heute und 
morgen bereits möglich ist 
und legt den Fokus auf  

 Phase 1 und  Phase 2 
und weniger auf übermorgen 
(  Phase 3).

A.III. Relevante  
energiewirtschaftliche Normen
Geschäftsmodelle können nur  
gelingen, wenn sie passgenau auf 
den rechtlichen Rahmen zuge-
schnitten sind. Dabei betrifft der 
energierechtliche Rahmen nicht 
nur die Energiebranche, sondern 
im Grunde alle Unternehmen. Das 
macht sich insbesondere an der 
Höhe der (von allen) zu zahlenden 

pflichtend zu verwenden sind, 
werden bei der folgenden Darstel-
lung drei Phasen voneinander ab-
gegrenzt:

 Phase 1 ist der Zeitraum,  
in dem noch keine Einschränkung 
der verwendeten Smart Meter 
durch das BSI besteht. Diese Phase 
dauert aktuell noch an. Die in die-
ser Phase eingesetzten Smart Me-
ter werden im Folgenden als „freie 
Messsysteme“ (non BSI-konforme 
Messsysteme) bezeichnet.

 Phase 2 ist der Zeitraum, 
in dem für ausgewählte und be-
stimmte Anwendungsfälle eine 
Markterklärung vorliegt. Aus den 
bisherigen Prozessen ist zwar nicht 
final ersichtlich, aber doch hinrei-
chend sicher bekannt, welche An-
wendungsfälle durch zertifizier-
te Geräte der ersten Generati-
on technisch abgebildet werden 
können (vgl. hierzu Unterkapitel 
D.III).  

In  Phase 2 dürfen „freie 
Messsysteme“ für bestimmte An-
wendungsfälle weiterverwendet 
werden.

 Phase 3 ist der Zeitraum, in 
dem für die im Messstellenbe-
triebsgesetz (MsbG) bestimmten 
Anwendungsfälle zertifizierte Ge-
räte verfügbar sind (Geräte der x-
ten Generation). Mit diesen wäre 
dann ein Großteil denkbarer An-
wendungsfälle abbildbar, wenn-
gleich davon auszugehen ist, dass 
es immer auch Anwendungen ge-
ben wird, für die das nicht der Fall 
ist. 

Theoretisch können  
 Phase 2 und  Phase 3 durch 

eine Feststellung des BSI auch zeit-
gleich beginnen. Das wäre der Fall, 
wenn bereits die erste Markter-
klärung (s. Erläuterung oben) des 
BSI ein weitreichendes Verbot frei-
er Messsysteme beinhalten sollte. 
Ein wahrscheinliches Szenario ist 
dies nach Ansicht der Verfasser je-
doch nicht.
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Strompreise bemerkbar. Die Höhe 
wird im Wesentlichen nicht durch 
die Stromerzeugungskosten, son-
dern durch staatlich vorgegebe-
ne Preisbestandteile wie Netzent-
gelte, Steuern und Abgaben sowie 
Umlagen bestimmt – siehe hier-
zu Abb. 2.

Die Anwendungsfälle in  
Kapitel C und die übergreifenden 
Darstellungen in Kapitel D werden 
im Leitfaden unter Berücksich
tigung der grundlegendsten recht
lichen Vorgaben erläutert.

Die für diesen Leitfaden  
zentralen Normen sind die des 
Messstellenbetriebsgesetzes 
(MsbG), das im Herbst 2016 in 
Kraft getreten ist. Daneben sind 
zahlreiche weitere Gesetze und 
Verordnungen von Relevanz.  
Beispielhaft sind hierbei das  
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), 
das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG 2017), das Kraft-Wär-
me-Kopplungsgesetz (KWKG), die 
Stromnetzzugangsverordnung 
(StromNZV ), die Stromnetzentgelt-
verordnung (StromNEV ), die  

Niederspannungsanschlussver-
ordnung (NAV ), das Mess- und 
Eichgesetz (MessEG), die Mess- 
und Eichverordnung (MessEV ), 
die Ladesäulenverordnung (LSV ), 
das Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB), die Konzes-
sionsabgabenverordnung (KAV ), 
das Stromsteuergesetz (StromStG) 
und schließlich die Stromsteuer-
verordnung (StromStV ) zu nennen. 
Daneben sind insbesondere für die 
Auslegung zahlreiche behördliche 
Festlegungen und Normen (siehe 
Kapitel E) sowie europäische Vor-
gaben und Richtlinien4 zu berück-
sichtigen. 

Zudem spielt das Daten-
schutzrecht eine große Rolle.  
Seit dem 25. Mai 2018 gilt die EU- 
Datenschutzgrundversorgung  
(EU-DSGVO) und hat das bisher 
geltende nationale Datenschutz-
recht, insbesondere das Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG) weitest
gehend durch ein einheitliches 
und unmittelbar anwendbares eu-
ropäisches Recht ersetzt.

1 �Von den rund 1 Million Zählpunkten sind über 
die Hälfte Verbrauchern zugehörig, die ei-
nen Stromverbrauch von mehr als 100.000 kWh 
(sog. RLM-Zählpunkte) haben, vgl. BNetzA/
BKartA, Monitoringbericht 2017, S: 270-271. 
	

2 �Sofern ein zertifiziertes Zusatzmodul (Smart 
Meter Gateway) eingesetzt wird, wird die mo-
derne Messeinrichtung zu einem intelligenten 
Messsystem. Wird ein nicht zertifziertes Zu-
satzmodul eingesetzt, handelt es sich nach den 
hier verwendeten Begriffen um ein freies Mess-
system.

  	
3 �Der bne hat hierzu am 05.02.2018 eine Bran-

chenübersicht vorgelegt, abrufbar unter: http://
www.bne-online.de/de/presse/publikation/.

4 �Das von der EU-Kommission am 30. Novem-
ber 2016 vorgelegte „Clean Energy for All 
Europeans“-Paket (auch „Winterpaket“ oder 
„Clean Energy Paket“ genannt) wird zudem gro-
ßen Einfluss auf das Thema Smart Metering 
nehmen. Das Paket enthält insgesamt acht Le-
gislativvorhaben, mit denen bis 2030 eine Re-
duktion der CO2-Emissionen um 40 Prozent er-
reicht werden soll. Die einzelnen Vorhaben be-
finden sich in separaten Rechtsetzungsverfah-
ren, die unterschiedlich weit vorangeschritten 
sind. Ende 2018 soll das Verfahren abgeschlos-
sen sein.

Abbildung 2: Zusammensetzung des Strompreises  
für Haushaltskunden 2017 (Angaben in Prozent)

Quelle: Monitoringbericht 2017 von Bundesnetzagentur und Bundeskartellamt 
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B.	 Akteure der digitalen Energiewende

Die Digitalisierung der Energiewirtschaft überschneidet sich 
mit anderen wirtschaftlichen Betätigungsfeldern. Kooperationen 
sind dementsprechend von großer Bedeutung. Dieses Kapitel 
soll transparent machen, welche Akteure aus dem energie-
wirtschaftlichen Umfeld welche Kerninteressen im Bereich  
des Smart Metering haben. Zweck der Vorabdarstellung ist,  
in den Kapiteln C und D. nachvollziehbar zu machen, wer an 
welchen Anwendungen und Datenauflösungen Interesse hat.
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Hintergrund: In vielen Fällen 
erfordert die Umsetzung der 
in diesem Leitfaden darge-
stellten Geschäftsmodelle 
Wissen aus verschiedensten 
Bereichen oder etwa Kun-
den- und Marktzugang, der 
selten von einem einzel-
nen Unternehmen abgedeckt 
werden kann. Der Zusam-
menarbeit von Akteuren und 
Marktrollen ist beim Smart 
Metering deshalb ein gro-
ßer Stellenwert einzuräu-
men. Sinnvolle Kooperatio-
nen lassen sich nur finden, 
wenn klar ist, was den je-
weils anderen Akteur be-
wegt. Vor diesem Hinter-
grund erläutert dieses Kapi-
tel die wichtigsten Beweg-
gründe der einzelnen Ak-
teure.

Prosumer als Ausgangs-
punkt des Smart Metering: 
Die Digitalisierungsbemü-
hungen des deutschen (und 
des europäischen) Gesetz-
gebers hängen stark mit 
dem sich ändernden Ver-
halten der Letztverbraucher 
zusammen. Durch die Schaf-
fung eines Rechtsrahmens 
für die Digitalisierung soll 
insbesondere dem Umstand 
Rechnung getragen wer-
den, dass Strom heute nicht 
mehr nur in eine Richtung 
vom Erzeuger zum Verbrau-
cher fließt, sondern auf-
grund der zunehmend de-
zentralen Energieversorgung 
immer mehr Letztverbrau-
cher auch Strom einspei-
sen, der in die „umgekehr-
te Richtung“ transportiert 

Von der Digitalisierung betroffene 
Akteure der Energiebranche
Die Digitalisierung der Energie-
wirtschaft betrifft nahezu jeden 
energiewirtschaftlichen Akteur. 
Dabei liegt nach der Intention des 
Gesetzgebers das Hauptaugen-
merk auf dem Letztverbraucher. 
Seine sich zunehmend verändern-
de Rolle hin zum „Prosumer“ ist 
Ausgangspunkt und Anlass der Di-
gitalisierungsbemühungen [1.]. In 
zweiter Linie betrifft das MsbG den 
Stromversorger, der den Letzt-
verbraucher mit Strom beliefert 
[2.]. Speziell für dezentrale Erzeu-
gungsanlagen bedeutsam sind die 
Rollen des Anlagenbetreibers [3.], 
des Flexibilitäts- bzw. Direktver-
markters [4.] und die des Netz-
betreibers [5.]. Grundzuständi-
ge [6.] und wettbewerbliche [7.] 
Messstellenbetreiber wiederum 
sind diejenigen, denen beim Me-
tering in den Phasen 1 bis 3 un-
terschiedliche Aufgaben und Zu-
ständigkeiten zugewiesen sind. 
Schließlich nimmt der Gebäude-
eigentümer als Vermieter bzw. An-
schlussnehmer [8.] ebenfalls eine 
besondere Funktion wahr. 
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Lage ist und dadurch einen Bei-
trag zum Erfolg der Energiewende 
leisten kann. Zu denken ist hier-
bei insbesondere an Letztverbrau-
cher, die einen eigenen Stromspei-
cher betreiben, durch den sie ih-
ren Stromverbrauch zeitlich ver-
schieben und hierdurch aktiv am 
Energiemarkt teilnehmen können. 
Speicherbetreiber können den ein-
gespeicherten Strom auch wie-
der in das Netz einspeisen und 
nachfrageorientiert vermarkten. 
Eine aktive Rolle am Energiemarkt 
sollen aber auch Letztverbrau-
cher einnehmen, deren Stromver-
brauchsanlagen ein hohes Last-
verschiebungspotential haben. Al-
lein dadurch, dass Verbrauchsanla-
gen in bestimmten Zeiten ab- und 
in anderen Zeiten zugeschaltet 
werden, können sie einen wich-
tigen Beitrag zur Stabilisierung 
des Stromsystems und zur Versor-
gungssicherheit leisten. Nimmt der 
Letztverbraucher oder ein Dienst-
leister für ihn diese Rolle wahr, 
wird er ebenfalls zum Prosumer. 

Das Verbrauchs- und Erzeu-
gungsverhalten von Prosumern 
hat Einfluss auf den Stromfluss im 
Netz. Diesem sich verändernden 
Stromflussverhalten soll das MsbG 
Rechnung tragen, indem es die 
Grundlage schafft für bidirektio-
nale Informationsflüsse, durch die 

wird. Der Letztverbraucher 
wird also immer häufiger 
zum sogenannten Prosumer 
und übernimmt damit – zu-
mindest zeitweise – auch 
die Rolle des Stromerzeu-
gers. Durch diese sich  
verändernde Struktur des 
Energiesystems wird die  
Erfassung und Abrechnung 
der „Strombewegungen“ 
im Netz aufwändiger. Das 
Smart Metering soll da-
bei die technische Grund-
lage für eine den heutigen 
Anforderungen genügende 
Messung und Erfassung der 
Strombewegungen im Netz 
bilden. 

B.1. Prosumer

B.1. a) Letztverbraucher als  
„Prosumer“
Der Prosumer ist derjenige, der 
Strom vor allem aus erneuerba-
ren Quellen selbst erzeugt und 
in das Netz einspeist. Unter Pro-
sumer im Sinne eines modernen 
Energiesystems versteht man aber 
auch denjenigen, der zu einem fle-
xiblen Umgang mit Strom in der 

das Verbrauchs- und Erzeugungs-
verhalten der Prosumer dezent-
ral erfasst und zentral genutzt wer-
den kann.

B.1. b) Digitalisierung als  
Chance für Prosumer
Die Digitalisierung des Energie-
systems ermöglicht Technologi-
en und Lösungen, die erforderlich 
sind, um ein intelligentes Zusam-
menspiel aus Stromerzeugung und 
-verbrauch zu ermöglichen. Smart 
Meter sollen helfen, Strom aus 
erneuerbaren Energien in den 
Strommarkt zu integrieren und 
Stromangebot und -nachfrage bes-
ser in Einklang zu bringen. Lang-
fristige Vision in  Phase 3 ist da-
bei nicht nur die exakte Erfassung 
von ein- und ausgespeisten Strom-
mengen, sondern auch die Steue-
rung von Erzeugern und Verbrau-
chern über das Smart-Meter-Gate-
way, um das Ziel eines intelligen-
ten Stromnetzes („Smart Grid“) zu 
realisieren.
Für den Letztverbraucher/Prosu-
mer kann die Digitalisierung pers-
pektivisch Kostenvorteile bei der 
Energieversorgung bringen. Zum 
einen schafft das MsbG die Grund-
lage dafür, dass Verbraucher durch 
den Einsatz von freien und intelli-
genten Messsystemen präzise In-
formationen über ihr Verbrauchs-
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tionen auf den Geräten integriert 
werden sollen (§ 21 Abs. 1 Nr. 4 lit. 
a) MsbG).

B.1. c) Schutz des Prosumers
Das MsbG verfolgt nicht nur das 
Anliegen, das Verbrauchs- bzw. Er-
zeugungsverhalten des Prosumers 
genau zu erfassen und die hieraus 
gewonnenen Informationen im 
Sinne des Gesamtsystems nutzbar 
zu machen. Vielmehr trägt es auch 
dem Recht des Prosumers auf in-
formationelle Selbstbestimmung 
Rechnung, das in einem Span-
nungsverhältnis steht zum primä-
ren Anliegen der Digitalisierung, 
die Daten sicht- und nutzbar zu 
machen. Das MsbG versucht hier, 
die Datenschutzinteressen des 
Prosumers in einen gerechten Aus-
gleich zu bringen mit dem überge-
ordneten Anliegen eines flexiblen 
und zukunftsfähigen Energiesys-
tems. Hierfür sind strenge Anfor-
derungen an die Datensicherheit 
und den Datenschutz (vgl. Unter-
kapitel D.VII) vorgesehen. Auch 
insoweit steht der Prosumer im 
Mittelpunkt der gesetzgeberischen 
Gestaltung. 

Schließlich soll das MsbG 
den Letztverbraucher, der sich 
nicht freiwillig für Produkte im Be-
reich Smart Metering entscheidet, 
auch vor unzumutbaren Kosten 

durch die Digitalisierung schützen. 
Zu diesem Zweck sieht das Gesetz 
nur eine gestufte Einführung mo-
derner Messeinrichtungen und in-
telligenter Messsysteme vor. Ein 
Roll-out „um jeden Preis“ soll ver-
hindert werden. Stattdessen sollen 
die für Letztverbraucher zu erwar-
tenden Vorteile durch die Digita-
lisierung in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Kostenbelastun-
gen stehen.

B.2. Stromversorger

B.2. a) Versorger bzw.  
Stromlieferanten
Die Geschäftstätigkeit von Strom-
lieferanten ist auf den Vertrieb von 
Strom zum Zweck der Belieferung 
von Letztverbrauchern ausgelegt. 
Veränderte Muster bei den Letzt-
verbrauchern (wie etwa die unter 
Ziff. 1 beschriebene Entwicklung 
zum Prosumer) haben damit im-
mer auch mittelbaren Einfluss auf 
die Tätigkeit der Lieferanten. Die 
Stromlieferung gilt als sogenann-
tes Commodity-Geschäft, d.h. die 
Ware (der Strom) ist stark standar-
disiert und kann von vielen Lie-
feranten in vergleichbarer Qua-
lität geliefert werden kann. Dies 
führt dazu, dass vor allem der Preis 

verhalten erhalten können (vgl. § 
21 Abs. 1 Nr. 2 MsbG). Dies wiede-
rum kann Verbraucher zu einem 
sparsameren und effizienten Nut-
zungsverhalten anhalten. Zum 
anderen sollen Verbraucher von 
günstigeren Stromtarifen (vgl. 
Unterkapitel C.II.1) profitieren 
können, die durch den Einsatz von 
Lastflexibilisierungen und Lastver-
schiebungen („Lastmanagement“) 
möglich sind.
Schließlich ist darauf hinzuweisen, 
dass sich durch die Digitalisierung 
die Verbraucherfreundlichkeit der 
Energieversorgung stärken lässt. 
Bereits heute werden mit Hilfe frei-
er Messsysteme innovative Ener-
gieprodukte, Laststeuerungen und 
Verbrauchsvisualisierungen oder 
„Smart-Home“-Produkte angebo-
ten. Perspektivisch kann die Digi-
talisierung den Letztverbrauchern 
weiteren Nutzen bringen. So soll 
zukünftig etwa eine spartenüber-
greifende Messung (vgl. Unter-
kapitel C.V) möglich sein, bei der 
nicht nur die Messwerte für Strom, 
sondern auch für die Sparten Gas, 
Fernwärme oder Heizwärme er-
fasst werden (vgl. etwa § 6 Nr. 2 
MsbG und § 20 MsbG). Ferner ent-
hält das MsbG für  Phase 3  
eine technologieoffen gestaltete 
Regelung, wonach auf Wunsch des 
Letztverbrauchers weitere Funk-
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Grundlage der präzisen Informati-
onen über das Verbrauchsverhal-
ten besondere Stromtarife für be-
sondere Kundengruppen anzubie-
ten. Zu denken ist insbesondere an 
Kunden mit einem atypischen Nut-
zungsverhalten, dem etwa durch 
maßgeschneiderte Tarife Rech-
nung getragen werden kann. Gem. 
§ 40 Abs. 5 Satz 1 EnWG sollen 
Stromversorger last- und tages-
zeitvariable Tarife anbieten. Um 
dies praktisch umsetzen zu kön-
nen, sind freie oder intelligente 
Messsysteme erforderlich. 
Darüber hinaus können Strom-
versorger auf Grundlage der Ver-
brauchsinformationen andere spe-
zielle Produkte anbieten. Denk-
bar wäre etwa eine Lösung, bei der 
der Letztverbraucher dem Strom-
lieferanten zusätzlich Steuerungs-
befugnisse für seine Verbrauchs-
anlagen einräumt. Hierdurch lie-
ßen sich Sondertarife für flexib-
le Lasten realisieren, die mit De-
mand Response (bzw. Demand 
Side Management) kombiniert 
werden. Denkbar sind etwa spe-
zielle Tarife für Ladestrom, bei 
denen der Stromkunde Zeitfens-
ter für den Ladevorgang vorgeben 
kann, innerhalb derer der Strom-
lieferant das Lieferprofil unter Be-
rücksichtigung von Markt- und 
Netzsituationen selbst festlegen 

maßgebliches Unterscheidungs-
kriterium der Lieferanten ist. Es ist 
möglich, dass sich aufgrund von 
Smart Metering das Geschäftsfeld 
der Stromlieferung in dieser Hin-
sicht verändert, da sich neue Dif-
ferenzierungsmöglichkeiten erge-
ben.

B.2. b) Digitalisierung  
als Chance für Lieferanten
Für den Stromversorger kann die 
Digitalisierung in erster Linie den 
Mehrwert bieten, dass er eine ge-
naue Information darüber erhält, 
wann seine Kunden wieviel Strom 
verbrauchen. Diese Information 
kann der Stromlieferant gem. § 49 
Abs. 2 Nr. 6 MsbG und § 50 Abs. 1 
Nr. 1 MsbG zur Erfüllung seines 
Liefervertrages nutzen. Auf Grund-
lage exakter Informationen über 
den Verbrauch kann der Strom-
lieferant den Strom präziser und 
möglicherweise zu besseren Kon-
ditionen beschaffen. Durch einen 
aktiveren Intraday-Handel und un-
tertätige Fahrplananpassungen 
kann er außerdem Ausgleichsener-
giekosten sparen. Gerade bei Kun-
den mit großen Strombezugsmen-
gen bietet es dem Lieferanten Vor-
teile, den Verbrauch „in Echtzeit“ 
genau zu kennen. 

Darüber hinaus ist es dem 
Stromlieferanten möglich, auf 

kann. Zur Umsetzung solcher Kon-
zepte ermöglichen freie und ab 

 Phase 3 intelligente Mess-
systeme den Steuerungszugriff 
auf Verbraucher auf Kundenseite. 
Eine Nutzung der Verbrauchsda-
ten zu solchen „weitergehenden“ 
Zwecken ist allerdings nur mit aus-
drücklicher Zustimmung durch 
den Letztverbraucher möglich, vgl. 
§ 50 Abs. 1 HS. 1 MsbG.

Schließlich sind für die 
Stromlieferanten effiziente und 
kostengünstige Abrechnungssys-
teme von Interesse. Freie und in-
telligente Messsysteme können 
hier Kostenvorteile bieten, etwa 
wenn Jahresablesungen und Zwi-
schenablesungen mit persönlichen 
Vor-Ort-Terminen entbehrlich 
werden, oder wenn die Messwerte 
unmittelbar in das Abrechnungs-
system des Stromversorgers über-
nommen werden können.

B.2. c) Schutz der Kundenbeziehung 
des Lieferanten
Der Rechtsrahmen lässt es zu, dass 
Stromlieferanten kombinierte Pro-
dukte aus Strom und Messstel-
lenbetrieb anbieten, ohne selbst 
Messstellenbetreiber zu sein. Gem. 
§ 9 Abs. 2 MsbG gilt dieses Son-
derrecht nur für Lieferanten – in 
sonstigen Fällen ist es erforderlich, 
dass ein zusätzlicher Vertrag zwi-
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tei durch den von einer Anlage er-
zeugten Strom versorgt werden 
soll (wie beispielsweise beim Mie-
terstrom), ist dies allerdings nicht 
mehr möglich.

B.3. b) Smart Meter als Chance
Für die Betreiber von Stromerzeu-
gungsanlagen im Anwendungsbe-
reich des KWKG und des EEG ist 
die Verwendung freier oder intel-
ligenter Messsysteme dann attrak-
tiv, wenn diese Messsysteme zu-
gleich als Fernsteuerung i.S.v. § 9 
Abs. 1 EEG 2017 bzw. § 6 Abs. 1 Nr. 
5 KWKG 2017 dienen können. Dies 
ermöglicht es den Anlagenbetrei-
bern, die für die EEG- und KWKG-
Vergütung erforderliche Fernsteu-
erung zu erfüllen. Dies setzt aller-
dings vor allem voraus, dass durch 
Smart Meter auch Kostenerspar-
nisse realisiert werden.
Gleichzeitig ist es möglich, durch 
den Einsatz freier oder später in-
telligenter Messsysteme die Anla-
genfahrweise unter Berücksich-
tigung von weiteren Aspekten wie 
etwa Stromnebenkosten oder ak-
tuellem Strombedarf innerhalb der 
Kundenanlage zu optimieren. Da 
sich regelmäßig nur durch die Ge-
winnung zusätzlicher Erlösmög-
lichkeiten die vorgenannten Kos-
tenersparnisse realisieren lassen, 
kommt es entscheidend darauf an, 

dass der Smart Meter auch vom 
Flexibilitäts- bzw. Direktvermark-
ter eingesetzt werden kann.

B.3. c) Schutz vor zusätzlichen 
Kosten
Anlagenbetreiber sind speziell im 
MsbG als eine der Gruppen ge-
nannt, bei denen Pflichteinbauten 
von intelligenten Messsystemen 
vorgenommen werden sollen. Wie 
allerdings unter Ziff. C.II.1 aus-
führlich dargestellt, gibt es diver-
se Möglichkeiten, sich vor Zusatz-
kosten zu schützen – beispielswei-
se durch Einbau eines freien Mess-
systems.

B.4 Flexibilitäts- und  
Direktvermarkter

B.4. a) Konzept der Flexibilitäts- 
und Direktvermarkter
Das Geschäftsmodell der Flexibili-
täts- und Direktvermarkter bezie-
hungsweise  Aggregatoren besteht 
darin, größere Erzeugungs- und 
Verbrauchsanlagen (in der Pra-
xis meist über 100 kW ) direkt an 
der Strombörse zu vermarkten. Die 
Anlagen werden dabei so einge-
setzt, dass der wirtschaftliche Er-
trag optimiert wird. Für die Ver-
markter ist es von großer Bedeu-

schen Letztverbraucher und Mess-
stellenbetreiber abgeschlossen 
wird. Insbesondere für den Ver-
trieb an Kunden, die noch nicht 
über ein intelligentes Messsystem 
verfügen, kann sich dies als attrak-
tives Angebot erweisen, etwa wenn 
gleichzeitig neue Technologien zur 
Verbrauchsvisualisierung (etwa 
per Handy-App, Online-Portal etc.) 
angeboten werden. Kunden lassen 
sich ggf. leichter zu einem Anbie-
terwechsel motivieren, wenn sie 
vom neuen Anbieter zugleich in-
novative Verbrauchserfassungssys-
teme erhalten. 

B.3. Betreiber einer Erzeugungs-
anlage

B.3. a) Betreiberbegriff
Unter einem Anlagenbetreiber ver-
steht man denjenigen, der die tat-
sächliche Herrschaft, die Arbeits-
weise der Anlage eigenverantwort-
lich bestimmt und das wirtschaft-
liche Risiko trägt.5 Aus wirtschaft-
lichen Gründen (insbesondere 
Anreizen, die das EEG und KWKG 
setzen) ist der Anlagenbetreiber 
und der Letztverbraucher oft per-
sonenidentisch – in dem Fal han-
delt es sich um einen Prosumer (s. 
Ziff. 1). Sobald mehr als eine Par-

Kunden lassen sich ggf. leichter zu einem  
Anbieterwechsel motivieren, wenn sie  
vom neuen Anbieter zugleich innovative  
Verbrauchserfassungssysteme erhalten. 
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nals) offen sind. Dieses technische 
Mindesterfordernis soll es in  

 Phase 3 erlauben, dass der Di-
rektvermarkter einen direkten 
Steuerungszugriff auf das intelli-
gente Messsystem erhält. 

Nachdem der Letztverbrau-
cher gem. § 5 MsbG seinen Mess-
stellenbetreiber frei auswählen 
kann, kann der Direktvermarkter 
für KWK- und EEG-Anlagen selbst 
seinen Kunden einen speziellen 
Messstellenbetrieb anbieten, der 
auf die besonderen Belange de-
zentraler Erzeugungsanlagen zu-
geschnitten ist und gleichzeitig die 
Steuerung ermöglicht. 

Von der Digitalisierung pro-
fitieren neben den Direktvermark-
tern auch die Flexibilitätsver-
markter, die Erzeugungs- und Ver-
brauchsanlagen (ggf. auch Spei-
cher) im Rahmen eines sog. vir-
tuellen Kraftwerks gebündelt an 
den Flexibilitätsmärkten vermark-
ten beziehungsweise in der Be-
triebsweise optimieren („Fahrplan-
management“). Diesen Anbietern 
käme es entgegen, wenn schluss-
endlich einheitliche Standards für 
das Smart Meter-Gateway einge-
führt werden sollen. Dies soll es ab 

 Phase 3 erleichtern, neue An-
lagen in die zentrale Steuerung 
des Flexibilitätsvermarkters ein-
zubinden. Außerdem ermöglichen 

tung, schnellen Zugriff auf die An-
lagen zu erhalten und ihr Geschäft 
auf einer möglichst genauen Da-
tenbasis auszuüben.

B.4. b) Smart Meter als Chance
Auch für Direktvermarkter von 
Stromerzeugungsanlagen im EEG 
und im KWKG kann die Digitalisie-
rung Vorteile bringen. Nach dem 
MsbG sollen intelligente Mess-
systeme spätestens in  Phase 3  
nicht nur in der Lage sein, die je-
weilige Ist-Einspeisung solcher An-
lagen zu erfassen, zu verarbeiten 
und zu übermitteln, sondern auch 
für eine Steuerung der Anlagen ge-
eignet sein (§ 21 Abs. 1 Nr. 1 lit. b) 
und c) MsbG). Solange dies tech-
nisch durch intelligente Messsys-
teme noch nicht realisiert werden 
kann, werden freie Messsysteme 
dafür eingesetzt.

Soweit intelligente Messsys-
teme verbaut sind, entfällt die Not-
wendigkeit für Direktvermarkter, 
eine eigene Fernwirk- und Steu-
erungstechnik einzusetzen und 
zu betreiben. Hierzu verlangt § 21 
Abs. 1 Nr. 3 lit. a) MsbG, dass in-
telligente Messsysteme neben der 
Kommunikation mit dem Smart 
Meter Gateway-Administrator für 
mindestens eine weitere Art der 
Fernkommunikation (z.B. in Form 
eines zweiten Kommunikationska-

freie und intelligente Messsyste-
me eine genauere Erfassung der 
Verbrauchs- und Erzeugungsdaten 
des Kunden. Dies verbessert die 
Möglichkeiten zur Anlagenopti
mierung, bei der es insbesonde-
re darum geht, die Erlöse der Er-
zeugungsanlagen zu maximie-
ren und die Stromnebenkosten der 
kundeneigenen Verbraucher zu 
minimieren.

B.4. c) Schutz vor  
verpflichtenden Vorgaben
Erzeugungsanlagen ab 100 kW sind 
frühestens ab 2020 von Pflicht-
einbauten betroffen. Im Übrigen 
ist wie beim Anlagenbetreiber auf 
Ziff. C.II.1 zu verweisen.



22  | Leitfaden 2018

Praktisch macht sich dies 
insbesondere dadurch bemerk-
bar, dass der Anschlussnutzer gem. 
§ 5 MsbG den Messstellenbetrei-
ber frei wählen und sich dafür ent-
scheiden kann, dass nicht der 
Netzbetreiber, sondern ein Dritter 
den Messstellenbetrieb erbringt. 
Für Netzbetreiber bedeutet dies in 
erster Linie, dass sie im Messstel-
lenbetrieb einem Wettbewerb aus-
gesetzt sind. 

Für die modernen Mess-
einrichtungen und intelligenten 
Messsysteme ist die Trennung zwi-
schen Netzbetrieb und Messstel-
lenbetrieb stärker ausgeprägt. Zum 
einen liegt insoweit die Grund-
zuständigkeit nicht zwangsläufig 
beim Netzbetreiber. Vielmehr kann 
die Grundzuständigkeit für mo-
derne Messeinrichtungen und in-
telligente Messsysteme im Verfah-
ren nach §§ 41 bis 45 MsbG auf ein 
anderes Unternehmen übertragen 
werden. Infolge dessen bleiben – 
bis zum Ablauf der Übertragung – 
Netz und Messstellenbetrieb lang-
fristig getrennt. Wurde eine solche 
Übertragung nicht durchgeführt 
und ist die Grundzuständigkeit für 
moderne Messeinrichtungen und 
intelligente Messsysteme beim 
Netzbetreiber verblieben, macht 
sich eine gewisse Trennung zwi-
schen Netz- und Messstellenbe-

trieb zum anderen dadurch be-
merkbar, dass beides buchhalte-
risch entflochten sein muss (ge-
mäß § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG). Der 
Gesetzgeber hat also ein „buchhal-
terisches Unbundling“ zwischen 
Netz und Messstellenbetrieb (für 
mME und iMS) umgesetzt. Hier-
durch soll verhindert werden, dass 
ein vertikal integrierter Messstel-
lenbetreiber Wettbewerbsvortei-
le im Bereich des Messstellenbe-
triebs oder in anderen Tätigkeits-
bereichen erlangt. Insbesondere 
soll die Entflechtung sicherstellen, 
dass die wettbewerblichen Kos-
ten, die dem Netzbetreiber durch 
den Messstellenbetrieb entste-
hen, nicht in den Netzbereich ein-
fließen und so die Kosten-/Erlös-
relation des wettbewerblichen Be-
reichs verbessern. Dies würde dem 
grundzuständigen Messstellenbe-
treiber Wettbewerbsvorteile ge-
genüber wettbewerblichen Mess-
stellenbetreibern verschaffen und 
damit insgesamt den Wettbewerb 
zwischen den Messstellenbetrei-
bern verzerren. 

Dadurch, dass die Grundzu-
ständigkeit für den Betrieb moder-
ner Messeinrichtungen und intel-
ligenter Messsysteme aufgrund ei-
ner Übertragung gemäß §§ 41 bis 
45 MsbG vom Netzbetrieb getrennt 
sein kann, können sich am Markt 

B.5. Netzbetreiber
Auch wenn nach dem Leitbild des 
MsbG der Netzbetreiber selbst nur 
noch zuständig für das konven-
tionelle („alte“) Messwesen ist – 
die Vorschriften des MsbG wirken 
sich erheblich auf die Tätigkeit von 
Netzbetreibern aus. 

B.5. a) Verändertes  
Aufgabenspektrum
Durch das MsbG wurde eine Tren-
nung von Messstellenbetrieb und 
Netzbetrieb eingeführt. Diese 
Grundstruktur ist die Grundlage 
für die Schaffung von Wettbewerb 
in einem liberalisierten Mess-
markt. 

Gleichzeitig hat diese Än-
derung für Netzbetreiber erhebli-
che Auswirkungen: Zwar liegt die 
Grundzuständigkeit für herkömm-
liche Messeinrichtungen weiter-
hin beim Netzbetreiber. Dieser be-
treibt nur noch die Messstellen,
– �die weder mit intelligenten 

Messsystemen beziehungswei-
se modernen Messeinrichtungen 
ausgestattet sind 

– �noch mit freien Messsystemen 
von wettbewerblichen Messstel-
lenbetreibern betrieben werden.
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daten erheben darf, um Belangen 
des Netzbetriebs Rechnung zu tra-
gen. Gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 1 lit. d 
MsbG müssen intelligente Mess-
systeme in der Lage sein, einzel-
ne Netzzustandsdaten zu messen, 
zeitnah zu übertragen und Proto-
kolle über Spannungsausfälle mit 
Datum und Zeit zu erstellen. 

Netzzustandsinformatio-
nen können Netzbetreiber für den 
Netzbetrieb nutzen, beispielsweise 
zur Optimierung der Netzauslas-
tung. Ferner können sie auf Basis 
dieser Informationen auch unter-
schiedliche Netztarife i.S.v. § 14a 
EnWG anbieten.

B.6. Messstellenbetreiber  
(grundzuständig)

B.6. a) Der Begriff der  
Grundzuständigkeit (gMSB)
Grundzuständiger Messstellen-
betreiber i.S.v. § 2 Nr. 4 MsbG ist 
dasjenige Unternehmen, das ver-
pflichtet ist, in einem bestimmten 
Gebiet den Messstellenbetrieb für 
alle Messstellen durchzuführen, 
soweit nicht der Anschlussnutzer 
gem. § 5 MsbG oder der Anschluss-
nehmer gemäß § 6 MsbG einen 
Dritten als Messstellenbetreiber 
ausgewählt haben.

langfristig spezialisierte Anbieter 
etablieren, die für mehrere Netzge-
biete die Rolle des grundzuständi-
gen Messstellenbetreibers für mo-
derne Messeinrichtungen und in-
telligente Messsysteme überneh-
men. Dabei bleibt die Übertragung 
der Grundzuständigkeit für mo-
derne Messeinrichtungen und in-
telligente Messsysteme auch bei 
einem Netzbetreiberwechsel be-
stehen. Hierdurch wird sicherge-
stellt, dass das die Grundzustän-
digkeit übernehmende Unterneh-
men i.S.v. § 43 MsbG die Grund-
zuständigkeit auch dann behält, 
wenn zwischenzeitlich der Netzbe-
treiber wechselt. 

B.5. b) Smart Meter als Chance  
für die Optimierung des Netzes
Die Verwendung von Smart Meter-
Daten bietet für den Netzbetreiber 
den Vorteil präziser Netzzustands-
informationen, die er für den Netz-
betrieb nutzen kann. Nutzbar wer-
den die Daten für Netzbetreiber 
dann, wenn sich aus diesen durch 
Datenaggregation oder Datenana-
lysetools Aussagen für bestimm-
te physikalisch abgrenzbare Netz-
bereiche ableiten lassen. Rechts-
grundlage hierfür ist § 56 MsbG, 
wonach der Messstellenbetreiber 
in bestimmten Fällen im Auftrag 
des Netzbetreibers Netzzustands-

Für jedes Gebiet gibt es ei-
nen grundzuständigen Mess-
stellenbetreiber. Dabei kann die 
Grundzuständigkeit für konventi-
onelle Messeinrichtungen (immer 
der Netzbetreiber) einerseits sowie 
moderne Messeinrichtungen und 
intelligente Messsysteme anderer-
seits auseinanderfallen. Denn ge-
mäß §§ 41 bis 45 MsbG kann die 
Grundzuständigkeit für moder-
ne Messeinrichtungen und intelli-
gente Messsysteme auf ein anderes 
Unternehmen übertragen werden, 
wodurch dieses die Grundzustän-
digkeit übernimmt. Demgegen-
über verbleibt die Grundzustän-
digkeit für konventionelle Messge-
räte stets beim Netzbetreiber. 

Der Messstellenbetrei-
ber hat einerseits die Aufgabe, die 
Messstellen zu betreiben und die 
erhobenen Messwerte zu erheben 
und weiterzuleiten. Andererseits 
ist er nach Maßgabe von §§ 29 ff. 
MsbG dazu verpflichtet, moderne 
Messeinrichtungen und intelligen-
te Messsysteme einzubauen und 
damit den stufenweisen Smart Me-
ter Rollout umzusetzen. 
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vgl. § 4 Abs. 3 MsbG. Ferner müs-
sen die grundzuständigen Mess-
stellenbetreiber gemäß § 7 MsbG 
die in § 31 MsbG vorgegebenen 
Preisobergrenzen für den Betrieb 
intelligenter Messsysteme einhal-
ten. Schließlich ist der Messstel-
lenbetreiber verpflichtet, die zahl-
reichen im MsbG geregelten Min-
destanforderungen an den Mess-
stellenbetrieb einzuhalten. Dazu 
gehören insbesondere Regelungen 
zur Gewährleistung einer hohen 
Datensicherheit (technische Min-
destanforderungen an die einge-
setzten Mess- und Kommunikati-
onssysteme) und Vorgaben zur Ge-
währleistung eines datenschutz-
rechtlichen Mindeststandards.

B.7. Messstellenbetreiber  
(wettbewerblich)

B.7. a) Begriff des wettbewerb-
lichen Messstellenbetreibers 
(wMSB)
Die sogenannten wettbewerbli-
chen Messstellenbetreiber tre-
ten in Konkurrenz zum jeweiligen 
grundzuständigen Messstellenbe-
treiber. Wettbewerbliche Messstel-
lenbetreiber erbringen den Mess-
stellenbetrieb nur, wenn sich ge-
mäß § 5 MsbG der Anschlussnut-
zer (bzw. gemäß § 6 MsbG der 
Anschlussnehmer) aktiv für sie 
entschieden hat. Dieses Wahlrecht 
ist die Grundlage für den Wett-
bewerb, den der Gesetzgeber im 
Messmarkt eingeführt hat. 

B.7. b) Chancen des wMSB
Wettbewerbliche Messstellenbe-
treiber können bundesweit an-
bieten und sich durch besonde-
re Angebote für Prosumer bzw. 
Anschlussnutzer hervortun. Die-
se besonderen Angebote können 
nicht nur darin liegen, dass sie den 
Messstellenbetrieb zu günstige-
ren Konditionen anbieten, sondern 
auch in besonderen Zusatzdiens-
ten (Mehrwertdienste) – auch in 
Kooperation mit anderen Markt-
rollen und Akteuren.

B.6. b) Pflichten des grundzustän-
digen Messstellenbetreibers
Den grundzuständigen Messstel-
lenbetreiber treffen insbesondere 
die in § 29 ff. MsbG geregelten Ein-
baupflichten – siehe hierzu Abb. 3.

Im Übrigen enthält das 
MsbG zahlreiche Vorgaben, die von 
grundzuständigen Messstellenbe-
treibern einzuhalten sind. Ist der 
grundzuständige Messstellenbe-
treiber nicht zugleich Netzbetrei-
ber, muss ihm die Bundesnetz-
agentur (BNetzA) vor Übernahme 
der Grundzuständigkeit eine Ge-
nehmigung nach § 4 MsbG ertei-
len. Diese setzt voraus, dass der 
Messstellenbetreiber die erforder-
liche personelle, technische und 
wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit und Zuverlässigkeit besitzt, 

Moderne Messeinrichtung (digitaler Zähler ohne Kommunikationseinheit)
Einbaupflicht (ab sofort bis zum Jahr 2032, soweit nicht die Ausstattung mit intelligentem Messsystem  
vorgegeben ist sowie bis zur Fertigstellung von Neubauten oder Gebäuden, die einer größeren Renovie-
rung unterzogen werden)

Preisobergrenzen  
(pro Jahr)

Verbraucher 
(Jahresverbrauch 
in kWh)

Einbau ab Erzeuger 
(installierte Leis-
tung in kW)

Einbau ab

20 EUR verbrauchsunab-
hängig

sofort leistungsunab-
hängig

sofort

Intelligentes Messsystem (digitaler Zähler mit Kommunikationseinheit)
Einbaupflicht

Preisobergrenzen  
(pro Jahr)

Verbraucher 
(Jahresverbrauch 
in kWh)

Einbau ab / 
bis spätestens

Erzeuger 
(installierte  
Leistung in kW)

Einbau ab

100 EUR > 6.000 – 10.000 2020 / 2028 > 7 – 15 2017 / 2025

100 EUR steuerbare Ver-
brauchseinrichtung 
(z.B. Wärmepumpe)

2017 – –

130 EUR > 10.000 – 20.000 2017 / 2025 > 15 – 30 2017 / 2025

170 EUR > 20.000 – 50.000 2017 / 2025 – –

200 EUR > 50.000 – 100.000 2017 / 2025 > 30 – 100 2017 / 2025

angemessen > 100.000 2017 / 2032 > 100 2020 / 2028

Optionaler Einbau (beauftragt vom grundzuständigen Messstellenbetreiber (Wahlrecht),  
jedoch Duldungspflicht des Verbrauchers/Erzeugers)

Preisobergrenzen  
(pro Jahr)

Verbraucher 
(Jahresverbrauch 
in kWh)

Einbau ab Erzeuger 
(installierte  
Leistung in kW)

Einbau ab

23 EUR bis 2.000 2020 – –

30 EUR 2.000 – 3.000 2020 – –

40 EUR 3.000 – 4.000 2020 – –

60 EUR 4.000 – 6.000 2020 Neuanlagen > 1 – 7 2018

Quelle: Bundesnetzagentur, Modifikation bne

Abbildung 3: Einbaupflichten, -fristen und Preisobergrenzen (Brutto) des 
grundzuständigen Messstellenbetreibers für moderne Messeinrichtungen 
und intelligente Messsysteme 
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B.8. Anschlussnehmer  
(Eigentümer)

B.8. a) Begriff des  
Anschlussnehmers
Anschlussnehmer ist üblicherwei-
se der Eigentümer eines Grund-
stücks oder Gebäudes, das an das 
Energieversorgungsnetz ange-
schlossen ist (vgl. § 2 Nr. 2 MsbG). 
Damit sind insbesondere Eigen-
tümer oder Betreiber von Mehrfa-
milienhäusern gemeint. Das in § 6 
MsbG (ab 2021 geltende) veranker-
te Wahlrecht dient dabei den Be-
langen der Wohnungswirtschaft. 
Denn nach dieser Regelung kann 
der Eigentümer eines Mehrfamili-
enhauses (= Vermieter) selbst den 
Messstellenbetreiber auswählen, 
wenn die Zählpunkte der gesam-
ten Liegenschaft mit intelligenten 
Messsystemen ausgestattet werden 
und damit ein sogenanntes „Bün-
delangebot“ vorliegt (s. sogleich).

B.8. b) Chance für Anschluss
nehmer und Wohnungswirtschaft
Unter den Voraussetzungen von  
§ 6 MsbG liegt das Wahlrecht hin-
sichtlich des Messstellenbetrei-
bers nicht beim Anschlussnutzer 
(= Letztverbraucher, s.o.), sondern 
beim Anschlussnehmer. Durch die 
Wahlmöglichkeit nach § 6 MsbG 
sollen ab dem Jahr 2021 Syner-

Hintergrund: Nahezu alle 
unter Kapitel C. aufgeführ-
ten Geschäftsmodelle erfor-
dern die Mitwirkung eines 
wettbewerblichen Mess-
stellenbetreibers. Im Un-
terschied zum grundzustän-
digen Messstellenbetrei-
ber ist der wettbewerbliche 
Messstellenbetreiber um ein 
Vielfaches freier und unab-
hängiger in seinem Handeln. 
Smart Metering ohne wett-
bewerbliche Messstellenbe-
treiber ist damit schlicht-
weg undenkbar.

B.7. c) Schutz des wMSB
Wettbewerbliche Messstellenbe-
treiber können sich bei eingebau-
ten freien Messsystemen auf die 
Schutzfunktion der §§ 36 Abs. 1 S. 
1 Hs. 2, 19 Abs. 5 MsbG berufen. 
Demnach wird an Messstellen, an 
denen freie Messsysteme installiert 
sind, die Einbaupflicht intelligen-
ter Messsysteme zeitlich ausge-
setzt. Grundzuständige Messstel-
lenbetreiber können die Kunden 
der wettbewerblichen Messstellen-
betreiber damit nicht ohne weite-
res übernehmen. 

gieeffekte genutzt und die Wirt-
schaftlichkeit des freiwilligen Ein-
baus von intelligenten Messsyste-
men gestärkt werden. Denn durch 
die Digitalisierung der gesam-
ten Liegenschaft wird ein günsti-
ges Zähler-Gateway-Verhältnis er-
reicht. Außerdem wird ein „ge-
bündelter Messstellenbetrieb“ ge-
fördert, bei dem auch die ande-
ren Messgeräte, die die Sparten 
Gas, Fernwärme, Heizwärme mes-
sen, in das intelligente Messsystem 
eingebunden werden. Dies eröff-
net außerdem die Möglichkeit für 
wettbewerbliche Messstellenbe-
treiber, sich speziell auf Lösungen 
für Mehrfamilienhäuser zu kon-
zentrieren.

5 �Vgl. BNetzA, Leitfaden zur Eigenversorgung,  
Juli 2016, S. 22.
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C.	 Neue Geschäftsmodelle im Bereich Smart Metering

Im Folgenden werden durch das Smart Metering denkbare 
neue Geschäftsmodelle aufgezeigt, systematisch geordnet und 
hinsichtlich der grundlegenden rechtlichen und tatsächlichen 
Anforderungen dargestellt. 
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Smart Metering ist auch erforder-
lich, wenn Kontingenttarife abgebil-
det werden sollen, die beispielswei-
se bestimmte monatliche Strom-
kontingente für einen Festpreis zur 
Verfügung stellen und darüberhin-
ausgehenden Stromverbrauch mit 
einem zusätzlichen Preis belegen.

C.I.1. b) Zielgruppen
Lieferanten, wettbewerbliche und 
grundzuständige Messstellenbe-
treiber, Prosumer

C.I.1. c) Hintergrund
Lieferanten können die Smart Me-
ter dafür nutzen, neue Tarifmodel-
le zu entwickeln und anzubieten. 
Der Gesetzgeber will dabei das An-
gebot variabler Tarife durch den 
Einsatz moderner Messtechnik be-
fördern. Dies zeigt sich an zahlrei-
chen gesetzlichen Neuregelungen 
des MsbG bzw. weiterer Gesetze 
und Verordnungen:
– �Die Daten sollen gem. § 35 Abs. 1 

S. 2 Nr. 2 MsbG ohne zusätzliche 
Kosten als Standardleistung zur 
Verfügung gestellt werden.

– �Für bestimmte Tarife ist gem.  
§ 50 Abs. 2 Nr. 10 MsbG keine 
zusätzliche datenschutzrecht-
liche Einwilligung des Letztver-
brauchers notwendig.

Erläuterung: Die Geschäfts-
modelle sind danach ge-
kennzeichnet, ob sie mit 
Hilfe freier Messsyste-
me umgesetzt werden kön-
nen oder den strengen tech-
nischen Vorgaben des BSI 
unterstellt sind (und da-
her absehbar nur unter Ver-
wendung eines intelligenten 
Messsystems durchzufüh-
ren sind). 

Ziff. I stellt energiewirt-
schaftliche Anwendungen dar – 
hierbei geht es im Wesentlichen 
um die Optimierung und Ermög-
lichung bereits vorhandener ener-
giewirtschaftlicher Anwendungs-
fälle. 

Ziff. II nimmt Steuerungs-
anwendungen in den Blick. Hier 
geht es folglich insbesondere da-
rum, dass über die mit Messtech-
nik verknüpfte Regelungs- und 
Steuertechnologie auf eine Hard-
ware-Einheit „eingewirkt“ wird 
und dies zu einem pyhsikalischen, 
aber auch zu einem positiven wirt-
schaftlichen Effekt führt. 

Ziff. III betrachtet das Feld 
der Elektromobilität, für das in 
vielfacher Hinsicht Sonderregeln 
greifen.

Ziff. IV nimmt das auf-
grund der Verknüpfung mit ande-
ren Sparten ebenfalls gesondert zu 
betrachtende Feld der Wohnungs-
wirtschaft in den Blick. 

Ziff. V enthält eine Gesamt-
schau der „datenbezogenen An-
wendungsfälle“. Das sind Anwen-
dungen, bei denen das durch die 
Messtechnik gewonnene Datum 
(neben weiteren Daten) Kern der 
Wertschöpfung ist. Darüber hinaus 
wird der Zusammenhang zwischen 
Smart Metering und der Block-
chain-Technologie dargestellt.

C.I. Energiewirtschaftliche  
Anwendungsfälle
Im Folgenden werden relevan-
te energiewirtschaftliche Prozesse 
und Anwendungsfälle dargestellt, 
die mittels Smart Metering opti-
miert werden können.

C.I.1. Umsetzung neuer Stromtarife

C.I.1.a) Kurzbeschreibung  
Geschäftsmodell
Smart Metering ist Grundvoraus-
setzung, um Stromtarife mit un-
terschiedlichen Preisen zu unter-
schiedlichen Zeiten (variable Tarife) 
anbieten zu können.6 Das müssen 
nicht zwingend volatile Tarife sein; 
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fierung zu unterscheiden. Der Un-
terschied besteht im Wesentlichen 
darin, dass bei interner Tarifierung 
die Messwertverarbeitung und die 
Verrechnung des Messwerts mit ei-
nem Strompreis direkt im Gate-
way stattfindet, während bei der 
externen Tarifierung die Verarbei-
tung im Back-End des Lieferan-
ten oder Dienstleisters erfolgt. 
Die externe Tarifierung wird dabei 
heute als Standardfall nahezu in 
allen Ländern verwendet, in denen 
es variable Tarife gibt.10

§ 21 Abs. 1 Nr. 3 lit. b) MsbG 
gibt für intelligente Messsysteme 
vor („muss“), dass diese sowohl 
die interne wie externe Tarifierung 
zu ermöglichen haben. Die Tech-
nische Richtlinie des Bundesam-
tes für Sicherheit in der Informati-
onstechnik (BSI)11 sieht für die in-
terne wie externe Tarifierung ver-
schiedene sog. Tarifanwendungs-
fälle (TAF) vor.

Dabei müssen Smart-Meter-
Gateways für die interne Tarifie-
rung folgende TAFs 2 bis 5 ermög-
lichen: 

– �Die BNetzA soll jährlich gem. § 
77 Abs. 3 Nr. 3 MsbG einen Ge-
samtüberblick für das Angebot 
variabler Tarife erstellen.

– �Netzbetreiber haben gem. § 12 
Abs. 4 StromNZV die Pflicht, dem 
Lieferanten eine 15-minütige Bi-
lanzierung zu ermöglichen.

– �Stromlieferanten sind zudem be-
reits seit 20087 gemäß § 40 Abs. 
5 EnWG dazu verpflichtet, min-
destens einen variablen Tarif 
anzubieten. Das EnWG verwen-
det dabei allerdings einen sehr 
weiten Begriff des variablen Ta-
rifs. Bereits Stromtarife mit Dop-
peltarifzählern genügen der ge-
setzlichen Vorgabe.8

Variable Tarife stehen da-
bei in engem Zusammenhang mit 
einem sich wandelnden Energie-
system. Diese sollen einen Bei-
trag dazu liefern, dass sich bei zu-
nehmender volatiler Einspeisung 
durch Wind und Sonne auch der 
Verbrauch an die Erzeugungssi-
tuation anpasst (sog. lastvariab-
le Stromtarife). 2016 boten knapp 
zehn Prozent der Lieferanten last-

variable Tarife an9. Die benötig-
ten Messdaten können dabei je 
nach Tarif deutlich voneinander 
abweichen. So ist es beispielswei-
se denkbar, dass Tarife angeboten 
werden, die volatil sind – also jede 
Viertelstunde einen neuen Preis 
aufweisen, der etwa  bei der Preis-
bildung an die Preise des Intraday-
markts angelehnt ist. Eine Über-
sicht zu zeit-, last- und ereignis-
abhängigen Tarifen enthält Abbil-
dung 4. Demgegenüber sind heute 
tageszeitabhängige Tarife gängig, 
die insbesondere für Heizstrom 
angeboten werden und in der Re-
gel mit zwei Registern arbeiten, 
die zu unterschiedlichen Tageszei-
ten den entnommenen Strom mes-
sen (ausführliche Darstellung zum 
Heizstrom – siehe Unterkapitel 
C.III.2). 

C.I.1. d) Technische Vorgaben  
und Umsetzung
Prinzipiell sind zwei Wege denk-
bar, wie variable Tarife umgesetzt 
werden können. Dabei ist zwi-
schen interner und externer Tari-

Einordnung Bezeichnung zeitvariabel lastvariabel* ereignisvariabel

preisbasiert Pauschaltarif

Saisonaler Tarif X

Time of Use Pricing (TOU) / 
Zeitvariabler Tarif

X

Critical Peak Pricing (CPP) / Zeitvariabler 
Tarif mit Ereignissen (niedriger oder  
hoher Peak-Preis)

X X

Real-Time-Pricing (RTP) / Dynamischer  
Tarif (mit Preisinformation Day-Ahead  
oder Echtzeit)

X

Anreizbasiert Direct Load Control (DLC) /  
direkte Laststeuerung

X

Notfallprogramme X

Unterbrechbare Lasten X

Nachfrage-Bieterverfahren X

*Lastvariable Tarife senden fortwährend Lastverlagerungssignale an den Kunden
Quelle: bne-Darstellung basierend auf Elisabeth Dütschke, Fraunhofer ISI für vz nrw: Variable Stromtarife aus Kundensicht

Abbildung 4:  Zeitvariable, lastvariable und ereignisvariable Tarife
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Zusammenfassung:  
In  Phase 1 können mit-
tels freier Messsysteme va-
riable Stromtarife angebo-
ten werden. Dabei ist die 
Einholung einer zusätzli-
chen Einwilligung des Letzt-
verbrauchers für bestimmte 
Tarife grundsätzlich gem. § 
50 Abs. 2 Nr. 10 MsbG ver-
zichtbar.  
In  Phase 2 wird voraus-
sichtlich das Angebot vari-
abler Stromtarife mit frei-
en Messsystemen einge-
schränkt werden (soweit in-
telligente Messsysteme zu-
mindest TAF7-fähig sein 
sollten). Freie Messsysteme 
könnten dann nur verwen-
det werden, wenn zusätzlich 
zum variablen Stromtarif 
ein weiterer Mehrwertdienst 
angeboten werden soll, der 
nicht auch mit einem intel-
ligenten Messsystem abge-
bildet werden kann.

– �Zeitvariable Tarife nach § 40 Abs. 
5 S. 2 Var. 2 EnWG (TAF 2)

– �Lastvariable Tarife nach § 40 Abs. 
5 S. 2 Var. 1 EnWG (TAF 3)

– �Verbrauchsvariable Tarife (Kon-
tingenttarife) nach § 40 Abs. 5 S. 
1 EnWG (TAF 4)

– �Ereignisvariable Tarife nach § 40 
Abs. 5 S. 1 EnWG (TAF 5)

Für die externe Tarifierung 
ist als Tarifanwendungsfall (TAF 
7) die sogenannte Zählerstands-
gangmessung gem. § 55 Abs. 1 Nr. 
2 MsbG vorgesehen. Dabei wird als 
Datensatz der Zählerstandsgang für 
den jeweiligen Abrechnungszeit-
raum in mindestens 15-Minuten-
genauer Auflösung für den Strom-
bereich versendet und anschlie-
ßend im Backend des Lieferanten 
in Kilowattstunden umgerechnet 
und zur Abrechnung verwendet.12

Es stellt sich die Frage, ob bei der 
Verwendung variabler Tarife künf-
tig zwingend auf intelligente Mess-
systeme und mithin BSI-konfor-
me zertifizierte Smart-Meter-Gate-
ways i.S.d. § 22 MsbG zurückge-
griffen werden muss, oder ob die 
Verwendung freier Messsyste-
me zulässig ist (vgl. zu der Frage 

die Darstellung in Kapitel D.III). 
Folgt man der wohl herrschenden 
Meinung bezüglich der „einsatzbe-
reichsbezogenen Weiterentwick-
lung der Schutzprofile und techni-
schen Richtlinien“, ist davon aus-
zugehen, dass mit Zertifizierung 
dreier Smart-Meter-Gateways und 
der Feststellung des BSI nach § 30 
MsbG bzgl. des Anwendungsfalles 
„variable Tarife“ Folgendes gilt:

Lässt sich der gewünschte 
variable Tarif über eine externe Ta-
rifierung (TAF 7) abbilden – davon 
wird im Regelfall auszugehen sein 
– und sind drei TAF 7-fähige zerti-
fizierte Gateways am Markt verfüg-
bar, wird sich die Verwendung ei-
nes variablen Stromtarifs aller Vo-
raussicht nach nicht als Rechtfer-
tigungsgrund für die Verwendung 
nicht zertifizierter Geräte vorbrin-
gen lassen. Ein Rechtfertigungs-
grund wäre allenfalls dann anzu-
nehmen, wenn in kürzeren Zeitab-
ständen als von 15 Minuten tari-
fiert werden sollte. Hierfür wären 
allerdings insbesondere eichrecht-
liche Anforderungen zu berück-
sichtigen. Die für die kurzfristigen 
Abrechnungen verwendeten Ge-
räte müssten inkl. der Zusatzgerä-
te vor dem Inverkehrbringen ent-
sprechende Konformitätsbewer-
tungsverfahren i.S.d. § 8 MessEG 
durchlaufen.

Variable Tarife stehen in engem Zusammenhang  
mit einem sich wandelnden Energiesystem. Diese 
sollen einen Beitrag dazu liefern, dass sich bei  
zunehmender volatiler Einspeisung durch Wind  
und Sonne auch der Verbrauch an die Erzeugungs- 
situation anpasst.
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misst sich dabei an den Gesamt-
kosten, die für Regelenergie aufge-
wendet werden mussten, um ein 
physikalisches Gleichgewicht des 
eingespeisten und entnommenen 
Stroms herzustellen.
Bei der Bilanzierung wird zwischen 
(Standard-)Lastprofilkunden und 
viertelstundenscharf gemesse-
nen Kunden unterschieden. Alle 
Letztverbraucher mit einem Jah-
resverbrauch von mehr als 100.000 
kWh werden dabei gem. § 12 Abs. 1 
StromNZV mit ihrer tatsächlichen 
Entnahme (innerhalb der jeweili-
gen Viertelstunde) bilanziert.

Für Letztverbraucher un-
terhalb dieses jährlichen Strom-
verbrauchs (ein durchschnittli-
cher Vier-Personen-Haushalt hat 
ca. 3.500 bis 4.000 kWh Jahresver-
brauch) können demgegenüber 
gemäß § 12 Abs. 1 StromNZV ver-
einfachte Verfahren, sogenannte 
Standardlastprofilverfahren für die 
Prognose angewandt werden. Die-
se Verfahren basieren darauf, dass 

C.I.2. Fünfzehnminütige  
Bilanzierung

C.I.2. a) Kurzbeschreibung  
Geschäftsmodell
Smart Metering ist eine Grundvo-
raussetzung, um 15-Minutenwer-
te bilanzieren zu können. Wurde 
der Kunde bisher über ein Stan-
dardlastprofil bilanziert, musste 
die entsprechende Menge an teu-
rem Peakload-Strom (von 08:00 bis 
20:00 Uhr) in den Bilanzkreis ein-
gestellt werden. Die Strombeschaf-
fung kann für Kunden, die mehr 
Strom in Off-Peak-Zeiten verbrau-
chen, als es nach dem Lastpro-
fil vorgesehen ist, günstiger er-
folgen, sofern diese in eine Vier-
telstundenbilanzierung über-
führt werden. Die Optimierungs-
möglichkeiten vergrößern sich, 
wenn die 15-Minutenbilanzierung 
beim Prosumer bzw. Anlagen- oder 
Speicherbetreiber mit einer Eigen-
verbrauchsoptimierung und Steue-
rung der Anlagen gekoppelt wird.

C.I.2. b) Zielgruppen
Lieferanten, wettbewerbliche und 
grundzuständige Messstellenbe-
treiber, Prosumer, Anlagenbetrei-
ber und Flexiblitäts- und Direkt-
vermarkter

C.I.2. c) Hintergrund
Strom muss für die Zeiten be-
schafft werden, in denen er bilan-
ziell verbraucht werden wird. Jede 
Einspeise- und Entnahmestelle13 
für Strom ist einem Bilanzkreis zu-
zuordnen (§ 4 Abs. 3 S. 1 Strom-
NZV ). In den Bilanzkreis ist da-
bei die Strommenge einzustel-
len, die gemäß der Prognose vor-
aussichtlich entnommen wird. Da 
die Bilanzkreissumme in der Pra-
xis nie Null beträgt, wird die Men-
ge an Strom, die zu viel oder zu 
wenig in den Bilanzkreis einge-
stellt wurde, über den Ausgleichs-
energiepreis (sog. reBAP) mit dem 
Übertragungsnetzbetreiber abge-
rechnet (§ 8 Abs. 2 S. 2 StromNZV ). 
Der Ausgleichsenergiepreis be-

Heute 
(Belieferung nach  
Lastprofilverfahren)

Variabler Tarif Zählerstandsgangmes-
sung
15-Minuten Bilanzierung, 
ohne variablen Tarif

Verbrauch (Ist)

   
Bilanzierung (Prognose)

 
(nach Lastprofil)

  
Verbraucher zahlt  
für diese 15 Minuten   

Kontingenttarif  
(Zahlung des Verbrau-
chers unabhängig  
von Energieeinheiten) 
oder sonstiger Tarif

Lieferant kauft für  
diese 15 Minuten ein    
 = 1 Energieeinheit Quelle: AP/bne

Abbildung 5: Tarif und Bilanzierung können im 15-Minuten-Fenster auseinanderfallen

Je nach gewähltem Tarifmodell können tatsächlicher Verbrauch, Bilanzierung  
und Zahlungen für diese 15 Minuten auseinanderfallen 
(3 Varianten für Stromverbraucher mit 6.000  - 10.000 kWh/Jahr).
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(wie etwa Wärmepumpen) ver-
wendet werden. 

– �Aber auch Letztverbraucher mit 
einem niedrigeren Stromver-
brauch als 10.000 kWh/Jahr kön-
nen umgestellt werden. Für die-
se erfolgt gem. § 12 Abs. 4 Strom-
NZV eine Umstellung des Bilan-
zierungsverfahrens dann, wenn 
dies zur Umsetzung eines varia-
blen Tarifs erforderlich ist. Die-
se Vorgabe gibt den Lieferanten 
ein Wahlrecht, welches Bilanzie-
rungsverfahren angewendet wer-
den soll. Ein Wechsel des Bilan-
zierungsverfahrens wird nach 
den Vorgaben der Marktkommu-
nikation durchgeführt und ist 
monatlich möglich. 

Die Voraussetzungen an ei-
nen variablen Tarif sind erfüllt, 
wenn mit dem Tarif ein Anreiz zur 
Energieeinsparung oder der Steu-
erung des Energieverbrauchs (s. 
Ziff. 1) gesetzt wird. Das ist z.B. der 
Fall, wenn ab einer bestimmten 
monatlichen Verbrauchsmenge der 
darüberhinausgehende Verbrauch 
mit einem höheren Preis abgerech-
net wird (ähnlich der Kontingent-
tarif in TAF 4). 

nicht der tatsächliche Strombezug 
zur jeweiligen Zeit bilanziert wird, 
sondern Schätzverfahren zur An-
wendung kommen.

Man unterscheidet dabei 
zwischen zwei Verfahren: dem syn-
thetischen und dem analytischen 
Verfahren.
– �Beim synthetischen Verfahren 

werden vorab festgelegte allge-
mein verwendete Verbrauchs-
kurven14 (synthetische Lastprofi-
le, die jede einzelne Viertelstun-
de enthalten) auf Basis einer Jah-
resverbrauchsschätzung skaliert 
und bilanziert. Abweichungen 
gegenüber der tatsächlich ge-
messenen Energie werden vom 
Netzbetreiber in den Differenzbi-
lanzkreis eingestellt. 

– �Beim analytischen Verfahren er-
mittelt der Netzbetreiber nach 
dem Liefertag anhand von Mes-
sungen den gesamten Stromver-
brauch in seinem Netzgebiet und 
bringt alle viertelstundenscharf 
gemessenen Kunden in Abzug. 
Die verbleibende Menge wird un-
ter Verwendung unterschiedli-
cher Profile den sonstigen Kun-
den bilanziell zugeordnet. Das 
bilanzielle Ungleichgewicht ver-
bleibt in den Bilanzkreisen der 
jeweiligen Lieferanten. 

Für beide Verfahren wird die 
Differenz zwischen der bilanzier-
ten Energiemenge und dem tat-
sächlichen Verbrauch des Kunden 
schließlich als Mehr- oder Minder-
menge (MMM) je Zählpunkt nach-
träglich gemäß § 13 Strom-NVZ 
zwischen Lieferant und Netzbe-
treiber am Ende des Abrechnungs-
zeitraums (i.d.R. ein Jahr) abge-
rechnet.

C.I.2 d) Technische Vorgaben für 
intelligente Messsysteme  
(  Phase 2)
Wenn intelligente Messsysteme 
eingebaut sind, sollen Lastprofil-
verfahren (synthetisch und analy-
tisch) gem. § 12 Abs. 1 StromNZV 
grundsätzlich nicht mehr verwen-
det werden. Stattdessen soll regel-
mäßig eine Bilanzierung anhand 
der tatsächlichen, viertelstunden-
scharf ermittelten Werte der Ent-
nahmestelle erfolgen.

Dies gilt in zwei Fallkonstel-
lationen: 
– �In allen Fällen, in denen ge-

mäß § 60 Abs. 3 MsbG eine Über-
mittlung von Last- oder Zähler-
standsgängen stattfindet. Da-
von sind alle Letztverbraucher 
erfasst, deren Jahresstromver-
brauch höher als 10.000 kWh ist 
oder wenn beispielsweise steu-
erbare Verbrauchseinrichtungen 



Leitfaden 2018 |  33 

Zusammenfassung:  
Hieraus folgt, dass in  

 Phase 1 unter Verwen-
dung freier Messsysteme 
eine Umstellung auf eine 
15-Minuten-Bilanzierung er-
folgen kann, sofern der Lie-
ferant eine solche Verein-
barung zum Tarif im Strom-
liefervertrag mit dem Letzt-
verbraucher getroffen hat.

C.I.3. Kopplungsangebote  
(cross-selling)

C.I.3. a) Kurzbeschreibung  
Geschäftsmodell
Es liegt nahe, den Einbau eines 
freien oder intelligenten Messsys-
tems mit anderen Verträgen zu 
koppeln. Um Kopplungsangebo-
te handelt es sich, wenn mehrere 
Dienste, Waren oder Leistungen zu 
einem Gesamtangebot mit einem 
Gesamtpreis verbunden werden.

C.I.3. b) Zielgruppen
Lieferanten, wettbewerbliche 
Messstellenbetreiber, Prosumer, 
branchenfremde Akteure

Anwendungsbeispiel: Ver-
gleichbar zum Datenkontin-
gent bei Handytarifen kann 
der Stromversorger eine 
monatliche Menge von bis 
zu X kWh zu einem Fixpreis 
anbieten. Darüberhinaus-
gehender Strombedarf wird 
separat nach Kilowattstun-
den abgerechnet. Ein sol-
cher Tarif setzt einen Anreiz 
zur Energieeinsparung i.S.d. 
EnWG, da ein höherer Ver-
brauch zu höheren Kosten 
für den Kunden führt.

Voraussetzung in beiden 
Fallkonstellationen ist hier aller-
dings immer, dass auch ein zerti-
fiziertes Gateway eingesetzt wird, 
da nur dann von einem intelligen-
ten Messsystem i.S.d. MsbG auszu-
gehen ist.

C.I.2 e) Technische Vorgaben  
für freie Messsysteme  
(  Phase 1)
Auch mit freien Messsystemen 
(also auch in  Phase 1) ist ent-
gegen einer häufig anzutreffenden 
Meinung eine Umstellung auf eine 
15-Minuten-Bilanzierung zulässig.
Es könnte sich allenfalls ein Ver-
bot der Verwendung freier Mess-

systeme aus Bestimmungen des 
MsbG ergeben, wenn das MsbG 
die Verwendung zertifizierter Ge-
räte (intelligente Messsysteme) 
als verpflichtende Vorgabe für 
die 15-Minuten Bilanzierung vor-
schreibt. Die für die Bilanzierung 
maßgebliche Messwerterhebung 
ist dabei in § 55 MsbG geregelt. 
Demnach gilt:
„Die Messung entnommener Elek-
trizität erfolgt im Übrigen bei 
Letztverbrauchern durch Erfassung 
der entnommenen elektrischen Ar-
beit entsprechend den Anforderun-
gen des im Stromliefervertrag ver-
einbarten Tarifes.“
Ein Verbot ergibt sich nicht aus der 
Bezugnahme auf die elektrische 
Arbeit. Denn unter „Erfassung der 
entnommenen elektrischen Ar-
beit“ wird nicht ausschließlich die 
Erfassung der Jahresarbeitsmen-
ge verstanden. Eine solche Ausle-
gung ergibt sich aus der Bestim-
mung aber gerade nicht. Natürlich 
muss eine nach allgemeinen Be-
stimmungen und eichrechtlichen 
Vorgaben zulässige Messtechnik 
eingesetzt werden. Wie unter Ziff. 
D.III ausgeführt, stehen die tech-
nischen Vorschriften dem Einsatz 
freier Messsysteme dabei nicht im 
Wege.
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für Stadtwerke eine große Rolle, 
die wettbewerbliche Messstellen-
betreiber neu gründen bzw. aus-
prägen. 

Ob eine unbillige Wettbe-
werbsbehinderung gemäß § 20 
GWB vorliegt, ist dabei immer eine 
Einzelfallfrage und muss unter Be-
achtung des mit der Kopplung ver-
folgten Zwecks geprüft werden. 
Zu beachten ist dabei, dass es sich 
bei Kopplungsangeboten von Un-
ternehmen mit einem großen 
Marktanteil nicht um sogenann-
te Zwangskopplungsangebote han-
deln darf. Kunden müssen in die-
sem Fall die „verklammerten“ Ein-
zelprodukte (Metering, Strom etc.) 
auch separat erwerben können.

Bei Kopplungsangeboten 
ist zudem darauf zu achten, dass 
nicht gegen das Unlauterkeitsrecht 
(UWG) verstoßen wird. Ein Ver-
stoß ist insbesondere dann anzu-
nehmen, wenn durch das Kopp-
lungsangebot der Preis verschlei-
ert wird oder der Kunde irrege-
führt wird. Die Bestimmung eines 
einheitlichen Preises ist dabei aber 

C.I.3. c) Hintergrund
In der Energiewirtschaft sind bis-
her insbesondere Produktkom-
binationen aus Strom, Gas, Was-
ser, Telekommunikations- und In-
ternetdienstleistungen bekannt15. 
Vorteile ergeben sich, wenn bereits 
bestehende Kundenkontakte und 
Vertriebswege genutzt werden 
können und Effizienzgewinne bei 
der Kundenakquise oder der an-
schließenden Abrechnung zu  
erwarten sind. Durch die Kopplung 
kann das als Einzelprodukt schwer 
zu vermarktende Smart Metering  
attraktiver ausgestaltet werden. Im 
Wettbewerb können Kopplungs-
angebote eingesetzt werden, um 
die Stellung des Unternehmens 
auch auf anderen Märkten zu eta-
blieren. Für Kunden ist es interes-
sant, mehrere Leistungen aus  
„einer Hand“ erhalten zu können.  
Beim Smart Metering kann es  
sich durchaus anbieten, neben den 
energiewirtschaftlich bekannten 
Kopplungsangeboten neue Pro-
dukte stärker in den Blick zu neh-
men.

Anwendungshinweis: So ist 
beispielsweise die Kopplung 
mit Smart Home-Anwen-
dungen denkbar. In Frage 
kommen etwa Technologien 
zur Reduktion des Energie-
bedarfs für Lüften, Heizen 
oder Kühlen, Komfortan-
wendungen für Entertain-
ment und Beleuchtung oder 
auch Sicherheitsanwendun-
gen bei der Umgebungs-
überwachung, Notfallsyste-
me oder Schutz vor austre-
tendem Gas. Öffentlich ver-
fügbare Studien bieten hier-
zu einen guten Überblick 
über mögliche Kopplungsan-
wendungen.16

Grundsätzlich sind Kopplungsan-
gebote zulässig. Allerdings sind 
insbesondere wettbewerbs- und 
kartellrechtliche Aspekte zu be-
achten. So dürfen Unternehmen 
ihre marktbeherrschende Stel-
lung gem. §§ 19, 20 GWB durch ein 
Kopplungsangebot nicht unzuläs-
sigerweise ausnutzen. Angesichts 
der bisher geringen Marktdurch-
dringung wettbewerblicher und 
unabhängiger Messstellenbetrei-
ber spielt dieser Aspekt vor allem 
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benkosten geplant. Die Wahl des 
passenden Smart Metering-Kon-
zepts ist entscheidend dafür, dass 
ein wirtschaftlich optimales Ergeb-
nis erzielt wird. Nachfolgend sol-
len Messkonzepte in Kundenanla-
gen aus Gründen der Veranschauli-
chung anhand eines Mieterstrom-
modells erläutert werden.

C.I.4. b) Zielgruppen
Lieferanten, wettbewerbliche und 
grundzuständige Messstellenbe-
treiber, Anlagenbetreiber, Flexibi-
litäts- und Direktvermarkter, An-
schlussnehmer

C.I.4. c) Hintergrund
Der Anwendungsbereich der Rege-
lungen für Kundenanlagen reicht 
weit über Mieterstrommodelle hi-
naus. Mieterstrommodelle kom-
men vor allem in zwei vertragli-
chen Ausgestaltungsvarianten vor 
(siehe auch Abb. 7. 

nicht als Verschleierung oder Ir-
reführung anzusehen. Zu beach-
ten ist allerdings, dass insbeson-
dere bei sogenannte Vorspannzu-
gaben – also etwa stark vergüns-
tigten gekoppelten technischen 
Geräten – bei der Bewerbung des 
Angebots sorgfältig darauf zu ach-
ten ist, dass eine Irreführung und 
damit Wettbewerbswidrigkeit ver-
mieden wird.

Rechtspraxis: Es wurde 
durch den BGH entschie-
den, dass ein Fernsehge-
rät, das für 1 DM mit einem 
Stromvertrag mitverkauft 
wird, nicht ohne Nennung 
der Preise des Stromliefer-
vertrags beworben werden 
darf.17

C.I.3. d) Technische Vorgaben 
Da Smart Metering zwingend auf 
die Nutzung von Übertragungs- 
bzw. Telekommunikationstechno-
logien angewiesen ist (siehe Abbil-
dung 6), bieten sich insbesondere 
Kopplungsangebote mit Internet- 
oder Mobilfunkverträgen an.  
Abb. 6 enthält eine Übersicht der 
heute verwendeten Übertragungs- 
und Kommunikationstechno- 
logien.

Kopplungsangebote werden 
vielfach bis zu  Phase 3 nicht 
durch intelligente Messsysteme 
abgebildet werden können. Sowohl 
in  Phase 1 wie in  Phase 2 
bietet sich der Einsatz freier Mess-
systeme an.

C.I.4. Smart Metering in  
Kundenanlagen  
(Fallbeispiel Mieterstrom)

C.I.4. a) Kurzbeschreibung  
Geschäftsmodell
In vielerlei Hinsicht bieten ener-
giewirtschaftliche Geschäftsmo-
delle in Kundenanlagen wirtschaft-
liche Vorteile für alle Beteiligten: 
Es bestehen derzeit noch erhebli-
che vom Gesetzgeber eingeräum-
te Optimierungsmöglichkeiten 
bei den Stromnebenkosten (bspw. 
Netznutzungsentgelte, Stromsteu-
er, EEG-Umlage, etc.). Es sind al-
lerdings Reformen der Stromne-

Breitbandl PLC
28.791
7 %

sonstige Technologien
20.269
5 %

Telefonnetz (PSTN)
12.737
3 %

Schmalband PLC
158.747

38 %

Mobilfunk
104.326

25 %

Breitbandkabel (DSL)
87.992

21 %

Abbildung 6: Anzahl und Verteilung der Übertragungstechnologien fernaus-
gelesener Zähler bei Stromverbrauchern mit einer jährlichen Entnahme von 
bis zu 100.000 kWh (SLP-Kunden) 

Quelle: Monitoringbericht 2017 von Bundesnetzagentur und Bundeskartellamt
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steuerbefreiung nach § 9 Abs. 1  
Nr. 3b) StromStG zu erhalten.

Das führt in vielen Fällen 
dazu, dass jährliche Verbrauchs-
mengen (insbesondere die der 
nicht am Mieterstrommodell teil-
nehmenden Mieter, sog. bilanzie-
rungsrelevante Unterzähler) und 
viertelstündliche Lastgangmessun-
gen miteinander verrechnet (Bi-
lanzierung, Netznutzung) werden 
müssen.

§ 20 Abs. 1d EnWG gestattet 
diese Verrechnung, solange keine 
Anbindung der Unterzähler an ein 
intelligentes Messsystem besteht. 
Zur Umsetzung kann entweder das 
Messkonzept der „doppelten Sam-
melschiene“ oder das „Summen-
zählerkonzept“ verwendet werden. 
Beim ersten Messkonzept sind auf 
einer Sammelschiene alle Zähler 
der Mieter enthalten, die mit Mie-
terstrom versorgt werden, und auf 
einer zweiten die Zähler der Mie-
ter, die nicht teilnehmen. Dies 
führt allerdings dazu, dass bei je-
der Kündigung (beispielsweise 
aufgrund eines Umzugs) oder Neu-
abschluss die Zähler aus- und neu-
eingebaut werden müssen. Auf-
grund dessen wird in aller Regel 
das Summenzählerkonzept ver-
wendet, in dem auf Basis der Stan-
dardlastprofile die nicht am Mie-
terstrommodell teilnehmenden 

In jeder vertraglichen Aus-
gestaltungsvariante wird eine Er-
zeugungsanlage vor Ort dazu ver-
wendet, alle oder einen bestimm-
ten Teil der Mieter in der Kunden-
anlage mit Strom zu versorgen. An-
ders als beim Strombezug aus dem 
Netz entfallen beim Mieterstrom 
einige Kostenbestandteile wie 
Netzentgelte, netzseitige Umlagen, 
Stromsteuer und Konzessionsab-
gaben. Zusätzlich gibt es künftig 
eine Förderung für jede Kilowatt-
stunde Mieterstrom – den soge-
nannten Mieterstromzuschlag. Auf 
diese Weise rechnet sich das Pro-
jekt für den Vermieter und Mieter 
profitieren von Strom vom eige-
nen Dach zu attraktiven Konditio-
nen. Sie helfen damit, den Ausbau 
der erneuerbaren Energien voran-
zutreiben. Das Potential wird auf 
bis zu 3,8 Millionen Wohnungen 
geschätzt. Ein maßgeblicher und 
wichtiger Faktor bei Mieterstrom-
konzepten ist die messtechnische 
Abgrenzung der erzeugten, gelie-
ferten und bezogenen Strommen-
gen. Da hierfür in der Regel ohne-

hin Investitionen erforderlich sind, 
bietet es sich an, gleich weitere 
Mehrwertdienste anzubieten. 

C.I.4. d) Technische Vorgaben
Für das Smart Metering in Kun-
denanlagen sieht § 20 Abs. 1d 
EnWG bestimmte Erleichterun-
gen vor, die insbesondere in  Pha-
se 1 und  Phase 2 eine hohe Re-
levanz haben. Die Vorschrift wurde 
dabei zuletzt im Zuge des Mieter-
stromgesetzes 2017 neu gefasst.

Sofern der Gesamtbezug 
der Kundenanlage größer ist als 
100.000 kWh/Jahr18 (Vgl. § 12 Abs. 
1 StromNZV ) besteht die Pflicht, 
eine viertelstündliche Lastgang-
messung der Gesamtentnah-
me durchzuführen. Selbst wenn 
der Verbrauch niedriger ist, kann 
es aus wirtschaftlichen Grün-
den sinnvoll sein, dass eine vier-
telstündliche Lastgangmessung 
durchgeführt wird. Eine viertel-
stündliche (zeitgleiche) Betrach-
tung der erzeugten und verbrauch-
ten Menge ist zudem auch eine  
Anforderung, um etwa die Strom-

Abbildung 7: Vertragliche Ausgestaltungsvarianten bei Mieterstrommodellen

Variante 1
Vermieter ist  

Betreiber der Anlage

VermieterMieterstrom- 
vertrag

Mieter Liefervertrag  
für Reststrom

EVU

Variante 2

Mieterstrom- 
vertrag

Contracting- 
vertrag o.ä.

Mieter

EVU / Contractor ist  
Betreiber der Anlage

VermieterEVU / Contractor /
Dritter

Quelle: AP/Sebastian Schnurre
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– �Zieht ein neuer Kunde ein, ist 
oftmals ein neuer Zähler zu ins-
tallieren.

– �Im Fall der Aufladung an Kas-
senautomaten entstehen weitere 
Fixkosten. Zudem ist dies i.d.R. 
unkomfortabel.

– �Zählermanipulationen können 
nur durch Vor-Ort-Überprüfung 
festgestellt werden.

Alternative Vorkassesys
teme nach § 14 Abs. 3 StromGVV 
bieten sich deshalb an. Hier sind 
verschiedene Modelle denkbar, die 
sowohl für Grundversorger, un-
abhängige Stromlieferanten und 
Messstellenbetreiber interessant 
sein können.

Dabei ist zu beachten, dass 
bei der ersten Generation intelli-
genter Messsysteme voraussicht-
lich eine Pre-Paid-Funktion (Ta-
rifanwendungsfall 12 der BSI-
TR-03109) nicht enthalten sein 
wird. Dennoch und deswegen ist 
ein Einsatz freier Messsysteme 
mit Pre-Paid-Funktion zulässig. 
§ 14 Abs. 3 MsbG gestattet dem 
Grundversorger die Einrichtung 
solcher Vorkassesysteme. Freilich 
kann dies – soweit keine Einbau-
pflicht besteht – nicht durch den 
grundzuständigen Messstellenbe-
treiber erfolgen. 

Mieter rechnerisch vom Rest in 
Abzug gebracht werden.

Da Kundenanlagen gene-
rell das Kriterium der diskrimi-
nierungsfreien Durchleitung gem. 
§ 3 Nr. 24b EnWG voraussetzen, 
ist eine Verrechnung (und auch 
das Vorhandensein verschiedener 
Messstellenbetreiber) in der Regel 
unausweichlich.

C.I.5. Pre-Paid-Zähler

C.I.5. a) Kurzbeschreibung  
Geschäftsmodell
Letztverbraucher nehmen bei der 
Umstellung auf Vorkasse Zahlun-
gen auf ihr „Stromkonto“ im Vor-
aus vor. Sobald das Guthaben fast 
aufgebraucht ist, erfolgt ein auto-
matischer Hinweis (z.B. per App) 
an den Kunden. Die Umstellung 
auf Vorkasse hat für Verbraucher 
und Lieferanten Vorteile. Mahn-
kosten und Ausfallrisiko von Ver-
sorgern lassen sich damit deutlich 
reduzieren. Verbraucher können 
ihre Ausgaben besser kontrollie-
ren, die Kosten sind transparenter.

C.I.5. b) Zielgruppen
Grundversorger und Lieferanten, 
grundzuständige und wettbewerb-
liche Messstellenbetreiber, Ener-
giedienstleister

C.I.5. c) Hintergrund 
Im Jahr 2016 wurden in Deutsch-
land ca. 330.000 Stromsperren 
durchgeführt und in mehr als 6,6 
Millionen Fällen eine Sperrandro-
hung ausgesprochen.19 Die von 
Stromsperren betroffenen Kun-
den werden ganz überwiegend 
vom örtlichen Grundversorger mit 
Strom beliefert. Die Grundversor-
gungstarife sind dabei in den letz-
ten Jahren im Mittel etwa 2 Cent 
je Kilowattstunde teurer als Son-
derkundenverträge bei dritten Lie-
feranten. Die von Stromsperren 
vornehmlich betroffene Kunden-
gruppe verursacht dabei durch-
schnittliche, jährliche Zusatzkos-
ten von bis zu 500 Euro je Kunde20, 
die von den Lieferanten zu tragen 
sind. Diese Kosten können mittels 
Smart Metering deutlich reduziert 
werden. Die Zusatzkosten entste-
hen u.a. durch Mahnung, Kontakt-
aufnahme, Sperr- und Entsperrkos-
ten, Mahnbescheide und ggf. Ge-
richtsverfahren.

C.I.5. d) Technische Vorgaben
Stromunterbrechungen nach § 19 
Abs 2 StromGVV sind sowohl kos-
tenintensiv als auch ausgespro-
chen unangenehm für den Betrof-
fenen. Herkömmliche Pre-Paid-
Zähler als Vorkassesystem weisen 
zudem viele Nachteile auf:
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wird die Kombination der am bes-
ten geeigneten Maßnahmen er-
mittelt. Wirtschaftlich erfolgrei-
ches Energiemanagement hängt 
eng mit der Qualität und Eignung 
der Daten zusammen und also mit 
der Wahl des bestmöglichen Mess-
konzepts.

Zwar ist wahrscheinlich, 
dass in künftigen europäischen 
Vorgaben eine stärkere Verzahnung 
von Smart Metering mit automati-
sierten Energieeffizienzprogram-
men bzw. Energiemanagement ge-
fordert wird21. Ob und wie verbind-
liche Vorgaben aussehen, ist je-
doch bisher nicht absehbar. Somit 
ist es derzeit für die Anbieter von 
Energiemanagementdienstleistun-
gen denkbar, die Leistungsinhal-
te weitgehend frei von regulatori-
schen Pflichten sowohl für intelli-
gente wie auch freie Messsysteme 
zu konzipieren.

Leistungsinhalte für techni-
sche Anlagen können beispielswei-
se sein22:
– �Funktionsüberwachung und Stö-

rungsmeldung;
– �Anlagenüberprüfung und Effizi-

enzsteigerungen durch einma-
lige Einstellungen, Nach- bzw. 
Umrüstung (beispielsweise hyd-
raulischer Abgleich, Einbau von 
Zeitschaltuhren, Pumpen, Venti-
len etc.);

Anwendungshinweis: Dem 
grundzuständigen Messstel-
lenbetreiber ist außerhalb 
der gesetzlich bestehen-
den Pflichteinbaufälle der 
Einbau von Messsystemen 
nicht gestattet – und auch 
ein Einbau von freien Mess-
systemen durch den grund-
zuständigen Messstellen-
betreiber wird vom Gesetz 
ausgeschlossen.

Allerdings besteht die Möglichkeit, 
einen wettbewerblichen Mess-
stellenbetreiber mit der Instal-
lation von Pre-Paid-Messsyste-
men zu beauftragen. Die Ausstat-
tung kann dabei mit einem  
speziell für diese Kundengruppe  
ausgerichteten Sondertarif des 
Grundversorgers oder mit einem  
Angebot eines Drittlieferanten 
kombiniert werden, der auf dieses 
Geschäftsmodell spezialisiert ist.

C.I.6. Energiemanagement  
und -monitoring (Verbraucher,  
Anlagen)

C.I.6. a) Kurzbeschreibung des 
Geschäftsmodells
Der Messstellenbetreiber nutzt die 
Notwendigkeit zur Einführung ei-
nes Energiemanagementsystems 
(bzw. die wirtschaftlichen Vortei-
le, die sich daraus ergeben kön-
nen) und schließt Messstellenver-
träge mit Unternehmen, die über 
Filialnetze verfügen (Banken, Res-
taurantketten, Hotels, Supermärk-
te, Drogerien etc.). Die Messwer-
te können zur Identifizierung von 
Einsparmaßnahmen, Optimie-
rungsmöglichkeiten und Qualitäts-
verbesserungsmaßnahmen ver-
wendet werden.

C.I.6. b) Zielgruppen
Wettbewerbliche Messstellenbe-
treiber, Lieferanten, Anschlussneh-
mer, Anlagenbetreiber Energie-
dienstleister, branchenfremde Ak-
teure

C.I.6. c) Hintergrund
Energiemanagement zielt darauf 
ab, möglichst niedrige Energie-
kosten (und in der Regel möglichst 
wenig Energie) für den jeweiligen 
Einsatzzweck aufzuwenden. Durch 
das Energiemanagementsystem 
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Anwendungsbeispiel: Der 
Staat gewährt steuerli-
che Vergünstigungen, wenn 
Firmenwagen zu Hause an 
der Heimsteckdose geladen 
werden. Dabei ist es in den 
Abrechnungen grundsätzlich 
erforderlich, den Ladestrom 
und Reststrombezug sauber 
voneinander abzugrenzen. 
Zwar ist es in diesen Fällen 
bis 2020 möglich, geringe 
Pauschalbeträge als steu-
er- und beitragsfreien Aus-
lagenersatz anzulegen. Die 
pauschale Berücksichtigung 
ist allerdings befristet und 
der Höhe nach gedeckelt. 

Abrechnungsdienstleistun-
gen können zudem in vielfältiger 
Weise wirtschaftlich relevant wer-
den. Exemplarisch sind folgende 
Beispiele zu nennen:
– �Stichtagsgenaue Abrechnungen 

bei Aus- und Einzügen und be-
züglich des Leerstandzeitraums;

– �Stichtagsabrechnung und stich-
tagsbezogene für gewerbliche 
Kunden;

– �Synchronisierung der Abrech-
nungszeiträume Strom, Gas, Wär-
me und Wasser in Liegenschaf-
ten;

– �regelmäßige Prüfung und Justie-
rung der jeweiligen Einstellun-
gen;

– �Einbezug des Nutzerverhaltens 
und äußerer Umstände zur Anla-
genoptimierung;

– �Nachkontrolle bei externen Ein-
griffen durch Dritte (z.B. im Re-
paraturfall).

Die vorgenannten Dienst-
leistungen kommen vor allem bei 
der Verwendung bestimmter An-
lagentypen in Betracht (wie z.B. 
Heizung, Lüftung, Klimatisierung, 
Druckluft etc.). Dabei ist nicht nur 
die messtechnische Umsetzung, 
sondern auch die vertragliche Ab-
wicklung mit den Kunden frei ge-
staltbar. Möglich ist beispielswei-
se eine Abrechnung nach dem 
Prinzip des Performance-Price-
Contracting. Hiernach wird die 
Dienstleistung nicht nach einer 
festen Vergütung, sondern anhand 
eines prozentualen Anteils der tat-
sächlich erzielten Einsparungen 
vergütet. 

C.I.6. d) Technische Vorgaben
Energiemanagementsysteme sind 
heute vor allem bei größeren ge-
werblichen und industriellen Ver-
brauchern im Einsatz. § 8 Abs. 1 
EDL-G verpflichtet größere Un-
ternehmen (Nicht-KMU mit mehr 
als 250 Beschäftigten oder mehr 

als 50 Millionen Euro Jahresum-
satz) wahlweise zur Durchführung 
von Energieaudits im Turnus von 
vier Jahren oder der Einrichtung 
von Energiemanagementsyste-
men. Die Einführung von Energie-
managementsystemen nach DIN 
EN ISO 50001 ist zudem eine der 
Möglichkeiten, um über den soge-
nannten Spitzenausgleich nach § 
10 StromStG eine Stromsteuerent-
lastung oder gemäß § 64 Abs. 1 Nr. 
3 EEG 2017 eine teilweise Befrei-
ung auf die zu entrichtende EEG-
Umlage nach der besonderen Aus-
gleichsregelung zu erhalten.

Für kleine und mittlere ge-
werbliche Verbraucher und Haus-
halte besteht demgegenüber keine 
verpflichtende Vorgabe zur Durch-
führung eines Energiemanage-
ments oder -monitorings.

C.I.7. Energieabrechnungen

C.I.7. a) Kurzbeschreibung des 
Geschäftsmodells
Abrechnungsdienste sind ein rele-
vanter Anwendungsfall moderner 
Messtechnik. Die Gründe, aus de-
nen sich ein kürzerer Abrechnungs-
turnus lohnt, sind vielfältig. Dies 
kann in Mehrpersonenkonstellatio-
nen beispielsweise aus steuerrecht-
lichen Gründen sinnvoll sein.
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C.II.1. Regelungsrahmen der  
Steuerungstechnik

C.II.1. a)Kurzbeschreibung des 
Geschäftsmodells
Es gibt zahlreiche Anwendungs-
fälle der erzeugungs- und der ver-
brauchsseitigen Flexibilisierung 
durch Steuerung der Anlagen. 
Hierzu gehören insbesondere auch 
die in den Folgeziffern näher er-
läuterten Fallbeispiele des Lastma-
nagements für strombasierte Wär-
meerzeugungsanlagen (Wärme-
strom), die Anlagensteuerung bei 
Einspeisemanagement und Direkt-
vermarktung, die Steuerung im 
Rahmen der Regelenergieerbrin-
gung und die Steuerung zum opti-
mierten und flexibilisierten Agie-
ren an der Strombörse.

C.II.1. b) Zielgruppen
Flexibilitäts- und Direktvermark-
ter, Anlagenbetreiber, wettbewerb-
liche und grundzuständige Mess-
stellenbetreiber, Netzbetreiber

C.II.1. c) Hintergrund und techni-
sche Vorgaben
Unter dieser Ziffer soll vorab erläu-
tert werden, welche Anforderun-
gen intelligente Messsysteme im 
Rahmen der Steuerung dezentra-
ler Erzeuger und Lasten zu erfüllen 
haben, und inwieweit eine Steue-
rung auch durch freie, d.h. nicht 
BSI-konforme Geräte möglich ist.
Intelligente Messsysteme müssen 
zunächst über eine zuverlässige 
und leistungsfähige Fernkommu-
nikationstechnik verfügen, die die 
sichere Administration von EEG- 
bzw. KWKG-Anlagen, von Anlagen 
i.S.d. § 14a EnWG und von lokalen 
Systemen gewährleistet (§ 25 Abs. 
2 Nr. 2 MsbG). 

Zudem haben intelligente 
Messsysteme als Standardleistung 
eine Kommunikationslösung vor-
zuhalten, mit der bis zu zweimal 
am Tag das Schaltprofil von EEG-, 

– �Automatisierte Rechnungsüber-
prüfung und Clearing;

– �Kostenplanung und Potential-
analyse auf Basis von Abrech-
nungsdaten.

C.I.7. b) Zielgruppen
Wettbewerbliche und grundzu-
ständige Messstellenbetreiber, Lie-
feranten, Energiedienstleister, An-
schlussnehmer 

C.I.7. c) Hintergrund und  
technische Vorgaben
Bundesweit erhielten 2016 nur 
etwa 30.000 nicht leistungsgemes-
sene Kunden monatliche, viertel-
jährliche oder halbjährliche Ab-
rechnungen23 – und das regelmä-
ßig nur gegen Zahlung zusätzli-
cher Entgelte. Grundsätzlich dür-
fen Messstellenbetreiber für die 
Durchführung der Abrechnungs-
dienste Entgelte verlangen. Dies 
gilt insbesondere für wettbewerb-
liche Messstellenbetreiber und 
die Verwendung freier Messsyste-
me. Eine Einschränkung gilt aller-
dings für grundzuständige Mess-
stellenbetreiber, soweit es sich 
beim Abrechnungsdienst nur um 
einen Basisdienst i.S.d. § 35 Abs. 
1 MsbG handelt. Diese sind ver-
pflichtet, ohne zusätzliche Kos-
ten täglich viertelstündige Zäh-
lerstandswerte an den Lieferan-
ten gem. § 35 Abs. 1 Nr. 2 MsbG 
zu übermitteln sowie die Abrech-
nungsprozesse der Marktkommu-
nikation gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 7 
MsbG durchzuführen. Werden Ab-
rechnungsdienste über diese Vor-
gaben hinaus angeboten, ist es 
auch dem grundzuständigen Mess-
stellenbetreiber möglich, Entgel-
te über die Preisobergrenze hinaus 
zu verlangen. Voraussetzung ist, 
dass diese jedermann diskriminie-
rungsfrei zu einheitlichen Entgel-
ten angeboten werden.
Lieferanten sind im Fall der Ver-
wendung intelligenter Messsyste-

me gemäß § 40 Abs. 3 S. 3 EnWG 
dazu verpflichtet, eine kostenfreie 
monatliche Verbrauchsinforma-
tion (inkl. der dafür anfallenden 
Stromkosten) an den Letztverbrau-
cher zu übermitteln. Werden freie 
Messsysteme verwendet, dürfen 
Entgelte für die monatliche Ver-
brauchsinformation grundsätzlich 
erhoben werden. Die sogenann-
te Verbrauchsinformation ist dabei 
allerdings nicht mit einer Abrech-
nung (und einer richtigen Rech-
nung) gleichzusetzen.

C.II. Einsatzgebiete Steuerung  
dezentraler Erzeuger und Lasten
Durch die Digitalisierung des 
Energiesystems soll unter ande-
rem die Grundlage dafür geschaf-
fen werden, dass Stromerzeugung 
und -verbrauch flexibilisiert wer-
den. Dieses Anliegen erfordert ins-
besondere eine präzise Steuerung 
dezentraler Lasten und Erzeuger 
unter Berücksichtigung von Markt- 
und Netzparametern. Nach An-
sicht des Gesetzgebers sollen hier-
für die intelligenten Messsyste-
me die technische Grundlage bil-
den: Dabei sind an der Schnitt-
stelle von Netz und Erzeugung/
Verbrauch nicht nur die Messwer-
te dezentraler Erzeugungsanlagen 
und flexibler Lasten bereitzustel-
len, darüber soll auch deren siche-
re Steuerung erfolgen.24 Durch in-
telligente Messsysteme als siche-
re und zuverlässige Steuerungs- 
und Regelungstechnik soll sowohl 
das Potential der netzdienlichen 
Steuerung von Erzeugungsanla-
gen als auch das des netzdienli-
chen Lastmanagements, wie sie 
in § 14a EnWG gesetzlich ange-
legt sind, voll ausgeschöpft werden 
können.25 



Leitfaden 2018 |  41 

KWKG-Anlagen an ein Smart-Me-
ter-Gateway anzuschließen (vgl. § 
40 MsbG). Das stellt letztlich auch 
§ 9 Abs. 7 EEG 2017 klar: Zwar er-
folgt bei EEG- und KWK-Anlagen 
der Messstellenbetreib auch nach 
dem MsbG. Die Anlagen müssen 
zur ferngesteuerten Abregelung 
aber ausdrücklich nicht mit einem 
intelligenten Messsystem ausge-
stattet werden; das Steuerungssig-
nal muss nicht über ein Smart-Me-
ter-Gateway geleitet werden. 

Hintergrund: Das Fo-
rum Netztechnik/Netzbe-
trieb im VDE (FNN) erarbei-
tet momentan ein Lasten-
haft „Steuerbox – Funktio-
nale und konstruktive Merk-
male“. Auf dieser Basis 
soll eine schrittweise Im-
plementierung von Steue-
rungstechnik in intelligen-
ten Messsystemen erfol-
gen. Vorerst beschränkt sich 
der Anwendungsbereich des 

KWKG- und „§ 14a EnWG“-Anla-
gen geändert werden kann (§ 35 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 MsbG). Schalt-
profile in diesem Sinne sind (netz-
dienliche) Voreinstellungen des 
Stromeinspeise- oder Stroment-
nahmeverhaltens von Erzeugungs- 
und Verbrauchsanlagen (§ 2 Satz 
1 Nr. 18 MsbG). Auf derartige Pro-
file kommt es zur Umsetzung von 
Demand Response (bzw. Demand 
Side Management) und Erzeu-
gungsmanagement an.26 Der An-
lagenbetreiber oder Vermarkter 
muss das Schaltprofil kennen, da-
mit für den Fall, dass eine Steue-
rungs- oder Regelungshandlung 
vorgenommen werden soll, nicht 
widersprüchliche „Befehle“ auf die 
Anlage einwirken. Ein Schaltpro-
fil muss im Smart Meter-Gateway 
hinterlegt werden, wenn der Be-
treiber die Steuerung seiner Anlage 
z.B. einem Aggregator zu Vermark-
tungszwecken im Rahmen eines 
virtuellen Kraftwerks (insbeson-
dere zur Vermarktung am Regel-
energiemarkt) oder zur Optimie-
rung des Portfoliomanagements 

eines Händlers zur Verfügung ge-
stellt hat. 

Von dem netzdienlichen 
Einsatz von Erzeugungs- und Ver-
brauchsanlagen mittels Schaltpro-
filen, das als Standardleistung an-
zubieten ist, ist die Flexibilisie-
rung durch Steuerung der EEG-,  
KWKG-Anlagen und Anlagen i.S.v. 
§ 14a EnWG mittels spezifischer 
Steuerungs- oder Regelungstech-
nik abzugrenzen. Eine solche Fle-
xibilisierungsoption kann der 
grundzuständige Messstellenbe-
treiber als Zusatzleistung des intel-
ligenten Messsystems anbieten (§ 
35 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 MsbG).

Daraus folgt allerdings 
nicht, dass die Steuerungstechnik 
von Erzeugungs- und Verbrauchs-
anlagen grundsätzlich auch kon-
form mit den Schutzprofilen und 
Technischen Richtlinien des BSI 
sein muss. Zwar sieht das MsbG 
Steuerungseinrichtungen als Teil 
der Messstelle an, womit der An-
wendungsbereich des MsbG eröff-
net wäre. Das MsbG zwingt im  
Übrigen aber nicht dazu, EEG- und 

Sensor / Messung  
(z.B. Außentemperaturfühler)

Regelgerät 
ermittelt Regeldifferenz

Steuergerät  
Sollgrößen hinterlegt

Aktor / Antriebselement
z.B. Ventil

Aktor / Antriebselement
z.B. Ventil

Stellgröße

Regelgröße /  
Handlungsanweisung

Sensor / Messung

Eingangsgröße / Führungsgröße Soll-Wert / Führungsgröße

Steuergröße / Handlungsanweisung

Ausgangsgröße (z.B. Raumtemperatur) AusgangsgrößeStörgrößen (Bsp) 
offene Fenster 
Sonneneinstrahlung 
Personen im Raum

Störgrößen (Bsp) 
offene Fenster 
Sonneneinstrahlung 
Personen im Raum

Bei der Steuerung beeinflusst eine Stellgröße ein Gerät oder eine Anlage, ohne 
dass die Steuergröße auf die Stellgröße zurückwirkt. Der Einfluss von Störgrößen 
auf die Ist-Größen wird nicht berücksichtigt.

Bei einer Regelung wird die Soll-Größe permanent mit der Ist-Größe  
(Eingangs- und Ausgangsgröße) verglichen und durch Nachstellen dem Soll-Wert 
angeglichen.

Abbildung 8: Unterschied zwischen Steuern und Regeln – Beispiel Heizungsautomatisierung (verenfachte Darstellung)

Steuerung 
Steuerkette > offener Wirkungsablauf – in einer Kette von Aktion und Reaktion  
(ohne Kontrolle für Erreichen der Sollgröße)

Regelung 
Regelkreis > geschlossener Wirkungsablauf – mit ständiger Rückkopplung und ange-
passter Reaktion auf äußere Einflüsse

Quelle: Darstellung bne nach www.haustechnikverstehen.de, www.elektroniktutor.de, www.sbz-monteur.de

Eingangsgröße

Rückführung
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Wärmestrom- 
versorgung

Elektro-Speicherheizung  
(Nachstromspeicherheizung)

Elektro-Wärmepumpe

Messung gemeinsame Messung getrennte Messung getrennte Messung

Zählersituation Zweitarif-Messung Eintarif + Zweitarif Eintarif + Zweitarif

dass auf eigene Kosten gegen ein 
angemessenes Entgelt EEG- und 
KWKG-Anlagen über ein Smart 
Meter-Gateway gesteuert und die 
nach dem EEG und KWKG not-
wendigen Steuerungseinrichtun-
gen eingebaut und betrieben wer-
den (§ 33 Abs. 2 MsbG). Vorausset-
zung ist dabei natürlich, dass die 
Vornahme von Steuerhandlungen 
auch tatsächlich über das Smart 
Meter-Gateway erfolgen kann.

Anwendungshinweis:  
Freie Messsysteme kön-
nen von wettbewerblichen 
Messstellenbetreibern in al-
len Phasen zur Steuerung 
von Erzeugungs- und Ver-
brauchsanlagen verwendet 
werden. 

Die Steuerungseinrichtungen un-
terfallen nicht dem Eichrecht. 
Die Steuerungseinrichtung ist kei-
ne Zusatzeinrichtung zu einem 
Messgerät i.S.d. MessEG (vgl. §§ 1 
Nr. 3 MessEG i.V.m. § 4 MessEV ).

Lastenheftes allerdings auf 
die Heizungsteuerung so-
wie EEG/KWK-Anlagensteu-
erung. Wann ein solcher 
Standard vorliegt und wel-
che Anwendungsfälle dabei 
enthalten sind, lässt sich 
allerdings noch nicht abse-
hen.

Dementsprechend kann 
die bereits vorhandene Technik 
zur Fernsteuerung weiterverwen-
det werden.27 Das gilt auch für den 
Einsatz neuer nicht BSI-konformer 
„freier“ Messsysteme bei EEG- und 
KWKG-Anlagen und in  Phase 1 
und ggf. auch in  Phase 2 für die 
Steuerung von Verbrauchseinrich-
tungen gemäß § 14a EnWG.

Anwendungshinweis:  
Inwieweit § 29 Abs. 1 Nr. 1 
MsbG die Verwendung freier 
Messsysteme zur Steuerung 
von Verbrauchsanlagen in 
den Phasen 2 und 3 sperrt, 
ist hingegen noch nicht ab-
schließend geklärt. Die Vor-
schrift verpflichtet aller-
dings nur den grundzustän-
digen Messstellenbetrei-
ber, Letztverbraucher mit 
einem intelligenten Mess-
system auszustatten, wenn 
der Netzbetreiber mit dem 
Letztverbraucher eine Ver-
einbarung nach § 14a EnWG 
getroffen hat. Im Umkehr-
schluss dürfte es dem wett-
bewerblichen Messtellenbe-
treiber dann aber möglich 
sein, ein freies Messsys-
tem bei Anlagen i.S.d. § 14a 
EnWG zu verbauen.

In den Phasen 2 und 3 kön-
nen Netzbetreiber, Direktvermark-
tungsunternehmen und Anlagen-
betreiber vom grundzuständigen 
Messstellenbetreiber verlangen, 

Abbildung 9: Status Quo der Messung von Heizstrom

Haushaltsstrom Haushaltsstrom Haushaltsstrom

Eintarifzähler Eintarifzähler

Heizstrom Heizstrom Elektro-  
Wärmepumpe

Zweitarifzähler Zweitarifzähler Zweitarifzähler

Quelle: AP/bne
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ständig vom Netz getrennt (d.h. 
abgeschaltet) werden können.31 
Es wird messtechnisch vorausge-
setzt, dass der Stromverbrauch der 
Einrichtung separat vom übrigen 
Verbrauch des Kunden gemessen 
wird. Gemäß § 14a Satz 1 EnWG 
wird verlangt, dass die Verbrauch-
seinrichtung über einen „sepa-
raten“ Zählpunkt verfügt. Eine 
Netzentgeltermäßigung ist damit 
im Fall einer gemeinsamen Mes-
sung nach dem Wortlaut der Vor-
schrift nicht zulässig.

C.II.2. d) Technische Vorgaben
Aktuell bestehen für Heizstrom 
(insbes. Wärmepumpen und Elekt-
rospeicherheizungen) im Wesentli-
chen zwei Möglichkeiten der Mes-
sung: Entweder erfolgt sie über eine 
gemeinsame Messung mit dem 
Haushaltsstrom oder über einen 
getrennten Zähler (siehe Abb. 9). 

In beiden Grundfällen wer-
den aktuell dabei in der Regel kei-
ne Messsysteme, sondern her-
kömmliche Zähler eingesetzt. Bei 
der gemeinsamen Messung arbei-
tet der Zähler mit zwei separa-
ten Zählwerken. Diese sind dabei 
abwechselnd aktiv: In den Zeiten, 
die der Netzbetreiber als günstige-
res Niedertarif-Zeitfenster vorgibt, 
läuft das entsprechende NT-Regis-
ter. Bei Elektro-Speicherheizungen 
ist das regelmäßig in der Nacht der 
Fall, wenn die Heizungen üblicher-
weise aufgeladen werden. In den 
restlichen Zeiten läuft das andere 
Register. Der auf diesem Register 
festgehaltene Verbrauch wird zum 
teureren Hochtarif (HT) abgerech-
net. In diesem Fall hat der Letzt-
verbraucher einen gemeinsamen 
Anbieter für Haushaltsstrom und 
Reststrom.

Bei der getrennten Messung 
hat die Heizungsanlage einen ei-
genen, zweiten Stromzähler. Da-
mit besteht die Möglichkeit, Heiz- 

C.II.2. Lastmanagement bei  
Wärmestrom

C.II.2. a) Kurzbeschreibung  
Geschäftsmodell
Mit der Regelung in § 14a EnWG 
sollen wirtschaftliche Anreize für 
Lieferanten und Letztverbraucher 
geschaffen werden, verbrauchssei-
tige Flexibilitätspotentiale insbe-
sondere im Bereich Wärmestrom 
besser zu nutzen. Die Netzentgel-
treduktion ist demnach eine Ge-
genleistung dafür, dass die Heiz-
stromanlage den Strombezug nach 
den Bedürfnissen des Netzes aus-
richtet. Klassischer Anwendungs-
fall dieser Regelung sind Strom-
Speicherheizungen, Strom-Wär-
mepumpen und Strom-Warmwas-
serspeicher („Power to Heat“), die 
nicht auf ein konstantes Lastpro-
fil angewiesen sind, sondern flexi-
bel gesteuert werden können. Mit 
der Aufnahme des Begriffs „steuer-
bare Verbrauchseinrichtungen“ hat 
der Gesetzgeber die Regelung auch 
für andere Anlagen geöffnet (bei-
spielsweise Batteriespeicher).

C.II.2. b) Zielgruppen
Prosumer, Lieferanten, wettbe-
werbliche und grundzuständige 
Messstellenbetreiber, Anlagenbe-
treiber, Flexibilitäts- und Direkt-
vermarkter, Netzbetreiber

C.II.2. c) Hintergrund
In Deutschland wurden 2016 etwa 
2,1 Mio. Zählpunkte mit ca. 14,5 
Terawattstunden (TWh) Heiz-
strom beliefert.28 Der Marktanteil 
von Drittanbietern (Nicht-Grund-
versorger) beträgt dabei immer 
noch weniger als 9 Prozent. Der 
schwach ausgeprägte Wettbewerb 
ist dabei maßgeblich auf fehlende 
Standards und Schwierigkeiten im 
Bereich des Metering zurückzufüh-
ren. So wird unter anderem vorge-
bracht:29 

– �Viele Netzbetreiber bieten keine 
Temperaturlastprofile (TLP) für 
Wärmepumpen an.

– �Bei den Netzbetreibern sind fal-
sche Stammdaten sind hinter-
legt.

– �Es bestehen oftmals Unklarhei-
ten bezüglich der anzusetzen-
den Netznutzungsentgelte und 
Konzessionsangaben sowie der  
messtechnischen Voraussetzun-
gen zum Erhalt der vorgesehenen 
Vergünstigungen. Dies führt zu 
einem hohen individuellen Ab-
stimmungsbedarf zwischen Heiz-
stromanbieter und Netzbetreiber.

Für die Attraktivität von Heiz-
stromtarifen ist ein maßgeblicher 
Faktor zudem, ob Vergünstigun-
gen bei Netzentgelten und Kon-
zessionsabgaben in Anspruch ge-
nommen werden dürfen. Dabei ist 
eine Differenz von 8 bis 9 Cent 
je Kilowattstunde (kWh) gegen-
über gewöhnlichen Tarifen nicht 
selten.30Der Anspruch auf ein  
reduziertes Netzentgelt gemäß 
§ 14a EnWG setzt voraus, dass es 
sich bei der Anlage um eine steu-
erbare Verbrauchseinrichtung han-
delt. Das sind insbesondere Heiz-
stromanlagen, die bei Bedarf voll-
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lagen reduziert werden kann bzw. 
muss. Die Verwendung standar-
disierter Steuerungs-, Regelungs- 
und Messtechniken birgt in diesem 
Zusammenhang erhebliches Kos-
tensenkungspotential. Der Markt 
ist allerdings stark abhängig von 
staatlich gesetzten Anreizen.

C.II.3. b) Zielgruppen
Flexibilitäts- und Direktvermark-
ter, wettbewerbliche Messstellen-
betreiber, Netzbetreiber, Anlagen-
betreiber

C.II.3. c) Hintergrund
Das Gegenstück zum Lastmanage-
ment ist die Steuerung der Einspei-
seleistung dezentraler Stromerzeu-
gungsanlagen. Gem. § 14 EEG 2017 
und § 3 Abs. 1 Satz 3 KWKG 2017 
haben Netzbetreiber das Recht, EE- 
und KWKG-Anlagen im Rahmen 
von Maßnahmen des Einspeise-
managements abzuregeln, um auf 
Netzengpässe zu reagieren (sie-
he Abb. 10). Nicht nur aus diesem 
Grund besteht Bedarf für eine de-
zentrale Anlagensteuerung. Auch 
die Direktvermarktung von EE- und 
KWKG-Anlagen gem. § 20 EEG 2017 
und § 4 KWKG 2017 setzt eine fle-
xible Anlagensteuerung unter Be-
rücksichtigung der Preisentwick-
lungen am Strommarkt voraus.

und Reststrombedarf durch unter-
schiedliche Lieferanten abdecken 
zu lassen. Der Zähler kann auch 
in diesem Fall ein Zweitarifzähler 
sein, dessen Register wie bei der 
gemeinsamen Messung abwech-
selnd laufen und NT- und HT-Ver-
brauch getrennt erfassen.

Die vorstehenden Ausfüh-
rungen machen deutlich, dass sich 
bei Heizstrom bereits heute der 
Einsatz freier Messsysteme auf-
drängt. Der Gesetzgeber beabsich-
tigt darüber hinaus ab  Phase 2 
den verpflichtenden Einsatz in-
telligenter Messsysteme (vgl. § 
31 Abs. 1 Nr. 5 MsbG). Ob hierbei 
noch eine Übergangsregelung er-
folgt oder ob der Einsatz der Gerä-
te sofort erforderlich ist, um auch 
künftig reduzierte Netzentgel-
te geltend machen zu können, ist 
Stand heute noch unklar. Die Aus-
gestaltung soll dabei in einer kon-
kretisierenden Verordnung (so-
genannte Lastmanagement- oder 
Flexibilitätsverordnung) erfolgen.

Besteht eine Vereinba-
rung zwischen Netzbetreiber 
und Letztverbraucher, kann die 
Verbrauchseinrichtung zu Spit-
zenlastzeiten vom Netz getrennt 
bzw. ihre Stromaufnahme be-
schränkt werden. Die Steuerung 
kann direkt durch den Netzbetrei-
ber oder indirekt durch Dritte auf 

Geheiß des Netzbetreibers erfol-
gen. Die Steuerung kann insofern 
auch vom Messstellenbetreiber, ei-
nem Stromlieferanten oder einen 
Dienstleister durchgeführt werden. 
Die Vorschrift beinhaltet eine Kon-
trahierungspflicht des Netzbe-
treibers, sofern die Anspruchs-
voraussetzungen erfüllt sind. Die 
Kontrahierungspflicht und die nä-
heren verordnungsrechtlich  noch 
auszugestaltenden Vorgaben des § 
14a Satz 3 EnWG sollen die Steu-
erbarkeit von Verbrauchseinheiten 
zu einer Art Standardprodukt ma-
chen, das im vertrieblichen Mas-
senmarkt standardisiert mit last- 
und zeitvariablen Tarifen kombi-
niert werden kann. 

C.II.3. Steuerung bei Einspeise-
management (Netzbetreiber) und 
Direktvermarktung

C.II.3. a) Kurzbeschreibung Ge-
schäftsmodell
Der Markt der Direktvermarktung 
ist hart umkämpft. Direktvermark-
tung bezeichnet dabei den Verkauf 
von Strom aus erneuerbaren Ener-
gieerzeugungsanlagen an größere 
Abnehmer oder an der Strombör-
se. Großen Einfluss auf die Direkt-
vermarktung hat das Einspeisema-
nagement der Netzbetreiber, mit 
dem die Einspeiseleistung der An-

Großen Einfluss auf die Direktvermarktung hat das 
Einspeisemanagement der Netzbetreiber, mit dem 
die Einspeiseleistung der Anlagen reduziert werden 
kann bzw. muss. Die Verwendung standardisierter
Steuerungs-, Regelungs- und Messtechniken  
birgt in diesem Zusammenhang erhebliches Kosten-
senkungspotential.
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Betrieb genommen werden, greift 
die Nutzungspflicht unmittelbar 
mit Inbetriebnahme (vgl. § 20 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017). 

– �Bei Bestandsanlagen greift die 
Pflicht zur Nutzung des intelli-
genten Messsystems erst fünf 
Jahre nachdem das intelligente 
Messsystem eingebaut worden ist 
(vgl. § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 
2017). Hierdurch soll dem Um-
stand Rechnung getragen wer-
den, dass die Anlagenbetreiber 
bereits in herkömmliche Steue-
rungstechnik investiert haben. 
Dieses Investment soll nicht vor-
zeitig obsolet werden. 

– �Abweichend von § 20 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 gilt bei Bestands
anlagen, die die Übergangsrege-
lung des § 19 Abs. 5 MsbG in An-
spruch nehmen und noch bis 
zu acht Jahre nach Eintritt der 
technischen Möglichkeit i.S.v. § 
30 MsbG freie Messsysteme be-
treiben, die Nutzungspflicht mit 
Ablauf dieser acht Jahre (vgl. § 20 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 EEG 2017). Es 
schließt sich also nicht eine er-
neute 5-Jahresfrist an den Zeit-
punkt des Einbaus des intelligen-
ten Messsystems an. 

Mit dem Einspeisemanage-
ment hat der Gesetzgeber eine 
Ausnahme zu der Abnahmepflicht 
des Netzbetreibers gemäß § 11 
EEG geschaffen. Die Regelung des 
Einspeisemanagement ist der Er-
kenntnis geschuldet, dass der be-
darfsgerechte Ausbau des Net-
zes nicht jederzeit möglich ist. In 
Ausnahmefällen solle der Netzbe-
treiber vielmehr Engpässe durch 
eine angemessene Abregelung 
von EEG-Anlagen begegnen kön-
nen, um die Netzstabilität und si-
chere Versorgung sicherzustellen. 
Ziel bleibt dabei aber, dass trotz 
regelnder Eingriffe die größtmög-
liche Menge an EE-Strom einge-
speist wird. 

C.II.3. d)Technische Vorgaben
Um Maßnahmen des Einspeisema-
nagements zu ermöglichen, müssen 
alle Anlagen ab einer bestimmten 
Größe mit einer technischen Ein-
richtung ausgestattet sein, mit der 
der Netzbetreiber jederzeit die ge-
samte Einspeiseleistung bei Netz-
überlastung ferngesteuert reduzie-
ren und die gesamte Ist-Einspei-
sung der Anlagen abrufen kann, vgl. 
§ 9 EEG 2017 und § 6 Abs. 1 Nr. 5 
KWKG 2017. Diese technische Ein-
richtung muss nicht den Vorgaben 

des MsbG entsprechen, wie durch § 
9 Abs. 7 EEG klargestellt wird. 
Allerdings besteht gemäß § 29 Abs. 
1 Nr. 2 MsbG eine Einbaupflicht 
für intelligente Messsysteme bei 
EEG- und KWKG-Anlagen mit ei-
ner installierten Leistung von 
mehr als 7 kW. Diese Einbaupflicht 
besteht – freilich unter dem Vor-
behalt der technischen Möglich-
keit (§ 30 MsbG) – auch bei Be-
standsanlagen. Das MsbG enthält 
keine Einschränkung auf Neuanla-
gen. Sobald an der Erzeugungsan-
lage ein intelligentes Messsystem 
verbaut ist, muss im Grundsatz 
über dieses auch die Ist-Einspei-
sung abgerufen und die Einspei-
seleistung ferngesteuert geregelt 
werden, vgl. § 20 Abs. 3 EEG 2017. 
Diese Pflicht zur Nutzung des in-
telligenten Messsystems steht ge-
mäß § 20 Abs. 3 EEG 2017 aller-
dings unter dem Vorbehalt, dass 
eine mit dem intelligenten Mess-
system kompatible und sichere 
Fernsteuerungstechnik gegen an-
gemessenes Entgelt am Markt vor-
handen ist. Außerdem setzt § 20 
Abs. 3 EEG 2017 im Hinblick auf 
die Nutzungspflicht einen abge-
stuften Bestandsschutz um: 
– �Bei Neuanlagen, die bereits mit ei-

nem intelligenten Messsystem in 

Abbildung 10: Einspeisemanagement und Direktvermarktung

Quelle: bne

Einspeisemanagement  
 
Bei Anlagen < 100 kWp ist der Abruf der  
Ist-Einspeisung keine technische Vorgabe  
gem. § 9 EEG 2017 zur Durchführung von 
Einspeisemanagementmaßnahmen durch  
den Netzbetreiber.

Chance: Netzbetreiber können anhand der 
Einspeisedaten die Wirksamkeit der angefor-
derten  Leistungsreduzierung überprüfen.

Direktvermarktung  
(Marktprämienmodell) 
 
Der Abruf der Ist-Einspeisung ist neben  
der Fernsteuerbarkeit der Erzeugungsanlage 
eine wesentliche Voraussetzung für eine  
erfolgreiche Direktvermarktung.

Chance: Anlagenbetreiber können durch  
Überprüfung des gewählten Systems zur 
Leistungsbegrenzung und Wechsel in die  
optionale Direktvermarktung profitieren.

intelligentes Messsystem

Daten Ist-
Einspeiseleistung

Die im Messstellenbetriebsgesetz geregelte Einbaupflicht für intelligente Messsysteme eröffnet Direktvermarktern  
neue Zielgruppen und EEG- und KWK-Anlagen ab 7 kW lukrative Vermarktungsmöglichkeiten.
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kreis zu erbringen. Da die Zähler-
standsgangmessung oder RLM-
Messung auch durch freie Mess-
systeme erfolgen kann, setzt die 
Regelenergieerbringung durch Ag-
gregatoren ebenfalls nicht zwin-
gend den Einbau eines intelligen-
ten Messsystems voraus. 

C.III. Anwendungen E-Mobilität36

C.III.1. Allgemeine Anforderungen 
Ladeinfrastruktur
Das MsbG erfasst auch den Mess-
stellenbetrieb für Ladepunkte. 
Dies ergibt sich aus der in § 2 Satz 
1 Nr. 8 MsbG enthaltenen Legal-
definition des Letztverbrauchs, die 
ausdrücklich auch den Energiever-
brauch für den Betrieb von Lade-
punkten für Elektrofahrzeuge um-
fasst. Praktisch bedeutet dies, dass 
Messsysteme, die Ladestrom erfas-
sen, den Anforderungen des MsbG 
genügen müssen. Insbesondere 
sind somit die §§ 19 bis 28 MsbG, 
die spezielle technische Vorgaben 
für intelligente Messsysteme bein-
halten, zu beachten.

C.III.1. a) Bereichsausnahme für 
Elektromobilität gem. § 48 MsbG

Von diesem Grundsatz ent-
hält § 48 MsbG eine explizite Aus-
nahme für freie Messsysteme, die 
ausschließlich Strom erfassen, der 
an Elektrofahrzeuge geliefert oder 

C.II.4. Steuerung beim Angebot von 
Regelenergie

C.II.4. a) Kurzbeschreibung des 
Geschäftsmodells
Das Geschäftsmodell unterschei-
det sich im Wesentlichen dadurch 
von den vorgenannten Geschäfts-
modellen, dass für die Regelener-
gieerbringung spezielle Marktbe-
dingungen vorgeschrieben sind. 
Insbesondere muss hier inner-
halb von Sekunden bzw. Minuten 
(je nach Art der Regelenergie) eine 
Ansteuerung der Anlagen erfolgen. 

C.II.4. b) Zielgruppen
Flexibilitäts- und Direktvermark-
ter, wettbewerbliche Messstellen-
betreiber, Übertragungsnetzbetrei-
ber, Anlagenbetreiber

C.II.4. c)Technische Vorgaben und 
Hintergrund
Soweit dezentrale Erzeugungs- 
oder Verbrauchsanlagen im Regel-
leistungsmarkt vermarktet werden, 
sind die Festlegungen der Bundes-
netzagentur für Primärregelleis-
tung32, für Sekundärregelenergie33 
und für Minutenreserve34 zu be-
achten. Soweit durch den Einsatz 
von Verbrauchseinrichtungen Se-
kundärregelleistung und Minuten-
reserve erzeugt wird, gilt außer-
dem die BNetzA-Festlegung („Ag-
gregatoren-Festlegung“)35. Diese 
Festlegungen enthalten allerdings 
keine Vorgaben zur technischen 

Ausführung der erforderlichen An-
lagensteuerung. Es besteht daher 
keine Pflicht, für die Steuerung 
intelligente Messsysteme zu nut-
zen. Dies dürfte den Regelenergie-
anbietern aber gestattet sein, so-
weit die Präqualifikationsanfor-
derungen für den Regelleistungs-
markt erfüllt werden und dies 
durch die Geräte technisch abge-
bildet werden kann.

Auch das MsbG enthält kei-
ne spezifischen Anforderungen an 
den Messstellenbetrieb für Anla-
gen, die am Regelleistungsmarkt 
vermarktet werden. Es gelten die 
allgemeinen Einbaupflichten, wo-
bei gem. § 29 Abs. 1 MsbG die am 
Regelleistungsmarkt vermarkteten 
Erzeugungs- und Verbrauchsanla-
gen in aller Regel ab  Phase 2  
oder spätestens  Phase 3 mit ei-
nem intelligenten Messsystem aus-
zustatten sind. Eine genaue Mes-
sung von Erzeugung und Ver-
brauch ist für die Regelleistungser-
bringung jedenfalls erforderlich.

Ergänzend ist auf § 26a 
StromNZV zu verweisen. Die Vor-
schrift war dabei Ausgangspunkt 
für die vorstehend genannte „Ag-
gregatoren-Festlegung“ der BNet-
zA. Demnach haben Letztverbrau-
cher mit Zählerstandsgangmes-
sung oder viertelstündiger regis-
trierender Lastgangmessung nun 
das Recht, auf ihr Verlangen hin 
Minutenreserve oder Sekundärre-
gelung über einen anderen Bilanz-
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sondere § 3 LSV zu den standardi-
sierten Steckern). 

Außerdem wurde in § 4 LSV 
die Verpflichtung der Ladepunkt-
betreiber eingeführt, ein sog. 
punktuelles Laden anzubieten. 
Dies macht es möglich, dass auch 
Fahrzeugnutzer, die mit dem Lade-
säulenbetreiber keinen auf länge-
re Zeit angelegten Stromlieferver-
trag abgeschlossen haben, Strom 
am Ladepunkt beziehen können. 
Der Verordnungsgeber hat dabei 
vier Varianten für die mögliche Au-
thentifizierung des Ladepunktnut-
zers eingeführt, von denen wenigs-
tens eine umgesetzt werden muss:

 
– �Variante 1 (§ 4 Satz 2 Nr. 1 Bst. a 

LSV ): Wird der Strom unentgelt-
lich zum Beladen bereitgestellt 
(„verschenkt“), bedarf es keiner 
Authentifizierung des Fahrzeug-
nutzers am Ladepunkt. 

– �Variante 2 (§ 4 Satz 2 Nr. 1 Bst. b 
LSV ): Kann der bezogene Strom 
mit Bargeld in unmittelba-
rer Nähe zum Ladepunkt be-
zahlt werden, bedarf es eben-
falls keiner Authentifizierung. 
Dabei sind die technischen Vor-
richtungen für die Barzahlung 
(Münzeinwurf, Papiergeldein-
zug, Fach für Wechselgeld, etc.) 

von diesen ins Netz zurückgespeist 
wird. Für diese Messsysteme gelten 
die technischen Vorgaben von §§ 
19 bis 28 MsbG erst ab 1. Januar 
2021. Durch diesen zeitlichen Auf-
schub will der Gesetzgeber verhin-
dern, dass die technische Entwick-
lung der Elektromobilität und des 
dazugehörigen Messwesens durch 
die strengen Anforderungen aus 
den §§ 19 bis 28 MsbG „überfor-
dert“ wird. Einerseits erschienen 
einige der Mindestanforderun-
gen unzweckmäßig für die Zwe-
cke der Elektromobilität. Anderer-
seits ist noch nicht abzusehen, in 
welche Richtung sich die Elektro-
mobilität entwickeln wird, so dass 
der Rechtsrahmen insoweit offen 
gestaltet werden sollte. § 48 MsbG 
führt aber lediglich dazu, dass die 
besonderen technischen Anforde-
rungen für intelligente Messsyste-
me in ihrer zeitlichen Geltung auf-
geschoben sind. Die datenschutz-
rechtlichen Vorgaben aus den §§ 
49 ff. MsbG finden demgegenüber 
bereits Anwendung. 

Die Bereichsausnahme von 
§ 48 MsbG gilt gem. Satz 2 aber 
nur, wenn die Nutzung von Mess-
systemen, die den technischen 
Anforderungen von §§ 19 bis 28 
MsbG nicht entsprechen, nicht mit 
„unverhältnismäßigen Gefahren“ 

verbunden ist. Eine solche Gefah-
renlage kann aufgrund des Verwei-
ses auf § 26 Abs. 1 MsbG durch das 
BSI im Einvernehmen mit der PTB 
und der BNetzA festgestellt werden 
(bei Gefahr im Verzug auch durch 
das BSI allein). Ob eine Gefahren-
lage in diesem Sinne vorliegt, ist 
unter Berücksichtigung der beson-
deren Anforderungen an die Elekt-
romobilität zu bestimmen. 

Im Übrigen erweist es sich 
gerade im Bereich der Elektromo-
bilität als sachgerecht, dass die 
Einwilligung des Anschlussnut-
zers zur Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung personenbezogener 
Daten gemäß § 49 MsbG nicht in 
schriftlicher Form erteilt werden 
muss. Aus diesem Grunde lässt 
sich insbesondere das sog. punktu-
elle Laden i.S.v. § 4 LSV praxistaug-
lich umsetzen. 

C.III.1. b) Vorgaben aus Ladesäu-
lenverordnung (insbesondere zu 
sog. punktuellem Laden)

Bei der technischen Aus-
führung der Ladepunkte sind fer-
ner die Vorgaben der Ladesäulen-
verordnung (LSV ) zu beachten. 
Durch diese wurden die europäi-
schen Vorgaben für einen sicheren 
und interoperablen Aufbau und 
Betrieb von Ladepunkten in deut-
sches Recht umgesetzt (vgl. insbe-
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nutzer anzubieten, etwa SMS-Zah-
lung oder Authentifizierung mit-
tels RCID-Chipkarte.

Die LSV enthält keine Vor-
gaben zur Datensicherheit und 
zum Datenschutz. Insoweit gilt das 
MsbG für die Messung und Nut-
zung der Daten aus den Stromlie-
fervorgängen. 

C.III.1. c) Eichrechtliche Anforde-
rungen
Die an Ladepunkten verbauten 
Stromzähler müssen die eichrecht-
lichen Vorgaben des MessEG und 
der MessEV erfüllen. Etwas an-
deres gilt nur, wenn Ladevorgän-
ge pauschal abgerechnet werden 
(„Flatrate“), oder der Strom un-
entgeltlich zur Verfügung gestellt 
wird (Schenkung). Bei solchen 
Vertragsmodellen ist der Anwen-
dungsbereich des Mess- und Eich-
rechts nicht eröffnet, weil die vom 
Kunden geschuldeten Zahlungen 
nicht von Messergebnissen abhän-
gig sind und der Kunde daher kein 
legitimes Interesse an einer richti-
gen Messung hat. Mess- und eich-
rechtliche Vorgaben sind demnach 
nicht anwendbar, wenn beispiels-
weise vereinbart wird, dass der 
Kunde innerhalb einer bestimmten 
Zeitspanne (1 Monat; 1 Jahr) zum 
Pauschalpreis beliebig oft und viel 
laden kann. Demgegenüber muss 

nicht zwingend in die Ladesäule 
direkt zu integrieren, da dies zu 
unverhältnismäßig hohen lau-
fenden Kosten führen kann. Es 
ist also zulässig, wenn in unmit-
telbarer Nähe zur Ladeeinrich-
tung mit Bargeld gezahlt wer-
den kann. Diese Vorgabe ist bei-
spielsweise bei Tankstellen er-
füllt, wenn im Kassenhäuschen 
gezahlt werden kann. Im Falle 
von Parkplätzen oder Parkhäu-
sern ist es ausreichend, wenn 
am Kassenautomat auch die La-
devorgänge mit Bargeld bezahlt 
werden können. 

– �Variante 3 (§ 4 Satz 2 Nr. 2 Var. 
1 LSV ): Wird der Ladestrom bar-
geldlos bezahlt, kann dies in 
der dritten Variante über ein 
gängiges Kartenzahlungssystem 
abgewickelt werden, das sich 
nicht zwingend am Ladepunkt 
selbst, aber zumindest in unmit-
telbarer Nähe zu diesem befin-
den muss. Hierzu zählen insbe-
sondere die gängigen Systeme 
des elektronischen Lastschrift-
verfahren oder des sog. Electro-
nic Cash („EC-Karte“). Hier muss 
sich der Nutzer lediglich für 
die Abwicklung des reinen Zah-
lungsvorgangs authentifizieren.

– �Variante 4 (§ 4 Satz 2 Nr. 2 Var. 
1 LSV ): In der vierten Varian-
te ist es möglich, das punktuel-
le Aufladen durch webbasierte 
Zahlungssysteme abzuwickeln. 
Webbasierte Systeme in die-
sem Sinne kann eine App sein, 
die dem Nutzerkreis allerdings 
kostenlos zur Verfügung gestellt 
werden muss, und beispielswei-
se über einen auf der Ladesäule 
aufgebrachten QR-Code abruf-
bar ist. Denkbar wäre auch eine 
kostenlose mobile Website, über 
die der Nutzer den Ladevorgang 
abwickelt. Bei solchen webba-
sierten Zahlungssystemen er-
folgt die Zahlung nicht unmittel-
bar „an der Ladesäule“, sondern 
über das Internet. Dem Kunden 
muss es aber möglich sein, über 
das webbasierte System ein gän-
giges Zahlungsmittel (etwa Kre-
ditkarte, Lastschrift, PayPal, gi-
ropay, Paydirekt oder Sofort-
überweisung) auszuwählen. 

§ 4 LSV verlangt, dass Lade-
punkte beim punktuellen Aufla-
den wenigstens eines der vier vor-
stehend dargestellten Varianten 
für die Abwicklung und Bezahlung 
von Ladevorgängen anbieten. Ne-
ben dieser Mindestvorgabe steht 
es dem Ladepunktbetreiber frei, 
auf freiwilliger Basis zusätzliche 
Formen des Zugangs für Fahrzeug-
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Denn aufgrund der Letztverbrau-
cherdefinition in § 3 Nr. 25; HS. 2 
EnWG gilt bereits der Strombezug 
durch die Ladesäule (und nicht 
erst der Aufladevorgang des Au-
tos) als Letztverbrauch. Das führt 
dazu, dass nicht der Fahrzeughal-
ter, sondern der Ladesäulenbe-
treiber Letztverbraucher ist, und 
zwar unabhängig davon, wem die 
an der Ladesäule beladenen Fahr-
zeuge gehören. Ergebnis dieser 
Rechtslage ist, dass jede Ladesäu-
le jeweils nur durch einen Strom-
versorger beliefert wird. Ein soge-
nannte vertragsbezogenes Laden 
ist daher grundsätzlich nur an La-
desäulen des eigenen Energiever-
sorgers möglich. 
Um dennoch von ein und demsel-
ben Stromlieferanten (zu densel-
ben Konditionen) an verschiede-
nen Ladesäulen beliefert werden 
zu können, hat sich E-Roaming als 
eigenes Marktmodell der Elektro-
mobilität entwickelt. Hierbei fun-
giert der E-Roaming-Anbieter als 
Bindeglied zwischen den verschie-
denen Marktakteuren – den Lade-
säulenbetreibern, den Stromliefe-
ranten und den Fahrzeughaltern/-
nutzern (siehe Abb. 11). 

bei einer zeitabhängigen Abrech-
nung von Ladevorgängen (Bsp.: 
für jede Stunde Laden wird ein be-
stimmter Geldbetrag abgerechnet) 
die Messgröße der Ladezeit eich-
rechtskonform erfasst werden. 

Die eichrechtlichen Anfor-
derungen an die Stromzähler sind 
im MessEG und in der MessEV nie-
dergelegt, die insbesondere die eu-
roparechtlichen Vorgaben aus der 
MID37 umsetzen. Ergänzend sind 
die anerkannten Regeln der Tech-
nik zu berücksichtigen, die von der 
Physikalisch-technischen Bundes-
anstalt (PTB) in Zusammenarbeit 
mit Messgeräteherstellern, Ver-
wendern und Eichbehörden erar-
beitet und veröffentlicht werden. 
Für Messgeräte und Zusatzeinrich-
tungen im Anwendungsbereich der 
E-Mobilität gelten die „Regeln und 
Erkenntnisse des Regelermitt-
lungsausschusses“ vom 16. März 
2017.38 Die PTB-Anforderungen 
haben keine Gesetzeskraft. Soweit 
Messgerätehersteller und -nutzer 
sie einhalten, greift aber gemäß § 7 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 MessEG die Ver-
mutung, dass das Messgerät die 
wesentlichen Anforderungen des 
MessEG erfüllt.

C.III.2. Kundenscharfer  
Messstellenbetrieb
Energieversorgungsunternehmen 
sind daran interessiert, speziel-
le Mobilstromtarife für die Halter 
von Elektrofahrzeugen anzubie-
ten. Solche speziellen Mobilitäts-
tarife können allerdings nur dann 
Erfolg haben, wenn der Kunde an 
möglichst vielen Ladeeinrichtun-
gen Strom von seinem Energiever-
sorger beziehen kann. Hieraus er-
gibt sich die Herausforderung ei-
nes kundenscharfen Messstellen-
betriebs, bei dem die an verschie-
denen Ladepunkten bezogenen 
Strommengen demselben Kunden 
oder demselben jeweiligen E-Fahr-
zeug zugeordnet werden können. 

Ein solcher kundenscharfer 
Messstellenbetriebs kann entwe-
der im Wege eines sog. E-Roamings 
[a] oder über Mobile Metering [b] 
realisiert werden. 

C.III.2. a) E-Roaming
Im aktuellen Rechtrahmen ist es 
nicht ohne weiteres möglich, dass 
das jeweilige E-Fahrzeug seinen 
eigenen Liefervertrag (bzw. den 
Stromlieferanten) bzw. seinen ei-
genen Messstellenbetreiber zur je-
weiligen Ladesäule mitnimmt. 

Abbildung 11: Elemente eines Elektromobilitäts-Ladenetzwerks

Quelle: nach ika – Institut für Kraftfahrzeuge (www.slam-projekt.de) 
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stalliert sind, ist der Einsatz mo-
biler Messeinrichtungen gesetz-
lich nicht ausgeschlossen, sondern 
in den Gesetzesbegründungen von 
EnWG, MsbG und LSV explizit vor-
gesehen. 

Soweit der Betreiber der mo-
bilen Messstellen auch den Lade-
strom an die Halter der E-Fahrzeu-
ge liefert, würde er zugleich zum 
Stromlieferanten. In dieser Rolle 
müsste er für das jeweilige Netzge-
biet auch den erforderlichen Netz-
nutzungsvertrag mit dem Netzbe-
treiber abschließen. In rechtlicher 
Sicht bereitet allerdings die Zähl-
punktvergabe beim Mobile Mete-
ring Schwierigkeiten, weil für das 
mobile Messsystem ein Zählpunkt 
(„Messlokation“) vergeben werden 
müsste, der wiederum einer be-
stimmten abrechnungsrelevanten 
Entnahmestelle („Marktlokation“) 
zugeordnet werden muss. Schließ-
lich wird das mobile Messsystem 
an verschiedenen Ladepunkten, 
also an verschiedenen Entnah-
mestellen eingesetzt. Aus diesem 
Grunde ist die rechtliche und pro-
zessuale Umsetzung von Mobile 
Metering-Lösungen für Messstel-
lenbetreiber anspruchsvoll.

E-Roaming ermöglicht es den Elek-
troautofahrern, an allen beteiligten 
Ladestationen Ladestrom zu be-
ziehen – auch an solchen, mit de-
ren Betreiber der Elektroautofah-
rer keinen Stromliefervertrag abge-
schlossen hat. Anders als beim sog. 
punktuellen Aufladen (siehe hierzu 
oben 1. Bst. b)) ermöglicht E-Roa-
ming ein sog. vertragsbezogenes 
Laden an diversen Ladesäulen. 
Hierbei fallen allerdings in der Re-
gel zusätzliche Gebühren an.

Ladesäulenbetreibern bie-
tet E-Roaming den Vorteil, nicht 
mehr auf den Kreis ihrer eigenen 
Stromkunden begrenzt zu sein. 
Dazu schließt der Nutzer des Elek-
trofahrzeugs mit dem E-Roaming-
Anbieter einen Stromliefervertrag. 
Der E-Roaming-Anbieter wiede-
rum hat mit diversen Betreibern 
von Ladestationen einen Roaming-
Vertrag abgeschlossen. In diesem 
verpflichten sich die Ladestations-
betreiber dazu, an die Kunden des 
E-Roaming-Anbieters Ladestrom 
zu liefern. Die Abrechnung läuft 
allerdings allein über den E-Roa-
ming-Anbieter, d.h. dieser stellt 
dem E-Fahrzeugbetreiber eine mo-
natliche Rechnung über die an al-
len Ladesäulen bezogenen Lades-
trommengen. 

C.III.2. b) Mobile Metering
Beim sogenannten Mobile Mete-
ring wird ein mobiles Messsystem 
als abrechnungsrelevanter Strom-
zähler eingesetzt, der im Fahrzeug 
oder einem separaten Ladekabel 
sitzen kann. Diese Messeinrich-
tung ist eichrechtlich zugelassen, 
wird zusammen mit dem E-Fahr-
zeug bewegt und kann für Lade-
vorgänge an Ladepunkten ange-
schlossen werden. Das Messsys-
tem verfügt über eine Kommu-
nikationseinheit, die die bezoge-
nen Strommengen zentral an den 
Betreiber übermittelt. Anders als 
beim E-Roaming wird die abrech-
nungsrelevante Messstelle dem 
E-Fahrzeug zugeordnet und wird 
mit dieser zu den jeweiligen Lade-
punkten „mitgenommen“. 

Beim Mobile Metering wird 
der Betreiber des mobilen Mess-
systems zum Messstellenbetrei-
ber. Er hat demnach mit dem je-
weiligen Netzbetreiber, in dessen 
Netzgebiet sich der Ladepunkt be-
findet, einen Messstellenvertrag 
i.S.v. § 9 Abs. 1 Nr. 3 MsbG abzu-
schließen. Wird die mobile Mess-
stelle in mehreren Netzgebieten 
eingesetzt, ist für jedes Netzge-
biet ein eigener Messstellenver-
trag abzuschließen. Auch wenn der 
Rechtsrahmen von dem Grundsatz 
ausgeht, dass Messsysteme festin-

Abbildung 12: Mobile Metering - Ladekabel für Elektrofahrzeuge  
mit einem integrierten, mobilen Messsystem

Bild: ubitricity - Gesellschaft für verteilte Energiesysteme mbH
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Anwendungsbeispiel Dienst-
wagenflotte: Ein flottenbe-
zogener Messstellenbetrieb 
kommt ferner für Arbeitge-
ber in Betracht, die ihren 
Arbeitnehmern Elektrofahr-
zeuge als Dienstwagen zur 
Verfügung stellen. Dienst-
wagenvereinbarungen kön-
nen hier ganz unterschied-
liche Regelungen vorsehen: 
Soweit Arbeitnehmer ihren 
Dienstwagen privat nutzen 
und auch insoweit auf Kos-
ten des Arbeitgebers Strom 
laden dürfen, bietet es sich 
an, den Arbeitnehmern ent-
sprechende Ladekarten (in 
Analogie zu den Tankkarten) 
bereitzustellen.

C.III.3. Flottenbezogener Mess
stellenbetrieb
Für Unternehmen, die eine eigene 
Flotte an E-Fahrzeugen betreiben, 
kann sich das praktische Bedürfnis 
ergeben, die Strommengen, die au-
ßerhalb des Unternehmenssitzes 
an öffentlichen Ladepunkten für 
die unternehmenseigenen E-Fahr-
zeuge bezogen worden sind, zent-
ral zu erfassen („flottenbezogener 
Messstellenbetrieb“ – ein Beispiel 
hierzu siehe Abb. 13). Auf Grundla-
ge einer derart gebündelten Men-
generfassung können die benö-
tigten Strommengen zu günstigen 
Konditionen beschafft und ein-
heitlich abgerechnet werden. 

Anwendungsbeispiel Lo-
gistik: Ein flottenbezoge-
ner Messstellenbetrieb kann 
etwa für Logistikunterneh-
men (Spedition, Post, etc.) 
interessant sein, die eine E-
Fahrzeug-Flotte betreiben. 
Solche Unternehmen können 
ihre Fahrer mit Ladekarten 
zur Nutzung von Ladepunk-
ten ausstatten. Auf Grundla-
ge einer gemeinsamen Ab-
rechnung aller dienstlichen 
Ladevorgänge könnten diese 
Unternehmen beispielswei-
se – aus Marketinggründen 
oder als eigenes Produkt 
– eine CO2-neutrale Belie-
ferung anbieten, indem sie 
sich für die gesamte Flot-
te mit Grünstrom beliefern 
lassen. Die in der Flotte ge-
nutzten Strommengen kön-
nen im Wege eines flotten-
bezogenen Messstellenbe-
triebs erfasst werden.



52  | Leitfaden 2018

gehen sein. Ab diesem Zeitpunkt 
müssen gem. § 48 MsbG auch 
Messsysteme in Ladesäulen die 
technischen Anforderungen von §§ 
19 ff. MsbG erfüllen. Dies gilt zu-
mindest für den Fall, dass  Pha-
se 3 in diesem Zeitpunkt bereits 
eingetreten ist und die Markter-
klärung des BSI den Einsatz frei-
er Messsysteme im Bereich Elekt-
romobilität nicht mehr gestatten 
sollte.

Unklar ist, ob § 14a EnWG 
auch auf Messsysteme anwend-
bar ist, über die – zusätzlich zu La-
desäulen – auch andere steuerba-
re Verbraucher (etwa Wärmeer-
zeugungsanlagen) versorgt wer-
den. Nach dem Wortlaut dürfte 
dies möglich sein, weil § 14a Satz 
1 EnWG nur verlangt, dass (alle) 
steuerbaren Verbrauchseinrich-
tungen über einen separaten Zähl-
punkt verfügen. Hierfür spricht 
auch der Sinn und Zweck von § 14a 
EnWG, der nur dann nicht erreicht 
werden kann, wenn nicht steuer-
bare und steuerbare Verbrauchs-
einrichtungen über dasselbe Mess-
system gemessen werden.

C.IV. Einsatzgebiete Submetering
Unter Submetering wird üblicher-
weise die verbrauchsabhängi-

Anwendungsbeispiel Car-
Sharing: Ein flottenbezo-
gener Messstellenbetrieb 
kommt ferner für Car Sha-
ring-Anbieter in Betracht. 
Soweit Car Sharing-Lösun-
gen mit Elektrofahrzeugen 
angeboten werden, bietet es 
sich an, in den Fahrzeugen 
entsprechende Ladekarten 
zu deponieren, mit denen 
die Nutzer leicht und un-
kompliziert an öffentlichen 
Ladesäulen laden können. 

Ein flottenbezogener Mess-
stellenbetrieb lässt sich wie oben 
beschrieben sowohl über E-Roa-
ming (s.oben 2.a)) wie auch Mobile 
Metering (s.oben 2.b)) umsetzen.

C.III.4. Standortbezogener Mess-
stellenbetrieb
Beim Betrieb von Ladelösungen 
kann sich zudem das Bedürfnis 
nach einem Messkonzept ergeben, 
das den gesamten Standort um-
fasst. Gemeint sind Konstellatio-
nen, in denen in eine Kundenanla-
ge mehrere Ladepunkte eingebun-
den sind, die separat abrechenbar 
sein sollen -wie etwa an Parkplät-
zen an Supermärkten oder Ein-
kaufszentren. Soweit Parkplatznut-

zer hier – im Wege von E-Roaming, 
punktuellem Aufladen oder Mobi-
le Metering – Ladestrom beziehen 
können, muss ein standortbezoge-
nes Messkonzept für die Kunden-
anlage (s. auch Unterkapitel C.I.4) 
umgesetzt werden, dass den ver-
schiedenen Ladeoptionen Rech-
nung trägt.

C.III.5. Lastmanagement Elektro-
mobilität (hierzu auch Ziff. C.II.2)
Ladepunkte können auch als soge-
nannte steuerbare Verbrauchsein-
richtungen i.S.v. § 14a EnWG aner-
kannt werden. Dies ergibt sich aus-
drücklich aus § 14a Satz 2 EnWG. 
Daher kann der Netzbetreiber ge-
mäß § 14a EnWG für den Lade-
punkt ein reduziertes Netzentgelt 
anbieten, wenn dieser auf Nieder-
spannungsebene an das Netz an-
geschlossen ist und dem Netzbe-
treiber eine netzdienliche Steue-
rung des Ladepunktes eingeräumt 
wird. 

Zusätzlich verlangt § 14a 
Satz 1 EnWG, dass der Ladepunkt 
über einen separaten „Zählpunkt“ 
verfügt. Dabei ist unklar, ob der 
Zählpunkt in diesem Sinne iden-
tisch mit dem Messsystem i.S.v. § 
19 MsbG sein muss (vgl. zum Zähl-
punktbegriff Unterkapitel D.VIII). 
Nach aktuellem Stand dürfte da-
von ab dem 1.  Januar 2021 auszu-

Abbildung 13: Laden von Elektrofahrzeugen der Firmenflotte  
im öffentlichen Raum

Grafik: wallbe GmbH
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mit der Erfassung und Abrechnung 
von Kosten für Gas, Wasser, Strom 
und Fernwärme am Hausanschluss 
erbracht werden noch sonstige 
Mehrwertdienste. Nach einer Un-
tersuchung des Bundeskartellam-
tes sind die Eintrittshürden in den 
Submetering-Markt aber hoch. Der 
Markt sei nach Ansicht des Bun-
deskartellamts durch ein wettbe-
werbsloses Oligopol weniger An-
bieter geprägt, die größten fünf 
Anbieter würden einen Umsatzan-
teil zwischen 70 und 80 Prozent er-
wirtschaften.40

Die Bildung des Oligopols 
habe zum einen technische Grün-
de – die eingesetzte Hard- und 
Software sei aus Sicht des Bundes-
kartellamts meist proprietär und 
nicht mit anderer Technik kombi-
nierbar; zum anderen verhindere 
die Rechtslage beim Submetering 
einen effektiven Wettbewerb. Die 
vertraglichen Beziehungen sind so, 
dass derjenige, der den Service be-
zahlt (Mieter), nicht den Service 
in Auftrag gibt (Vermieter), sie-
he Abb. 14. Dies habe zur Folge, 
dass eine günstigere Bereitstellung 
von Submetering-Dienstleistungen 
wegen fehlender Preissensibili-
tät auf der Nachfrageseite (Ver-
mieter) fehlt. Für den Vermieter 
bestehe meist kein Wechselanreiz, 
weil er die Kosten ohnehin umle-

ge Messung und Abrechnung von 
Heiz-, Warmwasser- und Kaltwas-
serkosten bei privaten und ge-
werblichen Liegenschaften (z.B. 
Mietshäuser, Bürogebäude, Ge-
schäftsgelände oder Gewerbe-
parks) verstanden. Davon betrof-
fen ist auch die Überlassung der 
dafür benötigten Messgeräte und 
-technik. Dies beinhaltet insbe-
sondere Heizkostenverteiler, Wär-
mezähler, Warmwasserzähler und 
Kaltwasserzähler und schließlich 
die Dienstleistungen, die mit die-
ser Messung einhergehen, wie z.B. 
der Abrechnungsservice. Die Wert-
schöpfung ergibt sich dabei aus 
dem Verkauf bzw. der Vermietung 
der Hardware, der Lizensierung 
der Software und insbesondere 
dem Angebot von Mehrwertdiens-
ten und Zusatzangeboten. Klassi-
scher Anwendungsfall des Subme-
terings ist dabei die Erfassung und 
Abrechnung von Mietnebenkos-
ten. Marktchancen beim Submete-
ring ergeben sich zukünftig vor al-
lem in der Kombination des klassi-
schen Submeterings mit der digita-
lisierten Strom- und Gasmessung 
(im Folgenden „gemeinsames Me-
tering“). 

Bei einem solchen auto-
matisierten, fernauslesbaren „ge-
meinsamen Metering“ können er-
hebliche Effizienzpotentiale um-

gesetzt werden. Einerseits beim 
Dienstleister, der durch das „ge-
meinsame Metering“ Synergieef-
fekte ausnutzen kann. Andererseits 
beim Kunden, der seinen Energie-
verbrauch besser überwachen und 
optimieren kann. Durch das ge-
meinsame Metering können bei 
bereits vorhandenen Kunden neue 
Dienstleistungen angeboten wer-
den. Zudem können durch die um-
fassende Messdienstleistung „aus 
einer Hand“ auch neue Kunden 
akquiriert werden. Für Messstel-
lenbetreiber ist Submetering zu-
dem interessant, weil es die Akzep-
tanz zum Einbau von Smart Me-
tern steigern kann. Dem Messstel-
lenbetreiber ist es möglich, durch 
Mehrwertangebote das eigene Pro-
duktportfolio zu diversifizieren 
und neue Geschäftsfelder zu er-
schließen.

C.IV.1. Marktsituation beim  
Submetering
Das Marktpotential beim Subme-
tering ist groß. Im Jahr 2014 betrug 
das Umsatzvolumen aus Subme-
tering-Leistungen in Deutschland 
ca. 1,47 Mrd. EUR, wobei die Un-
ternehmen im Verbrauchersektor 
ca. 74 EUR pro Wohneinheit und 
Jahr erwirtschaften.39 Diese Zahl 
enthält dabei weder die Dienst-
leistungen, die im Zusammenhang 
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parks) der Fall und insbesondere 
dann, wenn die einzelnen Unter-
nehmensteile zu einem Konzern 
gehören.

C.IV.2. Zielgruppen
Wettbewerbliche und grundzu-
ständige Messstellenbetreiber, 
Submetering-Dienstleister, Kom-
munen

C.IV.3. Rechtlicher Rahmen des 
„gemeinsamen Metering“
Der Rechtsrahmen für das gemein-
same Metering besteht aus einer 
Vielzahl von Rechtsgebieten. Im 
Wesentlichen sind dies die Mess-
vorschriften des MsbG und der 
AVBFernwärmeV sowie die eich-
rechtlichen Vorgaben des MessEG, 
der MessEV und der europäischen 
Messgeräterichtlinie 2014/32/EU 
(„MID“). Daneben sind Miet- und 
Wohnungseigentumsrecht, die 
Heizkosten- und die Betriebskos-
tenverordnung, das Datenschutz-
recht und die europarechtlichen 
Vorgaben, insbesondere die Ener-
gie-Effizienzrichtlinie, zu beachten. 
Bei der Umsetzung des gemeinsa-
men Metering sind insbesondere 
folgende Aspekte zu beachten:
– Die Vertragssituation beim ge-
meinsamen Metering ist komplex: 
Der Messstellenbetrieb für die 
Strom- und Gasmessung erfolgt 

gen könne. Hinzu kommt, dass die 
Verträge oft langfristig geschlos-
sen werden. Dies ist auch deshalb 
möglich, weil der Vertrag über die 
Erbringung von Submetering-Leis-
tungen zwischen zwei Unterneh-
men (Vermieter und Submete-
ring-Dienstleister) und nicht zwi-
schen Unternehmer und Verbrau-
cher (Submetering-Dienstleister 
und Mieter) geschlossen wird. Der 
Submetering-Anbieter möchte da-
bei regelmäßig vermeiden, dass er 
vor Ablauf der Eichfrist die Mess-
technik ausbauen muss. Da die 
Eichfristen unterschiedlich sind, 
kommt es nur selten vor, dass sie 
für alle Messeinrichtungen gleich-
zeitig auslaufen. Entsprechend 
werden in der Regel lange Laufzei-
ten vereinbart. 

Aufgrund der Entwicklung 
von Smart Metern im Strombe-
reich ist davon auszugehen, dass 
die Hürden für einen Marktzu-
tritt in den nächsten Jahren sin-
ken werden. Dies gründet in dem 
besonderen Augenmerk, dass das 
Bundeskartellamt dem Submete-
ring-Markt schenkt, der harmo-
nisierenden Wirkung der techni-
schen Vorgaben des MsbG und ab-
sehbaren europarechtlichen Neu-
erungen. Das gilt insbesondere für 
die Phasen 2 und 3, denn ab 1. Ja-
nuar 2021 kann der Messstellenbe-

treiber per Gesetz an die Stelle des 
Submetering-Unternehmens tre-
ten, wenn der Anschlussnehmer 
anstelle des -nutzers ein Bünde-
langebot des Messstellenbetreibers 
über ein gemeinsames Metering 
auswählt (§ 6 MsbG). Alternativ 
ist es auch denkbar, dass Subme-
tering-Dienstleister den Messstel-
lenbetrieb für Strom mit überneh-
men. Bis dahin sollten vor allem 
Messstellenbetreiber in  Pha-
se 1 prüfen, ob sie mit ihren frei-
en Messsystemen bereits Subme-
tering-Dienstleistungen anbieten 
können, um ausreichend Erfah-
rung im Bereich des gemeinsamen 
Meterings zu sammeln. Das Pro-
duktportfolio, v.a. bei den Mehr-
wertdiensten ist hierbei von ent-
scheidender Bedeutung – insbe-
sondere, wenn es darum geht, sich 
ein Alleinstellungsmerkmal zu er-
arbeiten. Energieversorgungsun-
ternehmen und Messstellenbetrei-
ber können dabei Synergien aus 
dem Strom- und Gasbereich nut-
zen. Im Übrigen ist ein Marktein-
tritt dort möglich, wo die vertrag-
liche Dreieckssituation nicht auf-
tritt bzw. die Nachfrageseite (Ver-
mieter) einer stärkeren Kontrol-
le durch die Betroffenen (Mieter) 
ausgesetzt ist. Das ist vor allem 
bei gewerblichen Liegenschaf-
ten (Bürohäuser und Gewerbe-

Abbildung 14: Dreiecksvertragsverhältnis bei Submetering-Leistungen

Quelle: bne
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des. Für Neubauten besteht in 
den Bundesländern – mit Aus-
nahme von Bayern – die Pflicht 
zur Abrechnung der Kaltwasser-
kosten nach Verbrauch -  es sind 
sind Kaltwasserzähler zu verbau-
en. 

– �Werden die Kosten im Rahmen 
eines Mietvertrages verteilt, sind 
die mietrechtlichen Vorschrif-
ten über die Nebenkostenab-
rechnung in Verbindung mit der 
Betriebskostenverordnung ge-
genüber dem Mieter abzure-
chen. Unternehmen, die den Ab-
rechnungsservice anbieten wol-
len, müssen ihre Abrechnung 
diesen Vorgaben entsprechend 
gestalten. 

– � �Der datenschutzrechtliche 
Rahmen hängt maßgeblich da-
von ab, welche Zusatzangebote 
mit dem Submetering angeboten 
werden. Der Submetering-An-
bieter ist dabei sog. Auftragsda-
tenverarbeiter (Art. 28 DSGVO). 
Dies gilt insbesondere für das 
klassische Submetering, d.h. für 
die verbrauchsabhängige Mes-
sung und Abrechnung von Heiz-
, Warmwasser- und Kaltwasser-
kosten von privaten und gewerb-
lichen Liegenschaften. Der Auf-
tragsdatenverarbeiter darf die 
übermittelten personenbezo-
genen Messdaten nicht für sei-

nach dem MsbG. Entsprechend 
sind auch die in § 9 MsbG genann-
ten Verträge abzuschließen. Ins-
besondere ist dabei ein Messstel-
lenvertrag mit dem Anschlussnut-
zer (meist Mieter) erforderlich. Zur 
Durchführung des Submeterings 
ist neben dem Messstellenvertrag 
ein Vertrag mit dem Anschlussneh-
mer (meist Vermieter) abzuschlie-
ßen. Dieser betrifft dann alle Mie-
ter. Es liegt daher nahe, das Sub-
metering-Angebot um den Mess-
stellenbetrieb zu erweitern und 
nicht umgekehrt vorzugehen.
– Beim gemeinsamen Submete-
ring sind die Messvorschriften der 
verschiedenen Sektoren (Strom, 
Gas, Wärme, etc.) umzusetzen. 
Die Strom- und Gasmessung rich-
tet sich nach dem MsbG, wohin-
gegen die Wärmemessung nach § 
18 AVBFernwärmeV erfolgen muss. 
Danach sind im Wesentlichen die 
eichrechtlichen Vorschriften ein-
zuhalten. 
– Das Eichrecht gibt vor, dass 
grundsätzlich alle im Submete-
ring-Bereich eingesetzten Messge-
räte zur Gewährleistung der Mess-
sicherheit zugelassen sein müssen. 
Es hat eine Zertifizierung nach der 
MID zu erfolgen. Die Eichung kann 
bei neuen Messgeräten durch den 
Hersteller durchgeführt werden. 
Folgende Eichfristen bestehen:

Wärme- und  
Kältemesser: 

5 Jahre; elektro-
nische Zusatz-
geräte: 8 Jahre

Kaltwasser: 6 Jahre

Warmwasser: 5 Jahre; elektro-
nische Zusatz- 
geräte: 8 Jahre

Strom: 4 bis 16 Jahre

Gas: 5 bis 16 Jahre

– �Beim Submetering ist auch die 
Heizkostenverordnung von Re-
levanz. Sie ist immer dann an-
wendbar, wenn der Wärmever-
brauch nicht individuell vom 
Wärmeversorgungsunternehmen 
mit einem eigenen Messgerät er-
fasst wird. Sie gilt also z.B. bei 
Verteilung der Kosten auf die ein-
zelnen Mieter beim Betrieb zen-
traler Heizungsanlagen und zen-
traler Warmwasserversorgungs-
anlagen. Dabei sind Erfassungs-
geräte (Heizkostenverteiler) für 
Heizung und Warmwasser ein-
zubauen. Diese erfassen den an-
teiligen Verbrauch der Nutzer 
an Wärme und Warmwasser. Die 
Kosten für die Miete und Eichung 
dieser Erfassungsgeräte können 
auf die Nutzer umgelegt werden.

– ��Die Abrechnung von Kaltwasser-
kosten innerhalb einer Liegen-
schaft unterlieget der Bauord-
nung des jeweiligen Bundeslan-
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und Kostenverteiler für die 
Wärme-, Kälte- und Warm-
brauchwasserversorgung 
fernablesbar sein müssen; 
Bestandszähler und Kos-
tenverteiler müssen – unter 
dem Vorbehalt der Kosten-
effizienz – bis zum 1. Janu-
ar 2027 mit dieser Funktion 
nachgerüstet werden.

C.IV.4. Gemeinsames Metering in 
Liegenschaften
In den meisten Liegenschaften 
sind alle oder ein Teil der Kos-
ten auf alle Wohneinheiten aufzu-
teilen. Das gilt sowohl für Strom-, 
Gas-, Wärme-, Kälte- und Was-
serversorgung – wenn die einzel-
nen Posten nicht individuell er-
fasst und mit dem Versorger direkt 
abgerechnet werden. Beispielhaft 
hierfür ist die Verteilung der Heiz-
kosten bei einer Zentralheizung 
oder bei einer zentralen Beliefe-
rung der Liegenschaften durch ei-
nen Fernwärmeversorger. Früher 
wurden die Kosten entweder pau-
schal oder nach vermieteter Flä-
che weitergegeben. Der Gesetzge-
ber hat jedoch die Pflicht einge-
führt, die Kosten wenigstens zum 
Teil in Relation zum individuel-
len Verbrauch umzulegen. Der in-
dividuelle Wärmeverbrauch wird 
über Heizkostenverteiler – bei älte-
ren Geräten anhand der Verduns-
tung, mittlerweile elektronisch – 
ermittelt. Derartige Heizkosten-
verteiler werden einmal im Jahr, 
einzeln und per Hand ausgelesen 
– ein fehleranfälliges, personal- 
und daher kostenintensives Ver-
fahren.

Heute können elektronische 
Heizkostenverteiler aus der Ferne 
– mit LoRaWAN auch über mehrere 
Kilometer – automatisch ausge-
lesen werden. LoRaWAN – Long 

ne eigenen Zwecke verwenden. 
Er soll Daten allein dafür aufbe-
reiten, damit der Vermieter sei-
nen Abrechnungspflichten nach-
kommen kann. Hierfür bedarf es 
keiner Einwilligung des Mieters. 
Will der Submetering-Dienstleis-
ter die Daten zu weiteren Zwe-
cken nutzen – etwa dem Angebot 
von Mehrwertdiensten wie ei-
ner Visualisierung – ist eine Ein-
willigung der des Mieters er-
forderlich. Inwieweit die Einwil-
ligung mit dem Mietvertrag ver-
bunden werden kann, ist eine 
Frage des Einzelfalls. Bei Wohn-
raummieten wird dies jedenfalls 
dann unzulässig sein, wenn es 
sich um Wohnungen in Städten 
mit großer Wohnungsknappheit 
handelt. Bei Gewerbemietverträ-
gen dürfte dies hingegen zuläs-
sig sein. 

– � �Europarechtliche Vorgaben 
für das Submetering ergeben 
sich im Wesentlichen aus der 
Energieeffizienz-Richtlinie 
(2012/27/EU). Die Richtlinie ist 
aktuell im Rahmen des „Clean 
Energy for all Europeans“-Pakets 
(auch „Winterpaket“) einer Re-
vision unterworfen. In der Ener-
gieeffizienzrichtlinie haben sich 
die EU-Mitgliedsstaaten ver-
pflichtet, den Primärenergiever-
brauch bis 2020 um 20 Prozent 
zu reduzieren. Hierzu haben die 
Nationalstaaten unterschiedli-
che Aktivitäten zur Stärkung der 
Energieeffizienz umzusetzen, 
dazu zählen  Anforderungen an 
die Verbrauchserfassung, an die 
verbrauchsabhängige Abrech-
nung und die Abrechnungsinfor-
mationen für die Bereiche Wär-
me-, Kälte- und Warmwasserver-
sorgung (Art. 9–11).

Hintergrund:  
Die aktuelle Revisionsfas-
sung der Energie-Effizienz-
richtlinie sieht vor, den Pri-
märenergieverbrauch bis 
2030 um 30 Prozent zu sen-
ken. Zur Zielerreichung wer-
den die Vorgaben im Bereich 
Submetering – das erst-
malig auch begrifflich vor-
kommt – ausgebaut. Für 
Wärme-, Kälte- und Warm-
brauchwasserversorgung 
sind neue Regelungen bei 
der Verbrauchserfassung, 
Einzelverbrauchserfassung 
und Kostenverteilung, sowie 
bei der Abrechnung- und 
Verbrauchsinformation und 
den Kosten für den Zugang 
zu Verbrauchserfassungs- 
und Abrechnungsinforma-
tionen vorgesehen (Art. 9a, 
10a und 11 der Energie-Effi-
zienzrichtline n.F.).  
 
Im Grundsatz sieht die Re-
visionsfassung vor, dass 
möglichst individuelle Zäh-
ler verbaut werden, die den 
tatsächlichen Energiever-
brauch der Endkunden prä-
zise wiedergeben. Falls 
dies technisch nicht mög-
lich oder nicht kosteneffizi-
ent durchführbar sein soll-
te, sind jedenfalls individu-
elle Heizkostenverteiler an 
den einzelnen Heizkörpern 
zur Messung des Wärme-
energieverbrauchs zu ver-
wenden. Bei neuen Gebäu-
den oder bei größeren Re-
novierungen sind stets in-
dividuelle Zähler bereitzu-
stellen. 
 
Hervorzuheben ist insbeson-
dere, dass ab dem 1. Januar 
2020 neu installierte Zähler 
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ter oder aber auch für die Mie-
ter angeboten werden. Die Ver-
brauchsdaten können dabei über 
eine Plattform online eingesehen 
und vergleichend dargestellt wer-
den (vgl. Unterkapitel C.V). Hier-
bei lässt sich ein individuelles und 
ganzheitliches Energiemanage-
ment anbieten, das auf den gesam-
melten Daten beruht. Für gewerb-
liche Liegenschaften ist Visuali-
sierung ein hochrelevantes The-
ma, da damit Einsparziele effektiv 
festgelegt, umgesetzt und schließ-
lich auch überprüft werden kön-
nen. Erhoffte Effekte von Moderni-
sierungs- und Sanierungsmaßnah-
men sind zeitnah zu erkennen. Ge-
rade auch hinsichtlich gesetzlicher 
Vorgaben zu Verjährungsfristen, 
Beweislastumkehr oder Rügeer-
fordernissen im Fall von Mängeln 
kann eine zeitnahe Fehlererken-
nung eine wertvolle Hilfe sein.

Das Prinzip des Submete-
rings – Verbrauchsgeräte mit ei-
nem eigenen Messgerät oder Sen-
sor auszustatten – kann über das 
gemeinsame Metering hinaus be-
liebig erweitert werden. Sind oh-
nehin Heizkostenverteiler einzu-
bauen, bietet sich der Einbau wei-
terer Sensoren z.B. zur Messung 
der Luftqualität an.41 Es ist mög-
lich, die eigenen Dienstleistungen 
um Zusatzangebote wie Assisted 

Range Wide Area Network – ist ein 
Netzwerkprotokoll mit sehr nied-
rigem Energieverbrauch, mit dem 
über große Distanzen eine Infor-
mation übermittelt werden kann. 
Die Technologie ist besonders 
geeignet für IoT- oder Messgeräte, 
die keine großen Datenmengen 
senden müssen. Die Datenübertra-
gungsrate liegt zwischen 292 Bit/s 
und 50 Kilobit/s. Das LoRaWAN 
ist sternförmig aufgebaut, d.h. die 
Endgeräte sind an ein Gateway an-
gebunden, das die Datenpakete an 
einen Sever weiterleitet. An diesen 
Server können dann weitere An-
wendungen angebunden werden 
– z.B. die Verbrauchsvisualisierung 
und das Energiedatenmanage-
ment. Diese Technik ist nicht auf 
Heizkostenverteiler beschränkt, 
sondern kann für alle Messgeräte 
(z.B. Warmwasser, Brauchwasser, 
Strom und Gas) verwendet werden, 
so dass bei Liegenschaften mit 
derselben Technik eine Fülle von 
Messdaten gesammelt werden 
können. Die Messdaten sind dabei 
in weitaus höherer Frequenz und 
besserer Datenqualität verfügbar 
als bei jährlicher händischer Aus-
lesung. 

Für das gemeinsame Mete-
ring in Liegenschaften sind meist 
folgende technische Geräte not-
wendig: 

– ��Strom- und Gaszähler,
– �Kälte- und Wärmezähler,
– �Warm- und Kaltwasserzähler,
– �Heizkostenverteiler ,
– ��Funkmodule,
– �eine Kommunikationseinheit, die 

die Daten sammelt,
– �ggf. Repeater, die das Signal ver-

stärken,
– �ggf. weitere Sensoren

Die Verbrauchswerte der 
einzelnen Geräte werden zentral 
in der Liegenschaft erfasst und ge-
speichert. Anschließend werden 
die Daten über das Internet an den 
Dienstleister übermittelt. Ein Be-
treten des Grundstücks ist nur not-
wendig, wenn Störungsmeldungen 
auftreten. Das System ist effizien-
ter und weniger störungsanfällig. 
Derartige Messsysteme könnten 
auch für Anwendungen im Bereich 
der Blockchain-Technologie geeig-
net sein (zur Blockchain-Technolo-
gie siehe Unterkapitel C.V).

Als Basisdienstleistung wird 
die Erfassung (inklusive der Be-
reitstellung der Erfassungstech-
nik) von Wärme, Kälte, Warm- 
und Kaltwasser und die Abrech-
nung in Form der Betriebskosten-
abrechnung angeboten. Zusätzli-
che Dienstleistungen wie etwa die 
Visualisierung aller Verbrauchs-
werte der Liegenschaft kön-
nen entweder nur für den Vermie-
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C.IV.5. Bündelangebote nach § 6 
MsbG als Sonderform des gemein-
samen Meterings in Liegenschaften
Für Messtellenbetreiber bietet es 
sich an, neben dem Messstellen-
betrieb für Strom auch Submete-
ring-Dienstleistungen für ande-
re Sparten anzubieten. Im Kern 
unterscheiden sich weitere Spar-
ten kaum von sonstigen Mehrwert-
diensten. Der Bedarf an solchen 
Angeboten wird auch deswegen 
steigen, weil die bereits absehba-
ren Änderungen an der Energieef-
fizienz-Richtlinie Vorgaben enthal-
ten, die ohne weiteres durch freie 
Messsysteme umgesetzt werden 
können.

Die vertragliche Dreiecks-
konstellation (siehe dazu zuvor 
Unterkapitel C.IV.1) erschwert al-
lerdings den Markzutritt. Aktu-
ell ist als primärer „rechtlicher 
Hebel“ wohl das mietrechtliche 
Wirtschaftlichkeitsgebot anzuse-
hen. Danach ist der Vermieter ver-
pflichtet, den wirtschaftlichsten 
Submetering-Anbieter auszuwäh-
len. Aufgrund der langen Lauf-
zeiten der Submetering-Verträge 
hilft das Wirtschaftlichkeitsgebot 
nur bedingt beim Anbieterwech-
sel. Eine zusätzliche Sensibilisie-
rung und Information der Mieter – 
z.B. im Rahmen der bei der Strom-
messung angebotenen Mehr-

Living für ältere Menschen, Sicher-
heitsanwendungen wie Rauchmel-
der mit automatischer Meldung 
von Gefahren an die Feuerwehr 
und andere Dienstleistungen (z.B. 
eine füllstandsabhängige Müllab-
fuhr) zu erweitern. Dabei erlau-
ben die umfassenden Messdaten 
eine sektorenübergreifende Ver-
brauchsvisualisierung und Ener-
gieberatung. 

Messstellenbetreiber kön-
nen damit nicht nur privaten Un-
ternehmen, sondern auch Kommu-
nen den Zugriff auf ihre Plattform 
ermöglichen. Das Interesse kann 
dabei in der Optimierung von Ser-
viceintervallen und anderen Mehr-
wertdiensten bestehen. Einerseits 
können Aufgaben, wie die Abwas-
ser- und Abfallentsorgung durch 
entsprechende Messgeräte und 
Sensoren integriert werden; die 
verbauten Sensoren lassen sich 
z.B. durch Brandmelder ergän-
zen, die der Feuerwehr unmittel-
bar Brände melden. Andererseits 
ermöglichen die Messdaten Kom-
munen, ihre eigene Energiepolitik 
und -beratung zu optimieren. För-
derprogramme können gezielt be-
worben oder an den jeweiligen Be-
darf angepasst werden. Kommu-
nen sind daher auch einer der Ak-
teure, die am Erwerb von (anony-

misierten) Messdaten interessiert 
sein könnten (vgl. Unterkapitel 
C.V.3).

Das Prinzip des Submete-
rings kann auch angewendet wer-
den, wenn es sich nicht um unter-
schiedliche Personen oder Mie-
ter, sondern nur um ein einzelnes 
Unternehmen handelt. Die Tech-
nik ist dafür geeignet, den Energie-
verbrauch zu kontrollieren. Hier 
können sich Markteintrittschan-
cen für neue Unternehmen eröff-
nen. Gerade Unternehmen, die oh-
nehin zur Implementierung eines 
Energiemanagementsystems ver-
pflichtet sind (vgl. Unterkapitel 
C.I.6), werden sich hier von Syste-
men überzeugen lassen, die über 
Smart Metering im Strom hinaus-
gehen. Dazu gehören insbesondere 
stromkostenintensive Unterneh-
men (§ 64 EEG).

Zusammenfassend kann 
festgehalten werden, dass Sub-
metering-Dienste eine große Viel-
zahl an Anwendungsmöglichkei-
ten versprechen. Mit vergleichs-
weise geringem Aufwand können 
wirtschaftlich interessante Smart-
Home und IOT-Anwendungen in der 
Liegenschaft angeboten werden.
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zifischen Kosten sehr gering sind. 
Solche Dienstleistungen sind des-
halb vor allem für solche Unter-
nehmen interessant, die bereits 
über einen Kundenstamm verfü-
gen. 

Das Potential an zusätz-
lichen datenbezogenen Dienst-
leistungen ist groß: Mit Messda-
ten lässt sich nicht nur das Ver-
brauchs- und Erzeugungsverhalten 
darstellen, sondern beim kombi-
nierten Einsatz mit Steuerungs-
technik auch optimieren. Die Da-
ten können dafür verwendet wer-
den, den Betrieb der Verbrauchs- 
und Erzeugungsanlagen selbst 
durch Anpassung der Servicein-
tervalle und Schadensprognosen 
zu optimieren. Schließlich müs-
sen Daten noch nicht einmal in ei-
ner eigenen Dienstleistung verar-
beitet werden. Viele der Daten ha-
ben bereits einen Wert „an sich“ 
und sind für weitere Dienstleistun-
gen nutzbar. 

Wettbewerbliche Messstel-
lenbetreiber, die durch Smart Me-
tering eine Fülle qualitativ hoch-
wertiger Daten (s. unten) erheben, 
können Mehrwertangebote anbie-
ten. Messstellenbetreiber können 
das Produktportfolio erweitern, 
fertige Produkte (z.B. Apps) auf 
Grundlage der eigenen Daten für 
andere entwickeln (z.B. als White-
Label-Lösung) oder als Dienst-
leister (z.B. für die Hersteller von 
Windkraftanlagen) Daten auswer-
ten. Stromlieferanten können wie-
derum ihren Kundenstamm nut-
zen, um wirtschaftlich lukrative 
Zusatzdienste zu verkaufen oder 
kostenlose Zusatzdienste zur Kun-
denbindung zu nutzen.

Daneben bieten datenbezo-
gene Geschäftskonzepte vor allem 
für Start-ups und branchenfremde 
Unternehmen große Chancen auf 
einen Marktzugang. Für Start-ups 
bietet es sich an, auf Grundlage der 
erzeugten Daten neue Apps zu ent-

wertdienste – könnte dies ggf. be-
schleunigen.

§ 6 MsbG bietet die Chan-
ce, den Markt (siehe dazu zuvor 
Unterkapitel C.IV.1) nachhaltig 
zu verändern. Nach der Vorschrift 
kann bei Liegenschaften ab 2021 
der Anschlussnehmer (Vermieter) 
statt des Anschlussnutzers (Mie-
ter) den Messstellenbetreiber aus-
wählen. Voraussetzung dafür ist 
u.a., dass neben dem Messstellen-
betrieb für Strom zusätzlich der für 
Gas, Fernwärme oder Heizwärme 
über das Smart Meter-Gateway ge-
bündelt wird (sog. „Bündelange-
bot“). Übt der Anschlussnehmer 
dieses Recht aus, enden die beste-
henden Verträge für den Messstel-
lenbetrieb. Eine Entschädigung ist 
nicht vorgesehen, wenn die Verträ-
ge bereits länger als 5 Jahre (oder 
mehr als die Hälfte ihrer Laufzeit) 
laufen. Im Falle einer Bündelung 
der Sparte Strom mit der Spar-
te Heizwärme, würde dies auch 
die Verträge der Submetering-Un-
ternehmen mit ihren Kunden be-
treffen. Den Messstellenbetrei-
bern und ihren Partnern ist damit 
die Chance gegeben, in den Sub-
metering-Bereich vorzudringen. 
Der Vermieter ist dabei weiterhin 
an das Wirtschaftlichkeitsgebot ge-
bunden. 

Nicht möglich ist es, Bün-
delangebote mit freien Messsys-
temen anzubieten. Das bedeutet 
nicht, dass die Messungen außer-
halb des Bündelangebots nicht mit 
freien Messsystemen durchgeführt 
werden können, denn aus der Re-
gelung folgt gerade nicht, dass die 
Vorschriften des MsbG dann z.B. 
auch für die Wärmemessung Gel-
tung haben. Insofern können im 
Submetering-Bereich auch in  

 Phase 3 noch freie Messsys-
teme verwendet werden. Ob bei 
Sparten, die nicht über ein Smart-
Meter-Gateway gebündelt wer-
den, andere Verträge vor Vertrags-

ablauf beendet werden können, ist 
aber zweifelhaft. Insgesamt sind 
die Rechtsfolgen der Vorschrift in 
ihren Einzelheiten noch unklar; 
es bleibt abzuwarten, ob der Ge-
setzgeber noch Änderungen an der 
Vorschrift vornehmen oder diese 
durch eine Rechtsverordnung kon-
kretisieren wird.

Daneben stellt sich die Fra-
ge, ob § 6 MsbG ausschließlich 
durch wettbewerbliche Messstel-
lenbetreiber angewendet wer-
den kann oder auch durch grund-
zuständige Messstellenbetreiber. 
Während die Regulierungsbehörde 
letzteres tendenziell verneint, gibt 
es auch Stimmen, die dies anders 
sehen. Rechtsklarheit ist wohl erst 
durch entsprechende Gerichtsur-
teile zu erwarten (vgl. hierzu Un-
terkapitel D.I).

C.V. Datenbezogene Anwendungs-
fälle

Das vernetzte Energiesystem 
steht vor der Herausforderung, 
die zukünftige „Datenflut“ intelli-
gent zu managen. Dabei bietet die 
stetige Zunahme an Energie- und 
Messdaten bereits jetzt gute Chan-
cen für neue Geschäftsmodelle. 

Meist werden datengestütz-
te Leistungen zusätzlich zu bereits 
vorhandenen Produkten angebo-
ten. Im MsbG werden solche zu-
sätzlichen Dienstleistungen Mehr-
wertdienste bzw. Zusatzangebo-
te genannt. Dabei sind Mehrwert-
dienste vor allem aus dem Tele-
kommunikationssektor bekannt, 
in dem zur eigentlichen Leistung 
(Bereitstellung des Handyvertrags) 
weitere Angebote wie SMS-, Mi-
nuten- oder Datenpakete, Klingel-
töne, Logos oder andere individu-
alisierbare Zusatzleistungen ver-
marktet werden. Der Vorteil sol-
cher rein digitaler Zusatzangebote 
besteht darin, dass die kundenspe-
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ten. Dabei bestehen besondere da-
tenschutzrechtliche Vorgaben vor 
allem dann, wenn die Daten auf ei-
nen Sever außerhalb der EU über-
tragen werden (Art. 44 ff. DSGVO). 

Anwendungshinweis:  
Auch mit freien Messsyste-
men können bereits in  

 Phase 1 Visualisierungs-
konzepte umgesetzt wer-
den. Die rechtlichen Vorga-
ben des MsbG sind hierbei 
weniger streng. Gleichwohl 
ist die DSGVO immer zu be-
achten. Unabhängig von den 
verwendeten Messsystemen 
bietet sich die Visualisie-
rung über eine Online-Platt-
form an.

Für die „Standard-Visuali-
sierung“ können grundzuständige 
Messtellenbetreiber bei intelligen-
ten Messsystemen und modernen 
Messeinrichtungen keine zusätz-
lichen Entgelte erheben. Für wett-
bewerbliche Messstellenbetreiber 
ist dies dagegen möglich. Daher ist 
insbesondere in  Phase 2 und 
3 aus Sicht des Messstellenbetrei-
bers nach zusätzlichen – nicht im 
MsbG – vorgesehenen Angeboten 
zu suchen. So ist etwa die Visuali-
sierung von Stromerzeugungsda-
ten oder von Daten aus Gas-Zäh-
lern gesetzlich nicht vorgeschrie-
ben, deren Anbindung an das 
Smart-Meter-Gateway aber eben-
falls gem. § 40 MsbG vorgesehen. 
Dementsprechend könnte es sich 
für grundzuständige und wettbe-
werbliche Messstellenbetreiber an-
bieten, diese Services als zusätz-
liche Leistung aufzunehmen. Für 
die Visualisierungs-Tools würde 
über eine solche Erweiterung Qua-
litätsverbesserungen der Tools er-
zielt werden können. Für diesen 
Service könnte zudem ein zusätzli-

wickeln, die dann als White-Label-
Lösung an Energieversorgungsun-
ternehmen verkauft oder lizenziert 
werden. Die Skalierbarkeit solcher 
Geschäftsfelder wird sich dabei zu-
nehmend verbessern, vor allem 
dann, wenn in  Phase 3 die Inte-
roperabilität und eine gleichblei-
bende Datenqualität der Messsys-
teme sichergestellt ist. Branchen-
fremde Unternehmen können sich 
als Dienstleister etablieren, die das 
Datenmanagement des zukünfti-
gen Energiesystems (  Phase 3 
und später) übernehmen

Anwendungshinweis:  
Datenbezogene Geschäfts-
modelle sind allen voran für 
wettbewerbliche Messstel-
lenbetreiber interessant – 
entweder als direktes An-
gebot für die eigenen Kun-
den oder als Dienstleister 
für andere Energieversor-
gungsunternehmen. Darüber 
haben auch branchenfremde 
Unternehmen und Start-ups 
als „First Mover“ oder „Ear-
ly Adopter“ gute Chance, in 
diesem Bereich der Energie-
wirtschaft Fuß zu fassen.

Nachfolgend werden An-
wendungsfälle dargestellt, die auf 
Daten sowohl aus freien als auch 
aus intelligenten Messsystemen 
basieren. Im Folgenden wird die 
Umsetzung von Visualisierungs-
konzepten, Prognosetools und 
der Verkauf von (Mess-)Daten be-
schrieben. Die Darstellung allge-
meiner datenschutzrechtlicher An-
forderungen an datenbezogene 
Anwendungsfälle findet sich in Un-
terkapitel D.VII.

C.V.1. Visualisierungstool  
allgemein

C.V.1. a) Kurzbeschreibung  
Geschäftsmodell
Visualisierungskonzepte sind für 
alle Verbrauchergruppen von Re-
levanz. Unter dieser Ziff. 1 geht es 
vor allem um übergreifende und 
allgemeine Vorgaben, die alle Visu-
alisierungstools betreffen. Nach-
folgend werden zudem vier spezi-
elle Visualisierungskonzepte von 
Verbrauchsdaten privater und ge-
werblicher Anschlussnutzer vorge-
stellt: Sekündliche Auflösung [e.], 
gerätespezifische Auflösung [f.], 
vergleichende Visualisierung [g.] 
und schließlich das sog. Gaming 
als Sonderform der vergleichenden 
Visualisierung [h.]. 

C.V.1. b) Zielgruppe
Wettbewerbliche und grundzu-
ständige Messstellenbetreiber, 
Letztverbraucher, Prosumer, An-
lagenbetreiber, Energiedienstleis-
ter, Lieferanten, Anschlussnehmer, 
branchenfremde Akteure

C.V.1. c) Hintergrund
Letztverbraucher müssen bei der 
Visualisierung ihre Einwilligung 
in die Datenverarbeitung – und al-
ler sonstigen Schritte – geben (Art. 
7 DSGVO, § 50 MsbG). Messstel-
lenbetreiber sollten beachten, dass 
die Einwilligung auch die Daten-
verarbeitung durch einen Drit-
ten – z.B. ein Unternehmen aus der 
IT-Branche – umfassen muss, falls 
der Messstellenbetreiber die Da-
ten nicht selbst verarbeitet. Fin-
det im Auftrag des Messtellenbe-
treibers eine Auftragsdatenverar-
beitung statt, sind im Vertrag zwi-
schen Messstellenbetreiber und 
Auftragsdatenbearbeiter die Vorga-
ben aus Art. 28 DSGVO zu beach-
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de Visualisierungsmöglichkeiten 
vorsehen – sofern dies technisch 
möglich und wirtschaftlich vertret-
bar ist. 

Es ist zu erwarten, dass die 
Nutzung des Online-Portals von 
den meisten Anschlussnutzern be-
vorzugt werden dürfte. Dabei bie-
tet sich an, neben der Aufbereitung 
der Visualisierungsdaten weitere 
Zusatzangebote auf dem Portal zur 
Verfügung zu stellen. 

Für die eichrechtlich zuläs-
sige Visualisierung der Messdaten 
haben die Smart Meter-Gateway-
Hersteller als Standard Software-
Lösung zur Erfüllung der Min-
destvorgaben des § 35 Abs. 1 Nr. 3 
MsbG das gemeinsame sogenann-
te „Bundes-Display“ entwickelt. 
Darin sind alle Funktionen gebün-
delt, mit denen der Letztverbrau-
cher über ein https-gesichertes 
Portal die für die Abrechnung rele-
vanten Messdaten aus dem Gate-
way ablesen kann. Das „Bundes-
Display“ wird kostenfrei als Open-
Source-Produkt unter der Bezeich-
nung TRuDI angeboten (siehe 
Abb. 15).

ches Entgelt erhoben werden. Der 
grundzuständige Messstellenbe-
treiber wäre dabei aber an die Vor-
gaben des §§ 35 Abs. 2, 3 MsbG ge-
bunden. Diese Angebote können 
mit weiteren Zusatzleistungen aus 
dem Bereich Submetering (siehe 
dazu Unterkapitel C.V) kombiniert 
werden, was wiederum eine Quer-
finanzierung des Messstellenbe-
triebs erlaubt.

C.V.1. d) Technische Vorgaben
Es ist naheliegend, Messdaten zu 
visualisieren: Im Fall der Verwen-
dung intelligenter Messsystemen 
ist die Visualisierung beim Kunden 
als Grundausstattung der Geräte 
vorgeschrieben (§§ 21 Abs. 1 Nr. 2; 
61 MsbG). Im Fall der Verwendung 
freier Messsysteme ist eine Visua-
lisierung elementar, um dem Kun-
den das Produkt näherzubringen.

Intelligente Messsysteme 
müssen nach dem MsbG techni-
sche Mindestanforderungen ein-
halten, wenn sie das Verbrauchs-
verhalten der Letztverbraucher vi-
sualisieren. Folgende Informatio-
nen sind bereitzustellen: 

– �Tatsächlicher Energieverbrauch 
und Informationen, wann die 
Energie verbraucht wurde;

– �Abrechnungsrelevante Tarifin-
formationen und Messwerte zur 
Überprüfung der Abrechnung; 

– �Historische Energieverbrauchs-
werte entsprechend der Abrech-
nungszeiträume – jedenfalls  
monatlich;

– �Historische tages-, wochen-,  
monats- und jahresbezogene 
Energieverbrauchswerte sowie 
die Zählerstandsgänge der letz-
ten 24 Monate;

– �Alle aus dem Speicher ablesba-
ren Daten.

Die Daten können auf zwei 
Arten visualisiert werden: Entwe-
der erfolgt dies durch eine loka-
le Anzeigeeinheit am Zähler oder 
bei entsprechender Einwilligung 
des Anschlussnutzers mittels ge-
schütztem individuellen Zugang 
zu einem Online-Portal. Die Infor-
mationen müssen in beiden Fällen 
zumindest innerhalb von 24 Stun-
den bereitgestellt werden. Nach 
der Regelung muss das intelligen-
te Messsystem standardmäßig bei-

Abbildung 15: Transparenz- und Display-Software (TRuDI) 
für intelligente Messsysteme in Privathaushalten

?

Trudi funktioniert  
auf allen Betriebssystemen!

Quelle: Power Plus Communications AG und bne-Darstellung 
nach PTB-Anforderung 50.8
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ersten Generation solche Anwen-
dungen möglich machen können. 
Daher können mit freien Mess-
systemen in allen Phasen Zusatz-
dienste angeboten werden, die in 
den Bereich „Smart Home“ fallen.43 

Zur gerätespezifischen Auf-
lösung des Verbrauchs von einzel-
nen Anlagen und Haushaltsgeräten 
ist es nicht notwendig, dass diese 
miteinander vernetzt sind (Stich-
wort: „Internet of Things“). Freie 
Messsysteme können bereits jetzt 
anhand charakteristischer Lastpro-
file einzelner Geräte und durch in-
telligente Algorithmen den Strom-
verbrauch bestimmter Verbrauchs-
anlagen hinreichend genau her-
ausfiltern und so den spezifischen 
Verbrauch errechnen. Vorteil für 
den Kunden ist, dass er gezielt 
nach „Stromfressern“ suchen kann 
und diese ggf. austauscht oder er-
neuert (siehe hierzu auch Abb. 
16).

Die gerätespezifische Auf-
lösung lässt sich daher gut mit in-
dividuellen Einspar- und Pro-
duktempfehlungen, automatischen 
Benachrichtigungen bei Über-
schreiten bestimmter Verbrauchs-
werte, Optimierung von Wartungs-
intervallen oder Alarmsignalen bei 
Einschalten bestimmter Geräte, 
z.B. dem Herd während der Nacht, 
verbinden. Die gerätespezifische 

Wird daneben eine loka-
le Anzeigeeinheit verwendet, muss 
diese den Vorschriften des Mess- 
und Eichgesetzes sowie den Vor-
gaben der Physikalisch-Techni-
schen Bundesanstalt entsprechen. 
Grundsätzlich muss es sich bei der 
Anzeige um ein in den Zähler inte-
griertes Kundendisplay oder eine 
abgesetzte Zusatzeinrichtung han-
deln (§ 7 MessEG i.V.m. PTB-A 
50.8).

Demgegenüber können freie 
Messsysteme zur Visualisierung 
der Messdaten eingesetzt werden 
und müssen dabei keine spezifi-
schen Vorgaben des MsbG umset-
zen. 

C.V.1. e) Besonderheiten  
sekündlicher Auflösung
Die sekündliche Messung und 
Darstellung von Verbrauchsda-
ten ist sowohl für private Letztver-
braucher als auch für gewerbli-
che Stromkunden von hoher Rele-
vanz. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn die sekündliche Auflösung 
mit einer gerätespezifischen Auflö-
sung (vgl. dazu nachfolgenden Ab-
schnitt sowie Abb. 16) verknüpft 
wird. Mittels sekündlicher Auflö-
sung und entsprechender Visu-
alisierung in einem Online-Por-
tal lässt sich der Stromverbrauch 
effektiver analysieren. Haus-

halts- und Industriekunden kön-
nen mehr oder weniger „live“ er-
leben, welche Geräte wieviel ver-
brauchen. Die feingranulare Auf-
lösung der Messwerte ist zudem 
Voraussetzung für effektive Prog-
nosetools (dazu mehr in im Unter-
kapitel C.V.2).

Die hochaufgelöste Messung 
und Darstellung von Verbrauchs-
werten ist im MsbG nicht vorge-
geben (§ 55 MsbG). Diese ist da-
her nur zulässig, wenn sie auf aus-
drücklichen Wunsch (d.h. mit da-
tenschutzrechtlicher Einwilligung) 
des Letztverbrauchers oder Erzeu-
gers im Rahmen des Messstellen-
vertrags erfolgt (§ 59 MsbG). 

C.V.1. f) Gerätespezifische  
Auflösung
Die gerätespezifische Auflösung 
von Verbrauchsanlagen ist sowohl 
für private als auch gewerbliche 
Kunden von großem Interesse. Im 
Privatbereich lässt sich dieses Vi-
sualisierungskonzept besonders 
gut mit „Smart Home“-Anwendun-
gen verbinden: Der Gesetzgeber 
hat ausdrücklich vorgesehen, dass 
Mehrwertdienste, die über das 
Smart Meter-Gateway angeboten 
werden, auch „Smart Home“-An-
wendungen umfassen sollen.42 Er 
hat zudem ausdrücklich vorgese-
hen, dass bereits Smart Meter der 

Abbildung 16: Sekündliche Messung und gerätespezifische Auflösung 
der Verbrauchsdaten durch Disaggregation – Visualisierung im Onlineportal  
eines Angebots für private Stromverbraucher

Grafik: Discovergy GmbH
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sich auf eine natürliche Person be-
ziehen, zu bewerten, insbesonde-
re um Aspekte bezüglich Arbeits-
leistung, wirtschaftliche Lage, Ge-
sundheit, persönliche Vorlieben, 
Interessen, Zuverlässigkeit, Ver-
halten, Aufenthaltsort oder Orts-
wechsel dieser natürlichen Per-
son zu analysieren oder vorherzu-
sagen. Profiling ist zwar nicht ver-
boten, die betroffene Person hat 
dann aber besondere Auskunfts- 
und Widerspruchsrechte (vgl. Art. 
14, 15, 21, 22 DSGVO). Zudem 
muss die betroffene Person bei Ab-
gabe der Einwilligung darüber in-
formiert werden, dass ein Profil 
von ihr angelegt wird. Das Unter-
nehmen wiederum ist verpflich-
tet, eine sog. Datenschutzfolgen-
abschätzung vorzunehmen (Art. 
35 DSGVO). Zudem ist nach dem 
Grundsatz der Sicherheit und Inte-
grität der Datenverarbeitung (sie-
he dazu Unterkapitel D.VII) darauf 
zu achten, dass der Verlust der Da-
ten ausgeschlossen ist, wenn diese 
z.B. an einen Dienstleister übertra-
gen werden.

Analyse ließe sich zudem noch um 
automatische Bestellungen44, z.B. 
von Geschirrspültabs nach einer 
gewissen Anzahl von Spülvorgän-
gen, erweitern. Denkbar ist auch 
anhand der gerätespezifischen Da-
ten das Alter der Verbrauchsgeräte 
zu bestimmen und den Kunden auf 
neue Produkte hinzuweisen, die 
Energiekosten einsparen können.

Anwendungshinweis:  
Die gerätespezifische Auf-
lösung ist ideal für „Smart 
Home“-Anwendungen und 
bietet eine gute Gelegenheit 
für Kooperationen mit Her-
stellern von Haushaltsgerä-
ten. Je großer der Kunden-
nutzen der Smart Home-An-
wendung ist, umso besser 
werden Verbraucher diese 
Angebote annehmen und be-
reit sein, die dafür nötigen 
Einwilligungen zu geben.

Die gerätespezifische Visua-
lisierung erlaubt es zudem, spiele-
rische Aspekte bei der Darstellung 
aufzunehmen. Dabei können rela-
tive Einsparungen des Stromver-
brauchs bei den einzelnen Geräten 
als Wettkampf dargestellt werden.

Für die gerätespezifische 
Auflösung ist immer eine Einwil-
ligung der betroffenen Perso-
nen notwendig. Die Einwilligung 
des Anschlussnutzers wird wegen 
der Detailtiefe der Informationen 
in der Regel nicht ausreichen; die 
hohe Auflösung an Informationen 
macht es oftmals möglich, auch 
den konkreten Nutzer des Ver-
brauchsgeräts, der nicht mit dem 
Anschlussnutzer identisch ist, zu 
bestimmen. Hier besteht das Pro-
blem, dass die betroffenen Perso-
nen in den meisten Fällen nicht 
Vertragspartner sind. In der Praxis 
lässt sich das ggf. mit einer Vertre-
tungslösung erledigen, bei der der 
Anschlussnutzer im Namen der im 
Haushalt wohnenden Personen der 
Nutzung zustimmt. Zu beachten 
ist zudem, dass die Einwilligung 
ausdrücklich auch Verkaufs- und 
Neuanschaffungsempfehlungen 
durch Dritte und soweit angeboten 
automatische Bestellvorgänge um-
fassen sollte. 

Bei der Verarbeitung der Da-
ten aus einer gerätespezifischen 
Auflösung ist überdies zu prüfen, 
ob damit nicht zugleich ein „Pro-
filing“ (Art. 4 Nr. 4 DSGVO) ein-
hergeht. Profiling meint dabei die 
automatisierte Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, um be-
stimmte persönliche Aspekte, die 
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se eingebettet in automatisierte 
Systeme und konkrete Handlungs-
empfehlungen.

Dieser Ansatz lässt sich bei-
spielsweise durch Smartphone-
Apps oder Online-Plattformen um-
setzen. Dort kann der Kunde sei-
nen aktuellen Stromverbrauch im 
Vergleich zum Durchschnitt al-
ler deutschen Haushalte einse-
hen oder – besser noch – im Ver-
gleich zu einer Vergleichsgrup-
pe, die dem Kunden nahesteht. 
Die Nähe lässt sich durch verschie-
dene Kriterien herstellen: Regiona-
le Nähe, Berufszugehörigkeit, Grö-
ße der Wohnung, Alter, Energiever-
sorger, etc. 

Trotz dieser nur auf be-
stimmte Personen zutreffenden 
Kriterien ist eine Einwilligung zur 
Teilnahme an der vergleichenden 
Visualisierung in den meisten Fäl-
len nicht notwendig, solange die 
Messdaten hierzu anonymisiert 

Anwendungshinweis:  
Bei der gerätespezifischen 
Auflösung sind im besonde-
ren Maße datenschutzrecht-
liche Vorgaben bei der Ein-
willigung und internen Pro-
zessen zu beachten. Da der 
Aufwand der datenschutz-
rechtlichen Anforderungen 
für den Anbieter sehr weit-
reich sein kann, sollte man 
bei der Produktentwicklung 
recht früh entsprechende 
Abwägungen treffen.

Aus mess- und eichrecht-
licher Sicht ist zu beachten, dass 
bei einer gerätespezifischen Visu-
alisierung auf Grundlage mathe-
matischer Berechnung deutlich 
wird, dass es sich nicht um gemes-
sene, sondern um abgeleitete Wer-
te handelt (§ 33 MessEG). Bei den 
grafischen Visualisierungskonzep-
ten sollten dahingehend regelmä-
ßig keine Probleme bestehen. Vor-
sicht ist geboten, sobald Zahlen 
und Werte für bestimmte Zeiträu-
me angegeben werden. 

C.V.1. g) Vergleichende  
Visualisierung

Ein großer Teil des deut-
schen Endenergieverbrauchs ent-
fällt auf den Gebäudesektor. Mit 
dem Ziel der Dekarbonisierung 
verfolgt der Gesetzgeber eine 
Energieeffizienz-Strategie, die die 
Modernisierung des Gebäudes und 
den Einsatz effizienter Anlagen-
technik verstärkt in den Fokus 
rückt. Ein anderer Ansatz ist es, 
das Verhalten der Verbraucher im 
Einzelfall anzureizen. Dies ist etwa 
dadurch möglich, dass der Ver-
brauch im Verhältnis zu anderen 
Verbräuchen dargestellt wird.

Diesen Ansatz hat auch der 
Gesetzgeber aufgegriffen, indem er 
Mitte 2011 die Pflicht für Stromlie-
feranten einführte, den Jahresver-
brauch eines Haushaltskunden ge-
genüber dem Vorjahresverbrauch 
und dem Jahresverbrauch von Ver-
gleichskundengruppen grafisch 
darzustellen (§ 40 EnWG). Smart 
Metering ermöglicht die effekti-
ve Umsetzung dieser vergleichen-
den Visualisierung. Die jährliche 
Abrechnung genügt dabei nicht 
als Motivationsträger, entschei-
dend ist die unmittelbare und zeit-
nahe Beschäftigung mit dem Ener-
gieverbrauch. Im Idealfall sind die-

Abbildung 17: Spielerisch Energie sparen mit der Social Metering  
App – Erfolge teilen und mit Freunden konkurrieren, virtuelle Abzeichen  
und reale Gewinnchancen sammeln

Grafik: GreenPocket GmbH



Leitfaden 2018 |  65 

Anwendungshinweis für 
Messstellenbetreiber und 
Lieferanten: Gaming-An-
wendung können vor allem 
in  Phase 1 und  Pha-
se 2 helfen, das Misstrau-
en der Kunden gegenüber 
Smart Metern abzubauen 
und gleichzeitig den Kun-
den für die folgenden Pha-
sen binden. Die spielerische 
Auseinandersetzung mit 
dem Produkt „Strom“ hilft 
bei der Kundenbindung; sie 
kann dazu beitragen, dass 
sich der Kunde mit der Mar-
ke eines bestimmten Strom-
anbieters identifiziert. 

C.V.2. Datenanalysetools

C.V.2. a) Kurzbeschreibung  
Geschäftsmodell

Unternehmen in der Ener-
giewirtschaft kommen täglich auf 
unterschiedlichste Art und Wei-
se mit Prognosen in Berührung. 
Die Qualität der Prognosen ist da-
bei oft entscheidend für die Wirt-
schaftlichkeit von Geschäftsmo-
dellen. Der Vermarkter eines Wind-
parks, der früher und genau-
er als die Konkurrenz weiß, wie 
viel Energie der Windpark produ-
ziert, wird aus diesem Wissen Vor-
teile im Handel erzielen können. 
Das Wissen darüber, wann Anlagen 
verschleißen oder zu erkennen, 
wann Leckagen in Druckluftsyste-
men auftreten könnten, kann ent-
scheidende wirtschaftliche Vortei-
le bringen.

C.V.2. b) Zielgruppe
Jedermann

C.V.2. c)Hintergrund
Daten selbst werden in der Regel 
erst dadurch werthaltig, dass sie 

verarbeitet werden und die Ver-
gleichsgruppen nicht so spezifisch 
sind, dass ein Personenbezug her-
gestellt werden kann. 

Anwendungshinweis für 
Messstellenbetreiber und 
Lieferanten:  
Die zeitnahe vergleichen-
de Visualisierung – insbe-
sondere bei benutzerfreund-
licher Darstellung – kann 
ein entscheidendes Allein-
stellungsmerkmal beim Ver-
trieb der freien Messsyste-
me oder des damit verbun-
denen Stromprodukts in  

 Phase 1 sein. Dabei kön-
nen insbesondere das Ener-
gieeinsparungspotenti-
al herausgestellt werden. 
Die vergleichende Visuali-
sierung ist dabei auch für 
Stromlieferanten interes-
sant. Sie ermöglicht eine 
Kundenbindung, die alleine 
durch das „Commodity-Ge-
schäft“ nicht erreicht wer-
den kann. Die Auseinander-
setzung mit dem eigenen 
Verbrauch kann auch zur 
Identifikation mit der Marke 
des Stromanbieters führen. 
Das ist insbesondere der 
Fall, wenn es gelingt, den 
Stromverbrauch der eigenen 
Kunden in Relation zu dem 
Verbrauch anderer Strom-
anbieter oder des Grundver-
sorgers zu bringen.

C.V.1. h) Gaming als Sonderform 
der vergleichenden Visualisierung
Eine Sonderform der vergleichen-
den Visualisierung sind Gaming-
Anwendungen. Eine solche Ga-
ming-Anwendung wäre beispiels-
weise alle Haushaltskunden eines 
Stromlieferanten in einer App als 

Avatare in einem ständigen Wett-
bewerb gegeneinander antreten zu 
lassen. Diesen gewinnt dann der 
Kunde, der am deutlichsten sei-
nen Stromverbrauch senken kann. 
Für Stromlieferanten kann der Ga-
ming-Ansatz über die bloße Kun-
denbindung hinausgehen. Bei ent-
sprechender Gestaltung kann er 
sein eigenes Einkaufsprofil opti-
mieren: Kann er seine Kunden, z.B. 
durch Extrapunkte, so anreizen, 
dass sie Energie sparen, während 
der Strom teuer ist und umgekehrt, 
können Einkaufskosten gesenkt 
werden. 

Solche Visualisierungskon-
zepte zielen in erster Linie darauf 
ab, die Motivation für energieeffi-
zientes Verhalten mittels der sog. 
„Serious Gaming-Methode“ zu er-
höhen. Hierbei werden bei der Vi-
sualisierung des Verbrauchs auch 
spielerische Elemente einge-
baut, die die Überwachungs- und 
Reaktionsfunktion der Visualisie-
rung verstärken. Es kommen dabei 
Spielelemente wie Avatare, Wett-
kämpfe, Rankings, etc. zum Ein-
satz. Die Verbindung von spiele-
rischen Anreizen (Spaß, Wettbe-
werb, etc.) und überprüfbarer Kos-
tenersparnisse können sog. „Re-
bound- oder Backfire-Effekte“ 
verhindern: Es ist weniger wahr-
scheinlich, dass der Verbraucher 
bei der Visualisierung mit Gaming-
Ansätzen eine einmal erzielte Effi-
zienzsteigerung in der Folge wie-
der durch erhöhten Verbrauch 
(manchmal sogar über 100 Pro-
zent) zunichtemacht.  

Die Umsetzung solcher Kon-
zepte ist besonders in den Phasen 
1 und 2 interessant, da der spie-
lerische Zugang Vorbehalte ge-
genüber der Datenverarbeitung 
durch Smart Metering abbauen 
kann.
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Durchführung der 15-Minuten-Bi-
lanzierung).

Anwendungshinweis: Die in 
§ 50 MsbG gelisteten Ver-
wendungszwecke gelten so-
wohl für intelligente Mess-
systeme wie auch für freie 
Messsysteme – also bereits 
ab  Phase 1.

Zu den einwilligungsfreien 
Verwendungszwecken zählt auch § 
50 Abs. 2 Nr. 13 MsbG: „Die Durch-
führung eines Mehrwertdiens-
tes oder eines anderen Vertrags-
verhältnisses auf Veranlassung ei-
nes Anschlussnutzers.“ Dieser Ver-
wendungszweck bietet dem Mess-
stellenbetreiber die Möglichkeit, 
Dienste und Produkte hinsichtlich 
des Datenbedarfs vorzudefinie-
ren und auf dieser Basis überhaupt 
erst anbieten zu können. Wenn ein 
Dienst auf Daten basiert, in de-
ren Nutzung der Anschlussnutzer 
nicht eingewilligt hat, ist ansons-
ten die Einwilligungserklärung bei 

in einen übergeordneten Kontext 
gestellt werden. Diese Funktion 
übernimmt das Datenanalysetool. 

Datenanalysetools verwen-
den dabei (mit unterschiedlicher 
Gewichtung und hier stark verein-
facht) in der Regel folgende Schrit-
tabfolge:
– �Daten aus der Vergangenheit 

werden als Vergleichsparameter 
vorgehalten [1];

– �Echtzeitdaten werden im Tool 
verarbeitet [2];

– �es wird analysiert, wie und war-
um es zu Änderungen gekommen 
ist [3];

– ��unter Berücksichtigung der vor-
angegangenen Schritte wird eine 
Vorhersage/Prognose erstellt [4].

Je konkreter sich durch ein 
Datenanalysetool aus [1-4] eine 
Handlungsoption für ein Unter-
nehmen ableiten lässt, umso wert-
voller ist das Analysetool. Für 
Messstellenbetreiber ergeben sich 
hieraus zwei Geschäftsmodelle: 
– �Er kann selbst Datenanalysetools 

entwickeln, anbieten und ver-
kaufen (Messstellenbetreiber 
veredelt Daten).

– �Er stellt die Datenströme zur Ver-
fügung, auf deren Basis Drit-
te Datenanalysetools verwenden 
(Dritter veredelt die Daten).

C.V.2. d) Technische Vorgaben
Da niemand im Voraus erahnen 
kann, welche Datenanalysetools 
den größten Mehrwert verspre-
chen, erscheint es naheliegend, 
möglichst viele Daten vorzuhal-
ten, um gewinnbringende Ansätze 
nicht von Vornherein auszuschlie-
ßen. Da dieser Ansatz allerdings 
gemäß DSGVO und BDSG dem 
Prinzip der Datensparsamkeit und 
der Zweckbindung der Datennut-
zung zuwiderläuft, wird diese Mög-
lichkeit durch das MsbG ausge-
schlossen.

§ 50 Abs. 2 MsbG bestimmt 
demgegenüber ausgewählte schüt-
zenswerte Verwendungszwecke 
(dazu zählen insbesondere zahlrei-
che der in Unterkapitel C.II–IV ge-
nannten energiewirtschaftlichen 
Anwendungsfälle wie Vermarktung 
von Flexibilitäten, Steuerung von 
Anlagen nach § 14a EnWG, Um-
setzung variabler Tarife oder die 

Abbildung 18: Big Data & Predictive Analytics 

Quelle: bne
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C.V.3. Verkauf von Daten
C.V.3. a) Kurzbeschreibung Ge-
schäftsmodell
Der Verkauf von Messdaten kann 
wirtschaftlich lukrativ sein. Es be-
steht allerdings die Gefahr, erheb-
liche Folgeschäden zu verursa-
chen, wenn datenschutzrechtliche 
Standards verletzt werden.

C.V.3. b) Zielgruppe
Wettbewerbliche und grundzu-
ständige Messstellenbetreiber, Lie-
feranten, Anlagenbetreiber, Fle-
xibilitäts- und Direktvermarkter, 
Energiedienstleister, branchen-
fremde Akteure.

C.V.3. c) Hintergrund und techni-
sche Vorgaben
Die Weitergabe von Messdaten ist 
im MsbG geregelt (§§ 60 ff. und 66 
ff. MsbG). Nach dem MsbG sol-
len Messdaten an möglichst weni-
ge Stellen und nur für die gesetz-
lich zulässigen Zwecke übermit-
telt werden. Zu beachten ist auch, 
dass strenge Löschfristen beste-
hen. Daher ist der Verkauf von Da-
ten i.d.R. nur zulässig, wenn hier-
für (d.h. den konkreten Verkaufs-
zweck) eine wirksame Einwilligung 
vorliegt oder die Daten so ano-
nymisiert werden, dass die Per-
son nicht mehr identifiziert wer-
den kann.

Bei der Anonymisierung ist 
darauf zu achten, dass eine Iden-
tifizierbarkeit ausgeschlossen ist. 
Das wäre z.B. nicht der Fall, wenn 
Leistungsdaten zusammen mit 
Standortdaten einer Photovolta-
ik-Dachanlage verkauft werden. 
Aufgrund des Standorts ließe sich 
leicht bestimmen, wer z.B. der Ei-
gentümer ist. Ist dies eine natür-
liche Person, sind auch die Leis-
tungsdaten personenbezogene 
Daten. Dabei ist darauf zu ach-
ten, dass z.B. durch Datenanalyse-
tools kein Bezug hergestellt wer-
den kann. Eine effektive Anonymi-

jedem einzelnen Nutzer nachträg-
lich (zum Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses) einzuholen oder aber 
der Dienst darf nicht angeboten 
werden. Wird er dennoch angebo-
ten, riskiert das Unternehmen auf-
grund des datenschutzrechtlichen 
Verstoßes hohe Bußgelder.

Marktakteure sollten der 
Frage hohe Aufmerksamkeit 
schenken, welche Daten für die ei-
genen Produkte und Datenana-
lysetools benötigt werden. Hier-
bei ist es notwendig, systematisch 
in allen Unternehmensbereichen 
(z.B. Vertrieb, Kundenservice, Ent-
scheidungsebene, Netz, Anlagen-
technik, Instandhaltung etc.) ziel-
gerichtet die Datensätze zu iden-
tifizieren, auf deren Basis werthal-
tige Datenanalysetools aufgebaut 
werden können.

Anwendungshinweis  
Vertrieb:  
Datenanalysetools können 
im Rahmen der Kundenbin-
dung von Energieversorgern 
eingesetzt werden. So lässt 
sich über Analysetools das 
profitable, aber ggf. wech-
selwillige Kundenspektrum 
identifizieren, das gezielt 
angesprochen werden soll-
te. Im Ergebnis lassen sich 
die Gesamtkosten der bis-
herigen Kundenbindungspro-
gramme optimieren und die 
Quote der wechselnden Kun-
den verringern.

Anwendungshinweis Ent-
scheidungsebene:  
Aktuelle und faktenbasier-
te Entscheidungsgrundla-
gen helfen der Geschäfts-
führung. Veraltete Daten-

grundlagen und die fehlende 
Kenntnis von Veränderungen 
im Unternehmensportfolio 
können zu schwerwiegenden 
Prognosefehlern und Fehl-
entscheidungen führen.

Anwendungshinweis Netz: 
Netzbetreiber können Da-
tenanalysetools einsetzen, 
um den örtlichen Netzaus-
baubedarf zu ermitteln und 
zu optimieren. Zudem kön-
nen Wartung und Instand-
haltung optimiert und Aus-
fallzeiten verringert werden.

Anwendungshinweis Anla-
gensteuerung:  
Datenanalysetools können 
zur Optimierung der Ein-
satzzeit von Anlagen, zum 
Benchmarking von Energie-
erzeugungsanlagen oder zur 
Eigenverbrauchsoptimierung 
eingesetzt werden.

Anwendungshinweis War-
tung für Anlagenhersteller: 
Datenanalysetools können 
etwa bei Wärmepumpen zur 
Ermittlung von Ausfallwahr-
scheinlichkeiten, Anpassung 
der Lagerfüllstände in der 
Produktion, Erkennung von 
Anomalien oder Vorhaltung 
von Personalkapazitäten 
bzgl. anstehender Reparatu-
ren eingesetzt werden.
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Anwendungshinweis: Mess-
stellenbetreiber sollten be-
reits jetzt prüfen, ob es Ver-
kaufsmöglichkeiten für ihre 
Messdaten gibt und ggf. die 
Einwilligung des Kunden in 
die Datenverarbeitung ent-
sprechend anpassen. Eine 
Weitergabe ohne Einwilli-
gung personenbezogener Da-
ten kann nach der DSGVO 
mit einem empfindlichen 
Bußgeld belegt werden.

C.V.4. Anwendungsfälle der Block-
chain-Technologie

C.V.4. a) Kurzbeschreibung Ge-
schäftsmodell
Die Blockchain-Technologie ist im 
Wesentlichen für die Energiewirt-
schaft aus vier Gründen interes-
sant: 
– �Sie ist eine dezentral implemen-

tierbare Technologie. 
– �Sie steigert die Effizienz, weil sie 

Intermediäre ersetzen kann. 
– �Sie ist eine relativ sichere Infor-

mationstechnologie. 
– �Sie kann zur Automatisierung 

von Transaktionen dienen (meist 
in Verbindung mit sog. Smart 
Contracts). 

sierung liegt vor allem dann vor, 
wenn personenbezogene Daten so 
aggregiert werden, dass nur noch 
Informationen über bestimmte 
Gruppen, wie etwa die PV-Anlagen 
in der Region XY, vorliegen. 

Informationen, die ano-
nymisiert sind, sind oft weniger 
wertvoll als personenbezogene 
Daten, aber auch hier gibt es Inte-
ressenten: Marktforschungsunter-
nehmen, Think Tanks und ande-
re Forschungseinrichtungen. Der 
Wert der Messdaten hängt hier we-
sentlich davon ab, wie gut sie auf-
bereitet sind.

Anwendungshinweis:  
Auch für Messdaten ohne 
Personenbezug gibt es Ab-
nehmer. Beispielswei-
se werden Hersteller von 
Haushaltsgeräten bereits 
aus Marketinggründen an 
einer gerätespezifischen 
Auflösung des Verbrauchs 
interessiert sein: Auch die 
personenunabhängigen Da-
ten geben Aufschluss da-
rüber, wie die Kunden be-
stimmte Produkte nutzen 
und schließlich darüber, 
welche Produkte vom Markt 
erwartet werden.

Bei der Weitergabe von per-
sonenbezogenen Daten, z.B. zu 
Werbezwecken, zur Energiebe-
ratung, Verarbeitung in einer 
App oder auch zur Überprüfung 
von Garantieansprüchen, ent-
scheidet die Reichweite der Ein-
willigung der betroffenen Per-
son über die Verkaufsmöglichkei-
ten. Grundsätzlich ist es möglich, 
dass der Kunde eine sehr weitrei-
chende Einwilligung abgibt, aller-
dings muss diese Abgabe infor-
miert erfolgen. Der Einwilligende 
muss also hinreichend genau wis-
sen, was mit seinen Daten passiert. 
Daher genügt es meist nicht, pau-
schal darauf zu verweisen, dass 
die Daten „an Dritte weitergege-
ben werden können“. Das Transpa-
renzgebot (vgl. Unterkapitel D.VII) 
gebietet vielmehr, dass die betrof-
fene Person möglichst genau über 
die Verwendungszwecke vorab in-
formiert wird

Bei der Weitergabe von personenbezogenen Daten,  
z.B. zu Werbezwecken, zur Energieberatung, Verarbeitung  
in einer App oder auch zur Überprufung von Garantie- 
ansprüchen, entscheidet die Reichweite der Einwilligung  
der betroffenen Person über die Verkaufsmöglichkeiten.
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seitig kontrollierendes und damit 
relativ fälschungssicheres Buch-
führungssystem (zur Funktions-
weise siehe Abb. 19). Mit diesem 
System lassen sich nun Transakti-
onsdaten zwischen Parteien aus-
tauschen, die sich nicht kennen, 
ohne dass es einen Vermittler be-
nötigt: Derjenige, der mit Bitcoin 
bezahlt, braucht kein System an 
Banken, die die Transaktion durch-
führen – diese erfolgt direkt zwi-
schen den Parteien. 

Je nach Anwendungsfall be-
stehen unterschiedliche recht-
liche Herausforderungen. Aus 
energiewirtschaftlicher Sicht ist 
der Ausschluss von Intermedi-
ären nicht ohne weiteres mög-
lich. Die zentralen Gesetze (EnWG, 
EEG und MsbG) setzen festgeleg-
te Marktrollen voraus und knüp-
fen daran bestimmte für das Ener-
giesystem relevante Pflichten. Zu-
dem stellen sich bei Anwendun-
gen, die Vertragsschlüsse über eine 
Blockchain abbilden müssen, ver-
trags- und verbraucherschutz-
rechtliche Fragen. Schließlich sind 
auch datenschutzrechtliche Hür-
den zu nehmen – sofern personen-
bezogene Daten in der Blockchain 
gespeichert werden. Allen vor-
an stellen hier die Löschungs- und 
Berichtigungsrechte der betroffe-
nen Personen ein Problem dar. In 

Ein bereits erprobter An-
wendungsfall ist beispielswei-
se die Blockchain-gestützte Be-
reitstellung und Automatisierung 
von Systemdienstleistungen. Aus 
rechtlicher Sicht lassen sich sol-
che Anwendungen einfacher um-
setzen als etwa Handelsplattfor-
men, weil die Anzahl der Vertrags-
parteien begrenzt ist. Auf Grund-
lage der Blockchain kann z.B. ein 
Redispatch-Abruf automatisiert 
werden, in dem die Informationen 
zwischen Erzeugungs- und Ver-
brauchsanlagen per Blockchain 
übertragen werden.

C.V.4. b) Zielgruppe
Jedermann

C.V.4. c) Hintergrund und  
technische Vorgaben
Die Blockchain-Technologie wird 
aktuell von vielen als wichtiger 
Hoffnungsträger der Digitalisie-
rung in der Energiewirtschaft an-
gesehen. Sie verspricht Effizienz-
steigerungen, weil sie Intermediä-
re (z.B. Energieversorger) überflüs-
sig macht. Inwieweit diese Verspre-
chungen tatsächlich umsetzbar 
sind, wird unterschiedlich bewer-
tet. Trotz der ersten Anzeichen ei-
ner Ernüchterung – oder gerade 
deswegen – ist damit zu rechnen, 
dass immer mehr tragfähige Block-

chain-basierte Geschäftsmodelle 
auf den Markt kommen. Die Block-
chain-Technologie könnte eine 
wichtige Rolle bei der Digitalisie-
rung des Energiesystems spielen. 
Insbesondere der Datenaustausch, 
die Authentifizierung von Transak-
tionen und Messdaten könnte ver-
einfacht werden. Transaktionen 
könnten automatisiert und kom-
plexe energiewirtschaftliche Pro-
zesse mit vielen Beteiligten opti-
miert werden. 

In informationstechnischer 
Sicht ist die Blockchain eine stän-
dig erweiterbare Liste von Daten-
sätzen. Die Datensätze werden in 
Blöcke zusammengefasst, die wie-
derum kryptographisch verkettet 
werden. Die Datensätze enthalten 
Informationen wie z.B. Transakti-
onsdaten (bei Bitcoin etwa „Bezah-
lungen“). Das Besondere ist, dass 
die Herstellung und Verkettung 
dieser Blöcke nicht von einer zen-
tralen, bekannten und vertrauens-
würdigen Institution übernommen 
wird, sondern dezentral („distribu-
ted“) von (meist) anonymen Teil-
nehmern. Die Blockchain ist hier-
für auf einer Vielzahl von Compu-
tern gespeichert, womit sicherge-
stellt wird, dass die Informationen 
in den Blöcken nicht gefälscht wer-
den. Im Grunde ist die Blockchain 
also ein dezentrales, sich gegen-

Abbildung 19: Funktionsweise der Blockchain

Quelle: bne-Darstellung nach eurelectric/NERA

1. �Jemand startet  
eine Transaktion 
(z. B. Zahlungen oder  
andere Transfers, 
Aufzeichnungen,  
andere Informa-
tionen)

2. �Die angefragte 
Transaktion wird an 
das Peer-to-Peer-
Netzwerk übermit-
telt, in dem jeder 
Computer (Knoten) 
direkt mit jedem 
Computer verbun-
den ist.

3. �Das Netzwerk vali-
diert die Transaktion 
und den Nutzersta-
tus unter Verwen-
dung eines bekann-
ten Algorithmus.

4. �Nach der Bestäti
gung wird die 
Transaktion mit an
deren Transaktio
nen kombiniert, um 
das einen neuen 
Datenblock für das 
Hauptbuch zu er-
stellen.

5. �Der neue Block 
wird dann auf eine 
dauerhafte und un-
veränderbare Wei-
se zur bestehenden 
Block-Kette (Block-
chain) hinzugefügt.

6. �Die Transaktion  
ist abgeschlossen.

Die Blockchain funktioniert wie ein digitales Register, in dem alle Transak-
tionen zwischen den beteiligten Partnern gespeichert werden. Die Vorteile der 
Technologie: Transaktionskosten sinken und Transparenz steigt.
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Anwendungshinweis: Die 
Umsetzung eines Micro-
Grids mit einem selbst-
ständigen Stromhandel von 
Nachbar zu Nachbar ist aus 
energierechtlicher Sicht 
schwer umsetzbar. Ener-
gieversorgungsunternehmen 
können als Dienstleister 
aber solche Plattformen an-
bieten, um das Produktport-
folio durch einen „lokalen“ 
Stromtarif zu ergänzen.

C.VI. Zusammenfassung
In den vorhergehenden Unterka-
piteln wurde beschrieben, welche 
Geschäftsmodelle, Leistungen und 
Mehrwertdienste in Zusammen-
hang mit Smart Metering bereits in 

 Phase 1 und  Phase 2 ange-
boten werden können und für wel-
che Akteure die Geschäftsmodelle 
interessant sein könnten. Betrach-
tet wurden dabei Dienste, die stark 
von regulatorischen Vorgaben ab-
hängen (z.B. Abrechnungsdiens-
te für Stromverbrauch oder die 
Steuerung von EEG-Anlagen), aber 
auch solche, bei denen das weni-
ger relevant ist (z.B. Prognosetools 
oder Gaming). Letztlich ist die Fra-
ge, wie ein Dienst am besten um-
gesetzt werden kann, aber auch 
immer eine Einzelfallfrage, die 
nicht losgelöst von betriebswirt-
schaftlichen und rechtlichen Erwä-
gungen beantwortet werden kann. 
Aus diesem Grund folgt in Kapi-
tel D. eine Übersicht, welche all-
gemeinen rechtlichen Vorgaben für 
das Smart Metering in Deutsch-
land zu beachten sind.

der Blockchain können Daten im 
Grundsatz nicht gelöscht oder ge-
ändert werden. Ein „Recht auf Ver-
gessenwerden“ (Art. 17 DSGVO) 
gibt es nicht. Inwieweit die Tech-
nologie angepasst werden kann, 
ohne dass sie ihre Vorteile verliert, 
bleibt abzuwarten.

Einer der ersten Anwen-
dungsfälle der Blockchain-Tech-
nologie in der Energiewirtschaft 
war der Handel von Strom zwi-
schen Nachbarn. Bei einem sol-
chen Handel, der ähnlich wie bei 
Bitcoin durch die Blockchain abge-
bildet wird, würden Stromlieferan-
ten überflüssig werden. Anders als 
bei Bitcoin müssen aber zugleich 
die physikalischen Abläufe organi-
siert werden. Diese Organisation 
wird rechtlich durch Pflichten für 
bestimmte Marktteilnehmer um-
gesetzt. Sofern mittels einer Block-
chain der Handel von Strom von 
Nachbar zu Nachbar („peer-to-
peer“) möglich werden soll, stellt 
sich die Frage, wer die Bilanzie-
rungs-, Abrechnungs- und Melde-

pflichten übernimmt. Der „Nach-
bar“ wird dazu schon praktisch 
nicht in der Lage sein. 

Als Ausweg bietet sich ein 
Dienstleistungsmodell an, bei 
dem ein Akteur aus der Energie-
versorgung oder ein neuer Akteur 
die Umsetzung der Pflichten aus 
dem EnWG, StromNEV, MsbG, EEG 
usw. übernimmt, die der Prosumer 
nicht leisten kann. Der Energie-
versorger eröffnet einen Handels-
kreis, bei dem die Teilnehmer ihr 
Liefer- und Verbrauchsprofil aus-
wählen können und dann mit an-
deren Teilnehmern in Verbindung 
gebracht werden. Die Abrechnung 
zwischen den Teilnehmern erfolgt 
dann über eine Plattform, die auf 
der Blockchain-Technologie auf-
baut. 
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D.	� Grundsätzliche Fragen für Einrichtung, Betrieb  
und Nutzung von Smart Metern

In diesem Kapitel folgt eine kompakte Zusammenstellung 
wesentlicher regulatorischer Hintergründe und Grundsätze, 
die bei der Umsetzung der dargestellten Geschäftsmodelle im 
Bereich Smart Metering zu kennen und zu berücksichtigen sind. 
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gaben, die sich insbesondere aus 
dem MsbG ergeben, wird es für 
private Dritte allerdings zuneh-
mend schwierig und für intelligen-
te Messsysteme nahezu unmög-
lich, den ordnungsgemäßen Mess-
stellenbetrieb selbst durchzufüh-
ren. 

Aus den vorgenannten 
Gründen ist es für grundzustän-
dige Messstellenbetreiber attrak-
tiv, über die Ausgründung wett-
bewerblicher Messstellenbetrei-
ber nachzudenken. Hierbei ist al-
lerdings Vorsicht geboten, denn 
die Bundesnetzagentur stellt an 
eine solche Ausgründung erheb-
liche gesellschaftsrechtliche An-
forderungen.47 Im Kern dreht sich 
dabei alles um die Frage, wer als 
„Dritter“ wettbewerblicher Mess-
stellenbetreiber nach den §§ 5 und 
6 MsbG sein darf. Nach Ansicht der 
BNetzA setzt dies prinzipiell vo-
raus, dass grundzuständiger und 
wettbewerblicher Messstellenbe-
treiber in unterschiedlichen Ge-
sellschaften organisiert sein 
müssen. Für die Gesellschaften lei-
tet die BNetzA zudem darüberhi-
nausgehende entflechtungsrecht-
liche Vorgaben je nach Größe des 
örtlichen Stadtwerks analog den 
Regelungen der §§ 6 ff. EnWG ab.

Sofern diese Position Be-
stand haben sollte, kann dies gra-

D.I. Zum Verhältnis von grundzu-
ständigen und wettbewerblichen 
Messstellenbetreibern
Messstellenbetreiber können 
grundsätzlich in zwei unterschied-
lichen Ausprägungen auftreten: als 
grundzuständiger oder wettbe-
werblicher Messstellenbetreiber 
(s. auch Kapitel B).

Der grundzuständige Mess-
stellenbetreiber gemäß § 2 Nr. 4 
MsbG ist dabei in der Regel der je-
weilige Netzbetreiber. Ausnahms-
weise kann es auch derjenige 
sein, dem aufgrund einer freiwil-
ligen oder verpflichtenden Aus-
schreibung die Aufgabe der Grund-
zuständigkeit gemäß § 43 MsbG 
übertragen wurde (s. dazu Unter-
kapitel D.V). Der grundzustän-
dige Messstellenbetreiber ist nur 
zuständig, soweit sich der An-
schlussnutzer nicht gemäß § 5 
MsbG für einen dritten Anbieter – 
d.h. einen wettbewerblichen Mess-
stellenbetreiber – entschieden hat. 
Anschlussnutzer sind dabei ge-
mäß § 2 Nr. 3 MsbG sowohl Letzt-
verbraucher als auch Anlagenbe-
treiber nach dem EEG 2017 oder 
KWKG 2016.

Die Rollen bringen unter-
schiedliche Vor- und Nachteile 
mit sich. Grundzuständige Mess-
stellenbetreiber haben den Vorteil, 
dass sie in dem skalenabhängigen 

Geschäftsfeld Messstellenbetrieb 
als „Auffangmessstellenbetreiber“ 
(vergleichbar mit einem Grund-
versorger) von Anfang an mit einer 
bestimmten Zahl an Vertragspart-
nern (Anschlussnutzern) rechnen 
können. Demgegenüber sind wett-
bewerbliche Messstellenbetreiber 
freier in der Ausgestaltung ihrer 
Produkte. So gilt für diese u.a.:
– �Entgelte sind nicht durch eine 

Preisobergrenze vorgegeben;
– �Es können gezielt Kunden außer-

halb der Einbaupflichtfälle  
gesucht werden;

– �Standard- und Zusatzleistungen 
sind nicht vorgegeben:

– �Es ist keine bestimmte Einbau-
quote zu erfüllen.

Daneben gelten Sonderbe-
stimmungen für EEG- und KWK-
Anlagenbetreiber. Im Unterschied 
zum Messstellenbetrieb bei Letzt-
verbrauchern ist es möglich, dass 
Anlagenbetreiber den Messstellen-
betrieb selbst übernehmen. Dies 
stellt § 14 Abs. 1 S. 3 KWKG 2016 
für KWK-Anlagen und § 10a S. 2 
EEG 2017 für EEG-Anlagen klar. 
Vor Inkrafttreten des EEG 2017 und 
KWKG 2016 war der durch den An-
lagenbetreiber selbst ausgeübte 
Messstellenbetrieb für kleinere Er-
zeugungsanlagen der Regelfall. Mit 
den regulatorischen Pflichten, Si-
cherheits- und Datenschutzvor-
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mehr, dass dieser Messentgelte mit 
den Netzentgelten beim Letztver-
braucher erhebt – es sei denn, der 
grundzuständige Messstellenbe-
treiber vereinbart mit dem jeweili-
gen Lieferanten eine entsprechen-
de vertragliche Lösung (§ 9 Abs. 
1 Nr. 2 MsbG). Da voraussichtlich 
nicht mit jedem der in Deutsch-
land tätigen Lieferanten eine ver-
tragliche Lösung gefunden werden 
kann, sind grundzuständige Mess-
stellenbetreiber damit gezwungen, 
direkt Verträge mit den Letztver-
brauchern abzuschließen und ein 
eigenes Mahn- und Inkassowesen 
zu implementieren.

Im Folgenden werden die 
aus Vertragssicht vorrangig rele-
vanten Verhältnisse dargestellt. 
Dies ist unter Ziffer 1 das Verhält-
nis Messstellenbetreiber zu Lie-
ferant, unter Ziffer 2 das Verhält-
nis des Messstellenbetreibers zum 
Letztverbraucher (bzw. Anschluss-
nutzer), unter Ziffer 3 das Verhält-
nis wettbewerblicher Messstellen-
betreiber zum Netzbetreiber. Ziffer 
4 zeigt auf, inwiefern sich die Neu-
regelung auch auf das Verhältnis 
zwischen Netznutzer (i.d.R. Liefe-
rant) und Netzbetreiber auswirkt.

vierende wettbewerbsrechtliche, 
wirtschaftliche und vertragsrecht-
liche Folgen nach sich ziehen. 
Wenn grundzuständige Messstel-
lenbetreiber Verträge mit der Woh-
nungswirtschaft oder mit Privat-
kunden abschließen sollten, die als 
Verträge wettbewerblicher Mess-
stellenbetreiber zu qualifizieren 
sind, besteht die Gefahr, dass die-
se als unwirksam anzusehen sind. 
Auch ist damit zu rechnen, dass 
Konkurrenten, die ausschließlich 
als wettbewerbliche Messstellen-
betreiber organisiert sind, wettbe-
werbsrechtliche Maßnahmen er-
greifen und die Regulierungsbe-
hörden einbeziehen werden.

Der gesellschaftsrechtlichen 
Ausgestaltung ist mithin frühzei-
tig eine hohe Aufmerksamkeit zu 
schenken.

D.II. Verträge zwischen den  
Marktpartnern
Mit dem Messstellenbetriebsgesetz 
wurde neu geregelt, welche Ver-
träge erforderlich sind, um Mess-
stellenbetreiber zu werden. Zwar 
schlossen bereits vor der Neure-
gelung die wenigen wettbewerbli-
chen Messstellenbetreiber regel-
mäßig eigene Verträge mit ihren 
oftmals gewerblichen oder indust-

riellen Kunden ab. Für den größten 
Teil der Kunden jedoch – und na-
hezu alle Haushalte – erfolgte kein 
separater Vertragsschluss. Folglich 
ist die Kenntnis darüber, dass es 
so etwas wie einen Messstellenbe-
treiber überhaupt gibt, bei Letzt-
verbrauchern nicht weit verbreitet. 
Bis heute werden Messentgelte re-
gelmäßig mit dem Stromlieferver-
trag vom Lieferanten in Rechnung 
gestellt. 

§ 9 MsbG macht diesen bis-
herigen Regelfall zur Ausnahme. 
Künftig sollen Messstellenbetrei-
ber stärker als bisher eigenstän-
dig gegenüber den Kunden mit ih-
ren Leistungen und Diensten in 
Erscheinung treten. Dieser Wan-
del führt auch zu vielfachen Ände-
rungen in der vertraglichen Ausge-
staltung.

Aus Sicht der wettbewerb-
lichen Messstellenbetreiber ist es 
logisch, dass sie ihre Verträge und 
Preise mit den Kunden selbst re-
geln bzw. den Kunden über eine 
Plattform gleich den Vertragsab-
schluss mit dritten Mehrwertan-
bietern ermöglichen. Das neue Re-
gel-Ausnahme-Verhältnis hat je-
doch vor allem für den grundzu-
ständigen Messstellenbetrieb 
weitreichende Folgen: Künftig be-
steht gegenüber den Lieferanten 
kein Anspruch des Netzbetreibers 

Abbildung 20: Vertragsbeziehungen aus Verbrauchersicht
Der Letztverbraucher hat die Wahl zwischen 2 Möglichkeiten:

Quelle: bne

* �Der Verbraucher kann den Kombivertrag auch mit dem 
Messstellenbetreiber abschließen, wenn dieser die Leitung des 
Lieferanten vollständig mit abdeckt.

Stromliefervertrag 
exkl. Messstellen-

betrieb

Zahlung  
Stromrechnung exkl.  

MessentgeltLieferant Messstellen-
betreiber

Messstellenvertrag

Zahlung Messentgelt

Letzt
verbraucher

Stromliefervertrag inkl. 
Messstellenbetrieb

1 (Kombi-) Vertrag* 
Verbraucher erhält 1 Rechnung

2 Verträge 
Verbraucher erhält 2 Rechnungen

Zahlung  
Stromrechnung inkl.  

MessentgeltLetzt
verbraucher

Lieferant Messstellen-
betreiber

Messstellenvertrag

Zahlung Messentgelt
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– �Erhebung und Weiterleitung der 
Messentgelte,

– �Zahlungsausfall,
– �ggf. Servicegebühren.

D.II.2.. Verträge zwischen Mess-
stellenbetreibern und Anschluss-
nutzern
Zwischen Messstellenbetreiber 
und Anschlussnutzer ist grund-
sätzlich ein Messvertrag erforder-
lich. Anschlussnutzer gemäß § 2 
Nr. 3 MsbG können dabei sowohl 
Letztverbraucher wie auch Anla-
genbetreiber von EEG- oder KWK-
Anlagen sein. Dieser Vertrag ist nur 
dann entbehrlich, wenn der Lie-
ferant gemäß § 9 Abs. 2 MsbG die 
diesbezüglichen Vereinbarungen 
im Stromliefervertrag mit dem je-
weiligen Letztverbraucher (auf Ba-
sis einer vertraglichen Vereinba-
rung nach Ziffer 1) getroffen hat. 

Der Vertragsschluss zwi-
schen grundzuständigen Mess-
stellenbetreibern und Anschluss-
nutzern kann gemäß § 9 Abs. 3 S. 1 
MsbG fingiert, also durch konklu-
dentes Handeln der Anschlussnut-
zer unterstellt werden. Dies setzt 
ähnlich der Grundversorgung eine 
Stromentnahme über einen Zähl-
punkt voraus. Nicht erfasst vom 
Wortlaut sind dabei allerdings An-
schlussnutzer, die nur Strom ein-
speisen und nicht entnehmen – 

D.II.1. Verhältnis Messstellenbe-
treiber - Lieferant
Verträge zwischen wettbewerbli-
chen Messstellenbetreibern und 
Lieferanten sind frei gestaltbar. 

Anwendungshinweis: Wett-
bewerblicher Messstel-
lenbetreiber und Lieferant 
können bspw. vereinbaren, 
Mehrwertdienste und einen 
bestimmten Tarif aufeinan-
der abzustimmen (zu Kopp-
lungsgeschäften siehe Un-
terabschnitt C.II.3). Die Um-
setzung des jeweiligen Pro-
dukts kann damit erleich-
tert werden. Gleichzeitig 
nutzen Lieferant und Mess-
stellenbetreiber das eigene 
Kundenpotential besser aus.

Zu beachten ist aber, dass 
der Messstellenbetreiber gem. § 
10 Abs. 3 MsbG keine vertragliche 
Regelung mit seinen Kunden tref-
fen darf, die den Lieferantenwech-
sel erschwert. Insoweit gilt auch 
für wettbewerbliche Messstellen-
betreiber ein Diskriminierungsver-
bot48.

Vertragsinhalte zwischen 
grundzuständigen Messstellen-
betreibern und Lieferanten wur-

den entgegen dem überwiegenden 
Wunsch aus der Branche49 bisher 
nicht standardisiert geregelt. Die 
BNetzA sah 2017 noch kein hinrei-
chend großes Regelungsbedürfnis 
und stellte zu dieser Frage fest50:

„Die Marktbeteiligten sind 
daher zunächst selbst aufgerufen, 
Lösungen für auftretende Konflikte 
zu suchen.“

Da ohne wirksame vertragli-
che Vereinbarung bereits jede mo-
derne Messeinrichtung (für die 
das jährliche Entgelt nicht mehr 
als 20 Euro betragen darf, vgl. § 
32 MsbG) vom grundzuständigen 
Messstellenbetreiber separat mit 
dem Letztverbraucher abgerech-
net werden muss, haben die Ver-
bände der Energiewirtschaft hier-
zu vertragliche Ausgestaltungs-
vorschläge zur Verwendung vor-
gelegt51. Den Vertragspartnern 
steht es dabei frei, die Vertragsvor-
lagen zu verwenden, diese anzu-
passen oder alternative Verträge zu 
entwickeln. Je nach Kundenport-
folio und Geschäftsmodell bieten 
sich unterschiedlichste Vorgehens-
weisen an.

Wesentliche klärungsbe-
dürftige Vertragsinhalte sind da-
bei u.a.:
– �Vereinbarung der Strombeliefe-

rung inklusive Messstellenbe-
trieb (kombinierter Vertrag),
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ber als grundzuständiger Messstel-
lenbetreiber keine moderne Mess-
technik einsetzt. Der Vertrag ent-
hält damit weder Regelungen, die 
wettbewerbliche Messstellenbe-
treiber betreffen noch Regelungen 
bezüglich moderner Messeinrich-
tungen und intelligenter Messsys-
teme.

In den sonstigen Fallkon-
stellationen hat der Netzbetrei-
ber nach § 7 Nr. 2 S. 1 LRV weiter-
hin die Möglichkeit, Entgelte für 
den Messstellenbetrieb direkt den 
Lieferanten in Rechnung zu stel-
len. Entgegen des Wortlauts des § 
9 MsbG – der keine Einschränkung 
auf eine bestimmte Messtechnik 
vornimmt – setzt die Bundesnetz-
agentur für diesen Bereich damit 
auf den Grundsatz der Kontinui-
tät und eine Beibehaltung der ge-
wohnten vertraglichen und prozes-
sualen Regeln.

D.III. Rechtliche Vorgaben bezüg-
lich der eingesetzten Technik
Die einzusetzende Messtechnik 
unterliegt den rechtlichen Anfor-
derungen des MsbG sowie zahl-
reichen weiteren gesetzlichen Be-
stimmungen und untergesetzli-
chen (insbesondere technischen) 
Vorgaben. Unter Ziff. 1 wird darge-
stellt, was das MsbG unter „moder-
ner Messtechnik“ versteht. Ziff. 2 
behandelt die Frage, inwieweit da-
neben in den Phasen 1 und 2 der 
Einsatz freier Messsysteme auch 
künftig zulässig ist.

D.III.1. Moderne Messtechnik nach 
dem Messstellenbetriebsgesetz
Das MsbG kennt insbesonde-
re zwei Gerätetypen der moder-
nen Messtechnik. Dies ist zum ei-
nen die moderne Messeinrichtung 
(mME), zum anderen das intelli-
gente Messsystem (iMSys).

der Vertragsabschluss mit Anlagen-
betreibern kann folglich nicht fin-
giert werden. Zudem sind grund-
zuständige Messstellenbetreiber 
gemäß § 9 Abs. 4 MsbG verpflich-
tet, ihre vertraglichen Bedingun-
gen als eigene Rahmenverträge im 
Internet zu veröffentlichen. Für 
die vertraglichen Mindestinhalte 
enthält § 10 Abs. 2 MsbG eine Lis-
te mit erforderlichen Regelungsge-
genständen. Dies sind u.a.:
– �Bedingungen des Messstellenbe-

triebs,
– �Entgelte und angebotene Stan-

dard- und Zusatzleistungen gem. 
§ 35 MsbG,

– �Vorgehen bei Mess- und Über-
tragungsfehlern,

– �Formblatt, das die Datenkom-
munikation erläutert( vgl. § 54 
MsbG),

– �Bestimmungen zu Kündigung 
und Haftung.

Zudem werden gem. § 10 
Abs. 1 S. 2 MsbG die für Energie-
lieferverträge entwickelten Anfor-
derungen (z.B. Transparenz, Ein-
fachheit, Verständlichkeit) des § 
41 Abs. 1 EnWG für übertragbar 
erklärt. Die vorgenannten Min-
destinhalte müssen auch in Verträ-
gen von wettbewerblichen Mess-
stellenbetreibern mit Anschluss-
nutzern enthalten sein.

D.II.3. Verträge zwischen wettbe-
werblichen Messstellenbetreibern 
und Netzbetreibern
Auch im Verhältnis zwischen wett-
bewerblichen Messstellenbetrei-
bern und Netzbetreibern (bzw. 
grundzuständigen Messstellenbe-
treibern) ist ein Vertrag erforder-
lich. Dieser sog. Messstellenbe-
treiberrahmenvertrag ist als Stan-
dardvertrag von der BNetzA vor-
gegeben52. Dieser enthält u.a. ver-
tragliche Bestimmungen bezüglich 
des Ortes der Messung, Installa-
tionsvorgaben, das Vorgehen bei 
Messstellenbetreiberwechseln 

und trifft Regelungen zur Haftung 
und zum Datenaustausch. Der Ab-
schluss des Vertrages ist erfor-
derlich, um als Messstellenbetrei-
ber in einem Netzgebiet tätig zu 
werden. Über den Standardvertrag 
werden zudem die technischen 
Anschlussbedingungen und tech-
nischen Mindestanforderungen 
an Mess- und Steuereinrichtungen 
des Netzbetreibers Vertragsgrund-
lage. Im Einzelfall können sich hie-
raus Konflikte ergeben, vgl. weiter 
unten Unterabschnitt D.VI.

D.II.4. Einordnung des Lieferanten-
rahmenvertrags in den vertragli-
chen Kontext
Von den unter Ziffer 1–3 genann-
ten Verträgen ist der Netznut-
zungsvertrag Strom (Lieferanten-
rahmenvertrag53 (LRV)) abzugren-
zen. Dieser ist wie der Messstellen-
betreiberrahmenvertrag als Stan-
dardvertrag durch eine Festlegung 
der Bundesnetzagentur bundes-
weit einheitlich und abschließend 
ausgestaltet.

Erläuterung:  
Der Lieferantenrahmenver-
trag vermittelt den Netzzu-
gang. Mit der ersten Kun-
denanmeldung ist ein Lie-
ferantenrahmenvertrag ab-
zuschließen, sonst kann die 
Energieversorgung gegen-
über den Kunden nicht auf-
rechterhalten werden.

Der Standardvertrag regelt 
das Netznutzungsverhältnis zwi-
schen dem Lieferanten und dem 
Netzbetreiber gemäß § 20 EnWG. 
In der Vergangenheit54 umfass-
te dies auch die Durchführung des 
Messstellenbetriebs durch den 
Netzbetreiber. Nunmehr ist der 
Vertrag nur noch beschränkt auf 
die Fälle, in denen der Netzbetrei-
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 Phase 2) der Neueinbau frei-
er Messsysteme nicht mehr zuläs-
sig sei.

Hinweis: Unter der folgen-
den Ziff. 2 wird dargestellt, 
dass dieses enge und ab-
solute Verständnis des Ein-
satzverbots alternativer 
Messtechnik in dieser Form 
nicht aus dem Gesetz ge-
schlussfolgert werden kann.

D.III.2. Verwendungspflicht  
zertifizierter Geräte in  Phase 2
Alle kommunizierenden Messge-
räte sind Messsysteme gemäß § 
2 Nr. 13 MsbG. Die Messsysteme 
selbst können entweder BSI-kon-
form sein – dann handelt es sich 
um soenannte. intelligente Mess-
systeme gem. § 2 Nr. 7 MsbG. Sind 
sie nicht zertifiziert, dann handelt 
es sich nach der hier verwendeten 
Begrifflichkeit um „freie Mess-
systeme“. Da viele der unter Kapi-
tel C genannten Anwendungsfälle  
absehbar auch in  Phase 2  
nicht mit den BSI-zertifizierten 
Geräten durchgeführt werden kön-
nen, stellt sich die Frage, ob und 

Die mME ist dabei gemäß  
§ 2 Nr. 15 MsbG definiert als

„eine Messeinrichtung, die 
den tatsächlichen Elektrizitätsver-
brauch und die tatsächliche Nut-
zungszeit widerspiegelt und über 
ein Smart-Meter-Gateway sicher 
in ein Kommunikationsnetz einge-
bunden werden kann“

Die mME muss den im FNN 
Lastenhaft Basiszähler beschrie-
benen funktionalen Merkmalen 
entsprechen.55 Die mME ist ohne 
Kommunikationsmodul nicht fern-
auslesbar bzw. nicht für die Kom-
munikation geeignet.

Wird die mME über ein spe-
zielles Gateway (sog. Smart Me-
ter-Gateway) in ein Kommunikati-
onsnetz eingebunden, wird aus der 
mME ein intelligentes Messsys-
tem (iMSys) gem. § 2 Nr. 7 MsbG 
(siehe auch Abbildung 21). Die 
Mindestanforderungen an Smart-
Meter-Gateways regelt § 22 MsbG. 
Smart-Meter-Gateways müssen 
den Stand der Technik einhalten. 
Dies wird gem. § 22 Abs. 2 MsbG 
vermutet, wenn die entsprechen-
den Schutzprofile und Techni-
schen Richtlinien des Bundesam-
tes für Sicherheit in der Informati-
onstechnik (BSI) eingehalten wer-
den. Dies setzt eine Zertifizierung 
des eingesetzten Gateways nach § 
24 MsbG voraus.

Erläuterung:  
Bis heute ist kein zertifi-
ziertes Gateway am Markt 
verfügbar. Aktuell befinden 
sich Smart Meter-Gateways 
von insgesamt neun Her-
stellern im Zertifizierungs-
verfahren (siehe zur sog. 
Markterklärung durch das 
BSI auch Kapitel A.II.).

§ 19 Abs. 2 MsbG legt fest, 
dass zur Datenerhebung, -verar-
beitung und -nutzung ausschließ-
lich zertifizierte Geräte einge-
setzt werden. Messstellenbetrei-
ber sind damit grundsätzlich zum 
Einsatz zertifizierter Smart Me-
ter-Gateways verpflichtet. Die-
se Pflicht erfährt allerdings eine 
wichtige Einschränkung: Solange 
noch nicht mindestens drei zertifi-
zierte Gateways am Markt verfüg-
bar sind und dies vom BSI gemäß 
§ 30 MsbG festgestellt wurde (sog. 
technische Möglichkeit), dürfen 
alternative Systeme (freie Mess-
systeme) zur Fernauslesung un-
ter Einhaltung der sonstigen Vor-
aussetzungen des § 19 Abs. 5 MsbG 
eingesetzt werden. 

Daraus wird oftmals gefol-
gert, dass ab Feststellung der tech-
nischen Möglichkeit (Eintritt der 

Abbildung 21: Architektur eines intelligenten  
Messsystems (Messung und Steuerung)

Grafik: VOLTARIS GmbHHAN = Home Area Network
CLS = Controllable Local System
LMN - Local Metrological Network
WAN = Wide Area Network
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nicht einhält. Bezüglich der Ein-
willigungserklärung hat der Ge-
setzgeber auf das Formerforder-
nis der Schriftlichkeit verzichtet – 
dennoch sollte zu Beweiszwecken 
die Einwilligung zumindest als 
elektronische Erklärung vorliegen. 

Haushaltskunden gemäß § 
3 Nr. 22 EnWG („Letztverbraucher, 
die Energie überwiegend für den 
Eigenverbrauch im Haushalt oder 
für den einen Jahresverbrauch von 
10 000 Kilowattstunden nicht über-
steigenden Eigenverbrauch für be-
rufliche, landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Zwecke kaufen“) ha-
ben zudem jederzeit das Recht, die 
Einwilligung zu widerrufen. 

Anwendungshinweis: Zu den 
finanziellen Folgen eines 
Widerrufs trifft das MsbG 
keine Aussage. Messstel-
lenbetreibern ist zu emp-
fehlen, geeignete vertragli-
che Regelungen mit den An-
schlussnutzern für diesen 
Fall zu treffen. 

wenn ja unter welchen Vorausset-
zungen der Einsatz freier Messsys-
teme weiter zulässig ist. § 19 Abs. 
5 S. 1 MsbG legt dabei die Voraus-
setzungen fest, unter denen freie 
Messsysteme eingesetzt werden 
dürfen. § 19 Abs. 5 S. 1 MsbG lau-
tet wie folgt:

„Messsysteme, die den beson-
deren Anforderungen aus den Ab-
sätzen 2 und 3 nicht entsprechen, 
dürfen noch bis zu dem Zeitpunkt, 
zu dem das Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik 
nach § 30 die technische Möglich-
keit des Einbaus von intelligenten 
Messsystemen feststellt (…) einge-
baut und bis zu acht Jahre ab Ein-
bau genutzt werden, 

1. wenn ihre Nutzung nicht 
mit unverhältnismäßigen Gefahren 
verbunden ist und

2. solange eine Einwilligung 
des Anschlussnutzers zum Einbau 
und zur Nutzung eines Messsystems 
besteht, die er in der Kenntnis er-
teilt hat, dass das Messsystem nicht 
den Anforderungen der Absätze 2 
und 3 entspricht; Haushaltskun-
den nach dem Energiewirtschafts-
gesetz können die Zustimmung wi-
derrufen.

Solange die Voraussetzungen 
des Satzes 1 vorliegen, bestehen für 
die jeweilige Messstelle die Pflich-
ten nach § 29 nicht.“ (Herv. d. Verf.)

Damit sind zwei Vorausset-
zungen beim Einsatz freier Mess-
systeme zu beachten:
– �Eine Einwilligung des Anschluss-

nutzers muss vorliegen [siehe 
Buchst. a)].

– �Die in § 30 MsbG genannte tech-
nische Möglichkeit darf nicht be-
stehen [siehe Buchst. b)].

Nachfolgend stellt Buchst. 
c) dar, inwieweit der zulässige Ein-
satz freier Messsysteme rechtlich 
geschützt wird. Inwiefern die Vor-
gaben des MsbG innerhalb von 
Kundenanlagen überhaupt an-
wendbar sind, ist dargestellt in Un-
terkapitel C.I.4.

D.III.2. a) Einwilligungserklärung 
des Nutzers
Der Messstellenbetreiber muss 
eine Einwilligungserklärung des 
Letztverbrauchers bzw. Anschluss-
nutzers einholen. Ggf. kann die-
se Einwilligungserklärung gemein-
sam mit der Einwilligung zur Da-
tennutzung (vgl. Unterkapitel 
D.VII) eingeholt werden. Zudem 
sind die Nutzer durch den Mess-
stellenbetreiber zu informieren, 
dass das freie Messsystem die ge-
setzlichen Mindestanforderungen 
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Sicherheit in der Informationstech-
nik (BSI) von marktreifen Geräten. 
Erst wenn das BSI eine Freigabe er-
teilt hat, kann die technische Mög-
lichkeit zum Einbau vorliegen und 
folglich die Einbauverpflichtung 
für den konkreten Anwendungs-
fall greifen. 

Unterschiedliche Einsatz-
bereiche (z. B. Industriepark mit 
gleichzeitiger Erfassung mehrerer 
Medien, Windturbine mit Funkti-
onalitäten zum Einspeisemanage-
ment und zur Direktvermarktung, 
PV-Kleinanlage mit Speicherung ei-
nes Steuerprofils) bringen unter-
schiedliche Anforderungen an ein 
Smart Meter-Gateway mit sich.“57 
(Herv. d. Verf.)

Folgt man letztgenann-
ter Ansicht, ist davon auszugehen, 
dass für eine Vielzahl an Anwen-
dungsfällen trotz Erklärung der 
technischen Möglichkeit weiter die 
Verwendung freier Messsysteme 
zulässig sein wird.

Entscheidend wird damit 
sein, welcher Auslegung das BSI 
bei der Feststellung der techni-
schen Möglichkeit folgt. Die bishe-
rigen Äußerungen58 deuten darauf 
hin, dass das BSI letztgenannter 
Ansicht folgt und fünf Einsatzbe-
reiche bezüglich der technischen 
Möglichkeit voneinander abgrenzt. 
Neben klassischen Anwendungen 

D.III.2. b) Reichweite der Verwen-
dungspflicht zertifizierter Geräte

Zu dem Zeitpunkt, zu dem 
das BSI die technische Möglich-
keit des Einbaus von intelligenten 
Messsystemen in  Phase 2 fest-
stellt, dürfen grundsätzlich nur 
noch zertifizierte Smart Meter-
Gateways zum Einsatz kommen. 

Aber: Es ist zu erwarten, 
dass die technische Möglichkeit 
vom BSI nur für bestimmte Ein-
satzzwecke festgestellt wird. Die 
Feststellung setzt dabei voraus:
– �Drei voneinander unabhängige 

Unternehmen müssen intelligen-
te Messsysteme anbieten.

– �Die intelligenten Messsysteme 
müssen den am Einsatzbereich 
des Smart-Meter-Gateways ori-
entierten Vorgaben des § 24 Abs. 
1 MsbG entsprechen.

Bezüglich des letzten Punk-
tes besteht keine einheitliche Mei-
nung, wie diese Einsatzbezogen-
heit gedeutet werden muss. Eine 
Auffassung meint, dass die techni-
sche Möglichkeit erst dann festge-
stellt werden kann, wenn die Ein-
haltung aller Mindestanforderun-
gen der §§ 21, 22 MsbG durch das 
Zertifizierungsverfahren bestätigt 
wurde56. Diese Ansicht würde auf-
grund der umfassenden Mindest-
anforderungen faktisch dazu füh-
ren, dass mit einer technischen 

Möglichkeit in den nächsten Jah-
ren wohl nicht zu rechnen wäre. 
Dies ist insbesondere den tech-
nisch weitreichenden Anforderun-
gen der §§ 21, 22 MsbG geschuldet. 
Messsysteme müssen vollständig 
interoperabel und Smart Home-
fähig sein und steuernden Zugriff 
auf alle Verbrauchs- und Erzeu-
gungsanlagen nehmen können. 
Dem Einsatz freier Messsysteme 
stünde damit in den kommenden 
Jahren nichts entgegen. Eine zwei-
te Ansicht stellt darauf ab, dass die 
technische Möglichkeit i.S.v. § 30 
MsbG nur auf den jeweiligen Ein-
satzbereich begrenzt ist. Diese An-
sicht wird vor allem damit begrün-
det, dass im Gesetzgebungsverfah-
ren mit folgender Begründung der 
ursprünglich in § 30 MsbG enthal-
tene Verweis auf § 22 MsbG durch 
einen Verweis auf § 24 Abs. 1 MsbG 
ersetzt wurde:

„Die Pflicht zum Einbau  
eines Smart-Meter-Gateways wird 
nach § 30 des Messstellenbetriebs-
gesetzes (MsbG) jeweils erst dann 
aktuell, wenn für den konkreten 
Anwendungsfall die technische 
Möglichkeit des Einbaus besteht. 
Erforderlich hierfür ist nach  
dem Wortlaut der Vorschrift eine 
am Einsatzbereich des Smart- 
Meter-Gateways durchgeführte 
Prüfung des Bundesamtes für  
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Messstellenbetreiber sind grund-
sätzlich frei in ihrer Preisgestal-
tung. Dies gilt sowohl für wettbe-
werbliche wie grundzuständige 
Messstellenbetreiber und sowohl 
für intelligente Messsysteme, mo-
derne Messeinrichtungen und freie 
Messsysteme59.

Eine Einschränkung ergibt 
sich allerdings aus den Preiso-
bergrenzen der §§ 31, 32 MsbG. 
Diese Preisobergrenzen gelten für 
grundzuständige Messstellen-
betreiber (zu den Preisobergren-
zen für Pflicht- und optionale Ein-
baufälle siehe auch Abbildung 3 in 
Kapitel B), haben aber zumindest 
mittelbar auch Auswirkungen auf 
wettbewerbliche Messstellenbe-
treiber. Würden diese höhere Prei-
se für gleichwertige Dienstleistun-
gen verlangen, ist es eher unwahr-
scheinlich, dass sie sich damit am 
Markt durchsetzen können.

Der wettbewerbliche Mess-
stellenbetreiber könnte allerdings 
höhere Preise erzielen, wenn das 
Leistungsspektrum über das hin-
ausgeht, was als sogenannte Ba-
sisdienst gemäß § 35 Abs. 1 MsbG 
innerhalb der Preisobergren-
zen durch grundzuständige Mess-
stellenbetreiber erbracht werden 
muss. Die Basisdienste umfassen 
dabei u.a. alle allgemeinen Vorga-
ben zu Geschäfts-, Bilanzierungs- 

(auf die insbesondere in Unterka-
pitel C.II eingegangen wird) könn-
ten dies insbesondere sein:
– �Sub-Metering, u.a. § 21 Abs. 1 Nr. 

3c) MsbG,
– �Smart Grid, u.a. § 21 Abs. 1 Nr. 

1b) MsbG,
– �Smart Mobility,
– �Smart Home/Building, u.a. § 21 

Abs. 1 Nr. 4a) MsbG,
– �Smart Services, § 21 Abs. 1 Nr. 4a) 

MsbG.

Anwendungshinweis: Bei 
der Feststellung der tech-
nischen Möglichkeit nach § 
30 MsbG handelt es sich um 
einen Verwaltungsakt, gegen 
den innerhalb vorgegebener 
Fristen Widerspruch/Klage 
eingelegt/eingereicht wer-
den kann. Sofern dies nicht 
fristgerecht erfolgt, erhält 
die Feststellung des BSI Be-
standskraft und ist zwin-
gend zu beachten.

D.III.2. c) Zulässige Verwendung 
freier Messsysteme in  Phase 1 
und  Phase 2
Wettbewerbliche Messstellenbe-
treiber können sich bei eingebau-
ten freien Messsystemen auf die 
Schutzfunktion der §§ 36 Abs. 1 S. 

1 Hs. 2; 19 Abs. 5 MsbG berufen. 
Demnach wird an Messstellen, an 
denen freie Messsysteme instal-
liert sind, die Einbaupflicht intel-
ligenter Messsysteme zeitlich aus-
gesetzt. Aus Zweckmäßigkeitser-
wägungen ist diese Regelung nach-
vollziehbar, schließlich würde eine 
Einbaupflicht dazu führen, dass 
Parallelsysteme aufzubauen wä-
ren. Dazu wäre das Messsystem, 
das eingebaut werden muss, nicht 
geeignet, den kundenseitig ge-
wünschten Anwendungsfall abzu-
bilden. 

D.IV. Netznutzungs- und  
Messentgelte
Für die Umsetzung des Messstel-
lenbetriebs ist zudem von Rele-
vanz, welche unmittelbaren Er-
löse neben den sonstigen Anwen-
dungsfällen und Mehrwertdiens-
ten (vgl. Kapitel C) erzielt wer-
den können. Unter nachfolgender 
Ziff. 1 werden die Grundsätze der 
Preisgestaltung des Messstellenbe-
triebs und in Ziff. 2 der unmittel-
bare Einfluss auf die Netzentgelte 
dargestellt.

D.IV.1. Messentgelte des grundzu-
ständigen Messstellenbetreibers 
und Preisobergrenzen
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gen Preisobergrenze ein ho-
her Stellenwert zukommen. 
Auch für wettbewerbliche 
Messstellenbetreiber ist die 
Ermittlung für eine attrak-
tive, eigene Preisgestaltung 
von Interesse, denn Kunden-
anlagen mit mehreren Ein-
baupflichtfällen weisen re-
gelmäßig ein hohes Potenti-
al für Mehrwertdienste auf.

D.IV.2. Netznutzungsentgelte
Für Strom, der aus dem Netz  
entnommen wird, sind Netz(nutz-
ungs)entgelte zu zahlen. Netzent-
gelte weisen in ihrer Höhe große  
regionale Unterschiede auf und 
sind zudem abhängig von der je-
weiligen Spannungsebene sowie 
weiteren Faktoren. Hinzu kommt, 
dass zwei Entgeltsysteme verwen-
det werden, die im Einzelfall zu er-

und Abrechnungsprozessen auf 
Basis einer täglichen Bereitstellung 
von Viertelstundenwerten, die Vor-
haltung einer Transparenzsoftware 
für den Kunden sowie die stan-
dardmäßig erforderliche Daten-
kommunikation.

Demgegenüber sind die Zu-
satzdienste in § 35 Abs. 2 MsbG 
nicht abschließend geregelt. Klar-
gestellt ist u.a., dass Vorkassesyste-
me, Mehrwertdienste oder Steuer-
anwendungen (die über eine ma-
ximal zweimal am Tag erfolgen-
de Schaltung hinausgehen) als Zu-
satzdienste nicht innerhalb der 
Preisobergrenzen abzubilden sind. 
Grundzuständige Messstellenbe-
treiber sind nach § 35 Abs. 3 MsbG 
allerdings dazu verpflichtet, jedem 
Dritten die angebotenen Zusatz-
leistungen diskriminierungsfrei zu 
den gleichen Konditionen anzu-
bieten.

Anwendungshinweis:  
Kompliziert kann die Er-
mittlung der Preisobergren-
zen werden, wenn mehrere 
Messgeräte bei demselben 
Anschlussnutzer eingesetzt 
werden müssen (beispiels-
weise, weil der Stromver-
brauch oberhalb von 10.000 
kWh liegt und ein PV-Anla-
ge mit mehr als 7 kWp in-
stalliert ist). Grundsätzlich 
zwingt § 31 Abs. 5 MsbG 
den grundzuständigen Mess-
stellenbetreiber, nur einmal 
die höchste Preisobergren-
ze abzurechnen. Diese Re-
gelung gilt allerdings nicht 
für optionale Einbaufälle60 
und nicht für moderne Mes-
seinrichtungen. Da derarti-
ge Fälle in der Praxis häu-
fig vorkommen dürften, wird 
der Ermittlung der richti-

Quelle: Beegy

Abbildung 22: Vorteilhaftigkeit des Wechsels in Leistungspreissystem  
in Abhängigkeit vom Netzgebiet

Auswertung der Netzentgelte von rund 900 deutschen Stromnetzbetrei-
bern (2016): Der Wechsel vom Arbeitspreissystem in das Leistungs-
preissystem ist je nach Netzgebiet mal mit höheren, mal mit niedrige-
ren Netzentgeltkosten verbunden.  
Fallbeispiel: Jahresverbrauch 10.000 kWh, Leistungsspitze max. 12 kW, 
Vollbenutzungsstunden < 2.500
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D.V. Ausschreibung der  
Grundzuständigkeit
Die §§ 41 bis 45 MsbG regeln die 
Übertragung der Grundzuständig-
keit für moderne Messeinrichtun-
gen und intelligente Messsysteme. 
Dabei kann der Netzbetreiber, der 
gem. § 2 Nr. 4 MsbG auch grund-
zuständiger Messstellenbetreiber 
ist, die Grundzuständigkeit in Ge-
stalt einer Dienstleistungskonzes-
sion gem. § 105 Abs. 1 Nr. 2 GWB 
auf ein drittes Unternehmen über-
tragen63. Nur wenige Netzbetrei-
ber planen eine solche Übertra-
gung an Dritte. § 45 Abs. 3 MsbG 
verpflichtete die Netzbetreiber, bis 
zum 30.06.2017 die Wahrnehmung 
des grundzuständigen Messstel-
lenbetriebs schriftlich bei der Bun-
desnetzagentur anzuzeigen. Die 
Anzeigen wurden von 899 Netz-
betreibern für insgesamt 50,9 Mio. 
Zählpunkte vorgenommen – nur 
sieben gaben an, nicht als grund-
zuständige Messstellenbetreiber 
für intelligente Messtechnik in ih-
ren Netzen tätig zu werden64.

§ 45 Abs. 1 Nr. 1 MsbG ver-
ankert darüber hinaus eine Aus-
schreibungspflicht, wenn grundzu-
ständige Messstellenbetreiber ih-
ren Rollout-Verpflichtungen nur in 
unzureichendem Maß nachkom-
men. Dies ist insbesondere dann 
der Fall, wenn
– �nicht innerhalb von drei Jah-

ren nach Feststellung der tech-
nischen Möglichkeit mindestens 
10 Prozent der Pflichteinbaufälle 
mit intelligenten Messsystemen 
ausgestattet werden (§ 45 Abs. 2 
Nr. 1 MsbG) oder

– �nicht bis zum 30.06.2020 min-
destens 10 Prozent der auszu-
stattenden Messstellen mit mo-
dernen Messeinrichtungen aus-
gestattet werden (§ 45 Abs. 2 Nr. 
2 MsbG).

heblichen Unterschieden führen 
können – dargestellt in Abb. 22.        

Welches Entgeltsystem zu 
verwenden ist, ist dabei auch ab-
hängig von der eingesetzten 
Messtechnik. Die Netzentgelte im 
Fall des Vorliegens einer viertel-
stündigen registrierenden Leis-
tungsmessung (RLM) gem. § 17 
Abs. 2 StromNEV werden nach dem 
sog. Leistungspreissystem ermit-
telt. Die Preisstellung erfolgt da-
bei anhand eines Leistungs- und 
eines Arbeitspreises.61 Für nicht 
leistungsgemessene Stromkunden 
wird gem. § 17 Abs. 6 StromNEV 
das sog. Arbeitspreissystem ver-
wendet (in den meisten Fällen ent-
hält das neben dem Arbeitspreis 
einen Grundpreis).

Da die Verwendung intel-
ligenter oder freier Messsyste-
me grundsätzlich möglich macht, 
dass viertelstündige Leistungswer-
te gemessen bzw. ermittelt werden, 
stellt sich die Frage, ob mit Instal-
lation neuer Messtechnik ein frei-
williger Wechsel in das Leis-
tungspreissystem zulässig ist. Zu-
mindest in manchen Netzgebie-
ten könnte ein solcher Wechsel 
für Lieferanten bzw. Letztverbrau-
cher wirtschaftlich vorteilhaft sein; 
- dieser Vorteil ist jedoch immer 
auch abhängig von der individu-
ellen Benutzungsstundenzahl des 
einzelnen Letztverbrauchers.

Zwar spricht dafür, dass das 
Leistungspreissystem grundsätz-
lich vorrangig anzuwenden ist. Je-
doch sieht § 17 Abs. 6 S. StromNEV 
die Netzentgeltabrechnung nach 
dem Arbeitspreissystem als Aus-
nahme unter folgenden Vorausset-
zungen zwingend vor:

„Für Entnahmestellen im 
Niederspannungsnetz mit einer 
jährlichen Entnahme von bis zu 
100.000 Kilowattstunden ist bei 
Zählerstandsgangmessung oder ei-
ner anderen Form der Arbeitsmes-
sung anstelle des Leistungs- und 

Arbeitspreises ein Arbeitspreis in 
Cent pro Kilowattstunde festzu
legen.“

Der Gesetzgeber hat sich im 
Fall der Letztverbraucher unter-
halb eines Jahresverbrauchs von 
100.000 kWh bewusst dagegen ent-
schieden, ein solches Wahlrecht 
zuzulassen.62 Die Unzulässigkeit 
eines Wechsels dokumentiert da-
bei auch § 55 Abs. 1 MsbG, wonach 
eine viertelstündige Lastgangmes-
sung einzig als zulässige Messwer-
terhebung für Verbraucher mit ei-
nem Jahresverbrauch von mehr als 
100.000 kWh als Möglichkeit vorge-
sehen ist und in allen anderen Fäl-
len eine Zählerstandsgangmessung 
oder Arbeitsmessung zur Messwer-
terhebung durchzuführen ist.

Anwendungshinweis: Entge-
gen des Wortlauts des MsbG 
und der StromNEV wird un-
terhalb eines Jahresver-
brauchs von 100.000 kWh 
eine Anwendung des Leis-
tungspreissystems in den 
Fällen weiter praktiziert, in 
denen die sog. viertelstün-
dige registrierende Leis-
tungsmessung zum Einsatz 
kommt, vgl. § 8 Nr. 3 Lie-
ferantenrahmenvertrag. So-
fern freie Messsysteme als 
RLM-Messung deklariert 
werden, ist damit ein Wech-
sel der Netzentgeltsystema-
tik faktisch weiter möglich.

Des Weiteren bestehen un-
terschiedliche messtechnische Vo-
raussetzungen für Sondertatbe-
stände, die zu einer Reduktion der 
zu zahlenden Netzentgelte führen 
können (vgl. Kapitel C).
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Zudem sind gem. § 8 Abs. 2 
MsbG die Anforderungen aus dem 
Eichrecht einzuhalten. Messstel-
lenbetreiber sind Verwender der 
Messgeräte i.S.d. § 33 Abs. 2 Mes-
sEG und bestätigen durch den 
Messstellenbetreiberrahmenver-
trag gegenüber dem Netzbetrei-
ber, dass sämtliche eichrechtliche 
Pflichten eingehalten werden. Dies 
beinhaltet u.a. das Bereithalten 
gültiger Konformitätserklärungen 
für die Messeinrichtungen.

D.VI.2. Ergänzende technische An-
forderungen der Netzbetreiber
Netzbetreibern ist es auf Grundla-
ge verschiedener Regelungen er-
laubt, technische Vorgaben zu be-
stimmten Sachverhalten zu ma-
chen, die vom jeweiligen Mess-
stellenbetreiber zu beachten sind. 
Solche Vorgaben können insbeson-
dere darin bestehen,
– �dass der Netzbetreiber den An-

bringungsort von Mess- und 
Steuereinrichtungen gem. § 22 
Abs. 2 S. 1 NAV vorgibt;

– �dass der Netzbetreiber Techni-
sche Anschlussbedingungen 
(TAB) gem. § 20 NAV festlegt, die 
bei der Installation von Mess- 
und Steuereinrichtungen zu be-
achten sind (vgl. auch § 5 Mess-
stellenbetreiberrahmenvertrag);

– �dass der Netzbetreiber Tech-
nische Mindestanforderungen 
(TMA) für im jeweiligen Netzge-
biet verwendete Mess- und Steu-
ereinrichtungen vorgibt (vgl. § 
11 Nr. 1 Messstellenbetreiberrah-
menvertrag).

Da die unter Ziff. 1 genann-
ten Kernaufgaben des Messstel-
lenbetreibers prinzipiell alle Aus-
formungen und Ausprägungen der 
Messstelle umfassen, stellt sich 
die Frage, inwieweit diese Kern-
aufgaben durch technische Vorga-
ben des Netzbetreibers beschränkt 
werden können. Als Faustformel 

Bei der Berechnung der 
Pflichteinbaufälle werden die 
Messstellen nicht mit einbezogen, 
die von einem wettbewerblichen 
Messstellenbetreiber betrieben 
werden, vgl. § 36 Abs. 1 S. 1 MsbG.

Anwendungshinweis: Wett-
bewerbliche Messstellen-
betreiber haben grundsätz-
lich die Möglichkeit, nach 
§ 76 Abs. 4 MsbG i.V.m. § 
66 EnWG einen Antrag bei 
der Bundesnetzagentur zur 
Durchführung einer Pflicht-
ausschreibung zu stel-
len, wenn grundzuständige 
Messstellenbetreiber ihren 
Ausstattungspflichten nicht 
nachkommen sollten.

D.VI. Das Verhältnis von Netzbe-
treiber und Messstellenbetreiber
Durch das MsbG ist die Rolle des 
Messstellenbetreibers sehr viel 
stärker eigenständiger geregelt, als 
dies in der Vergangenheit der Fall 
war. Dabei wurden Messstellenbe-
treiber und Netzbetreiber oftmals 
als eine einheitliche Rolle ver-
standen. Daraus resultiert die Fra-
ge, wie die Aufgaben und Funktio-
nen von Messstellenbetreiber und 
Netzbetreiber abzugrenzen sind. 
Unter Ziff. 1 werden die allgemei-
nen Kernaufgaben des Messstel-
lenbetreibers dargestellt. Ziff. 2 
enthält Abgrenzungsfragen, inwie-
weit ergänzend Technische An-
schlussbedingungen und Techni-
sche Mindestanforderungen der 
Netzbetreiber zu beachten sind.

D.VI.1. Kernaufgaben des Mess-
stellenbetreibers
§ 3 Abs. 2 MsbG bestimmt die ge-
setzlichen Kernaufgaben des Mess-
stellenbetreibers:

„1. Einbau, Betrieb und 
Wartung der Messstelle und ihrer 
Messeinrichtungen und Messsys-
teme sowie Gewährleistung einer 
mess- und eichrechtskonformen 
Messung entnommener, verbrauch-
ter und eingespeister Energie ein-
schließlich der Messwertaufberei-
tung und form- und fristgerechten 
Datenübertragung nach Maßgabe 
dieses Gesetzes,

2. technischer Betrieb der 
Messstelle nach den Maßgaben 
dieses Gesetzes einschließlich der 
form- und fristgerechten Daten-
übertragung nach Maßgabe dieses 
Gesetzes,

3. Erfüllung weiterer Anfor-
derungen, die sich aus diesem Ge-
setz oder aus Rechtsverordnungen 
nach den §§ 46 und 74 ergeben.“ 
(Herv. D. Verf.)

Unter Nr. 1 fallen alle Leis-
tungen, die mit der Auswahl ge-
eigneter Messgeräte und de-
ren Beschaffung zusammenhän-
gen. Dementsprechend ist Sorge 
für die technischen Spezifikatio-
nen der Geräte, den Wareneingang 
und -ausgang, die Logistik und 
die kaufmännische Verwaltung zu 
tragen. Dies beinhaltet des Weite-
ren die Montage und die Instand-
setzung der Geräte sowie die dies-
bezügliche Qualitätssicherung, 
Lagerung, den Transport und die 
Rücknahme ausgebauter Geräte. 
Auch die Übertragung der Messda-
ten an die jeweiligen Marktakteure 
muss der Messstellenbetreiber or-
ganisieren.

Zu beachten ist dabei über-
dies, dass die Rechte und Pflich-
ten auch umfassen, Messeinrich-
tungen und sonstige technische 
Einrichtungen bei Bedarf (z.B. De-
fekt oder Ablauf der Eichgültigkeit) 
zu entfernen und zu ersetzen, da 
die Aufgaben sonst nicht bestim-
mungsgemäß erfüllt werden kön-
nen.65 
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betriebs (vgl. § 11 Abs. 1 EnWG) 
ableiten lassen. Das entspricht 
der gesetzgeberischen Intenti-
on, wie sie auch bei der Festlegung 
der TAB gemäß § 20 NAV zum Aus-
druck kommt. 

Anwendungshinweis:  
In der Praxis verwenden 
Netzbetreiber regelmäßig 
eigene TAB und TMA. In vie-
len Fällen ist bei Unklar-
heiten oder Umsetzungs-
schwierigkeiten ein direkter 
Austausch zwischen Mess-
stellenbetreiber und Netz-
betreiber der effizientes-
te Weg der Klärung. Den-
noch ist davon auszugehen, 
dass zahlreiche technische 
Vorgaben noch nicht mit 
dem MsbG abgeglichen wur-
den. So sind Vorgaben, dass 
am Zähler Kennzeichnun-
gen des Netzbetreibers an-
zubringen sind, genauso un-
wirksam wie Bestimmungen, 
die nur den Einsatz konkret 
vorgegebener Messgeräte, 
Modems und sonstiger tech-
nischer Einrichtungen vor-
sehen.

zur Abgrenzung ist dabei Folgen-
des zu berücksichtigen: Die TAB 
sind Vorgaben, die auf den §§ 17, 
18 EnWG beruhen. Der Anwen-
dungsbereich ist dabei auf den 
Netzanschluss begrenzt, zu dem 
Messeinrichtungen nicht gehö-
ren66. Zwar lässt die NAV mit dem 
Bestimmungsrecht des Anbrin-
gungsortes ausnahmsweise auch 
Vorgaben zu, die den Ort der Mes-
sung betreffen – aus der Rege-
lungssystematik ergibt sich aber, 
dass es sich um eng begrenzte Aus-
nahmefälle handeln muss.

Aus dieser Systematik und 
§ 22 Abs. 2 S. 5 NAV leitet auch die 
höchstrichterliche Rechtsprechung 
des BGH einen durchsetzbaren 
Rechtsanspruch des Anschluss-
nehmers auf vorrangige Festle-
gung des konkreten Anbringungs-
ortes der Messeinrichtung67 ab – 
das Bestimmungsrecht des Netz-
betreibers gilt mithin nicht unein-
geschränkt. Im zugrundeliegenden 
Fall ging es darum, ob ein Messsys-
tem an einem Blockheizkraftwerk 
angebracht werden kann oder ob 
diese zwingend im Zählerschrank 
installiert werden muss.

Auch TAB und TMA sind 
grundsätzlich voll überprüfbar 
und müssen sachlich gerechtfer-
tigt und diskriminierungsfrei sein. 
Eine bloße Eignung der techni-

schen Vorgabe reicht dabei nicht 
aus, sondern die Vorgabe muss er-
forderlich sein. Entscheidend ist, 
ob „ernstzunehmende Risiken in 
Bezug auf die technische Sicher-
heit des Netzes, der angeschlosse-
nen Kundenanlage oder in Bezug 
auf die Versorgungssicherheit der 
Verbraucher“68 bestehen. Entspre-
chend hielt die BNetzA das Erfor-
dernis einer Zählerschrankklemme 
zum Zweck der ununterbrochenen 
Stromversorgung bei einem Zäh-
lerwechsel zur Verringerung der 
Zahl der unbeabsichtigten Kurz-
schlüsse und zur Beschleunigung 
des Wechselvorgangs für nicht 
sachlich gerechtfertigt. 

Die Erforderlichkeit rich-
tet sich dabei nicht nach jedwe-
dem Interesse des Netzbetreibers, 
sondern die TMA und TAB müssen 
auf Netzbelange gerichtet sein.69 
Diese Einschätzung muss erst 
recht nach neuem Recht gelten, 
denn durch das MsbG wird in § 1 
Nr. 3 MsbG ausdrücklich geregelt, 
dass Messstellenbetrieb und Netz-
betrieb strikt zu trennen sind.70 
Der Netzbetreiber soll in seiner 
Rolle also gerade nicht mehr den 
Messstellenbetrieb beeinflussen 
können. Insofern müssen sich die 
sachlichen Gründe zur Rechtfer-
tigung aus der Rolle des Netzbe-
treibers zur Sicherung des Netz-



86  | Leitfaden 2018

nummer, Standortdaten, einer 
Post-, Mail- oder IP-Adresse oder 
besonderen Merkmalen (= Aus-
druck der physischen, physiologi-
schen, genetischen, psychischen, 
wirtschaftlichen, kulturellen oder 
sozialen Identität der Person) 
identifiziert werden kann. Die 
Möglichkeit zur Identifizierung 
der Person kann sich auch erst 
nachträglich ergeben, wenn weite-
re Daten gesammelt und/oder die 
Daten aufgearbeitet wurden. 

Anwendungshinweis: Auf-
grund der fortschreitenden 
informationstechnischen 
Möglichkeiten und der im-
mer größeren Verfügbarkeit 
von Informationen wird es 
immer einfacher, einen Per-
sonenbezug herzustellen. 
Damit dürfte es seltener 
werden, dass das Vorhal-
ten und Auswerten von Da-
ten nicht unter das Daten-
schutzrecht fällt.

D.VII.2. Grundsätze des  
Datenschutzrechts
Nach der DSGVO müssen folgende 
Grundsätze beachtet werden (insb. 
Art. 5 Abs. 1 DSGVO): 

D.VII. Allgemeine Vorgaben des 
Datenschutzrechts
In allen Anwendungsfällen spielt 
das Datenschutzrecht eine große 
Rolle. Die datenschutzrechtlichen 
Vorgaben ergeben sich im Wesent-
lichen aus der am 25.5.2018 in 
Kraft getretenen DSGVO, dem no-
vellierten BDSG und dem MsbG.71 
Das Verhältnis der einzelnen Ge-
setze zueinander muss in seinen 
Einzelheiten erst in den nächsten 
Jahren durch die Rechtsprechung 
geklärt werden. Zentral ist aber die 
DSGVO, die als zwingende euro-
päische Vorgabe dem deutschen 
Recht vorgeht.72 Die Datenschutz-
regelungen des MsbG sind inner-
halb dieser Grenzen im Großen 
und Ganzen zulässig.73 

D.VII.1. Personenbezogene Daten
Entscheidend für die Anwendung 
des Datenschutzrechtes ist, dass es 
sich um „personenbezogene Da-
ten” handelt (Art. 4 DSGVO). Dies 
umfasst Informationen, die sich 
auf eine identifizierte oder iden-
tifizierbare natürliche Person be-
ziehen. 

Anwendungshinweis:  
Die Angabe über den Strom-
verbrauch eines Unterneh-
mens ist kein personenbe-
zogenes Datum, es sei denn 
es handelt sich z.B. um 
eine „Einmann GmbH“. Dann 
schlägt die Information 
auf die natürlichen Perso-
nen hinter der GmbH durch: 
Der Verbrauch des Unter-
nehmens Müller GmbH ent-
spricht dem Verbrauch des 
Gesellschafters Müller, was 
ein personenbezogenes Da-
tum ist. 

Das gilt auch bei sog. „Sach-
daten“. Die Information, dass das 
Messsystem X zum Zeitpunkt Y ei-
nen Verbrauch in Höhe von Z ge-
messen hat, ist kein personenbe-
zogenes Datum. Wenn bekannt 
oder aus anderen Informationen 
ableitbar ist, dass das Messsystem 
X zum Anschluss von Herrn Müller 
gehört, liegt ein personenbezoge-
nes Datum vor.

Entscheidend ist, ob eine 
Person identifizierbar ist. Identi-
fizierbar ist eine Person, die direkt 
oder indirekt, insbesondere mit-
tels Zuordnung zu einer Kennung 
wie einem Namen, einer Kenn-
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default“) gewährleistet wird (Art. 
25 DSGVO). 

– �Zweckbindung: Aus der Zweck-
bindung der Datenverarbei-
tung folgt, dass personenbezo-
gene Daten nur zu bestimm-
ten Zwecken verwendet werden 
dürfen. Die Zwecke müssen be-
reits bei der Erhebung eindeutig 
festgelegt und zulässig sein. Die 
Zweckbindung darf nicht nach-
träglich erweitert werden. Wil-
ligt z.B. eine Person ein, dass ihre 
Daten zu Werbezwecken verar-
beitet werden dürfen, hat sie da-
mit nicht notwendigerweise in 
eine Weitergabe der Daten an 
Dritte zu Werbezwecken einge-
willigt. Nach diesem Grundsatz 
dürfen bereits bestehende per-
sonenbezogene Daten nicht ein-
fach für andere Zwecke genutzt 
werden. Eine Weiterverarbeitung 
ist nur möglich, sofern sie nicht 
dem ursprünglichen Zweck zu-
widerläuft oder eine (ggf. neue) 
Rechtsgrundlage besteht. 

– �Datenminimierung (auch -spar-
samkeit): Nach dem Grund-
satz der Datensparsamkeit soll 
nur die Menge an Daten erho-
ben werden, die erforderlich ist, 
um den Verarbeitungszweck zu 
erreichen. Es sollen gerade kei-
ne „Datenberge“ entstehen, die – 
ggf. erst in der Zukunft und ohne 

– �Rechtmäßigkeit (Art. 6 DSGVO): 
Die Verarbeitung von personen-
bezogenen Daten folgt nach dem 
sog. Prinzip des „Verbots mit Er-
laubnisvorbehalt“. Die Datenver-
arbeitung ist danach nur recht-
mäßig, wenn sie gesetzlich ge-
stattet ist. Das ist insbesonde-
re der Fall bei der Datenver-
arbeitung zur Erfüllung eines 
Vertrages. Entscheidend ist da-
bei, ob die Daten im jeweiligen 
Fall für die Durchführung des 
konkreten Vertrags erforderlich 
sind. Erforderlich sind z.B. Kon-
taktadresse, Bankkonto und Ver-
brauchsdaten für die Durchfüh-
rung des Stromliefervertrags, 
Zweifel bestehen aber bei E-
Mail-Adresse und Telefonnum-
mern. Die Datenverarbeitung ist 
natürlich auch gestattet, wenn 
ein Unternehmen dazu gesetz-
lich verpflichtet (oder berech-
tigt) ist. Es ist z.B. erlaubt, dass 
der Messstellenbetreiber die Ver-
brauchsdaten an den Netzbetrei-
ber und Stromlieferanten weiter-
gibt oder auf Veranlassung des 
Letztverbrauchers für Mehrwert-
dienste verwendet. Für datenbe-
zogene Anwendungsfälle ist vor 
allem die Einwilligung der Letzt-
verbraucher in die Datennutzung 
von zentraler Bedeutung. Da-
mit lässt sich die Datennutzung 

im vereinbarten Umfang sicher-
stellen.

– �Treu und Glauben: Beim Grund-
satz der Datenverarbeitung nach 
Treu und Glauben geht es um die 
Frage, ob im konkreten Einzel-
fall unter Berücksichtigung al-
ler Umstände die Datennutzung 
(inkl. das Erlangen der Einwil-
ligung zur Datenverarbeitung) 
„redlich“ ist.

– �Transparenz (Art. 12 ff. DSGVO): 
Nach dem Grundsatz der Trans-
parenz der Datenverarbeitung ist 
zu gewährleisten, dass die von 
der Datenerhebung betroffene 
Person ihre Rechte auf Informa-
tion (Art. 13 ff. DSGVO), Berich-
tigung bzw. Löschung (Art. 16 ff. 
DSGVO) und Widerspruch (Art. 
21 f. DSGVO) auch wahrnehmen 
kann. Dies ist nur der Fall, wenn 
sie Kenntnis über ihre Rechte hat 
und auch den Umfang der Daten-
verarbeitung kennt. Daraus lei-
ten sich viele Informationspflich-
ten für die datenverarbeitenden 
Unternehmen ab. Diese müssen 
dann z.B. bei Einholung der Ein-
willigung umgesetzt werden. Aus 
dem Grundsatz leitet sich auch 
ab, dass der Datenschutz mög-
lichst bereits durch die einge-
setzte Technik („privacy by de-
sign“) und datenschutzfreundli-
che Voreinstellungen („privacy by 
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Bußgelder drohen. Insbesondere 
ist daran zu denken, einen Daten-
schutzbeauftragen zu benennen 
(Art. 37 ff. DSGVO) – zumindest 
dann, wenn mindestens zehn Per-
sonen im Unternehmen personen-
bezogene Daten verarbeiten.

D.VII.3. Einwilligung in die Verwen-
dung von Messdaten
Der Erfolg von datenbezoge-
nen Geschäftsmodellen hängt da-
von ab, inwieweit Messdaten ge-
nutzt (d.h. verwendet) werden dür-
fen. Ein „Eigentum an Daten“, das 
übertragen werden könnte, gibt 
es nicht. Die Reichweite der Ver-
wendungsmöglichkeiten hängt da-
her von der gesetzlichen Erlaubnis 
oder dem Umfang der Einwilligung 
des Betroffenen ab. 

Das MsbG regelt sehr genau, 
wer inwieweit Messdaten verwen-
den darf. Das MsbG begrenzt so-
wohl die Verwendungszwecke als 
auch den Kreis der Marktakteure, 
die die Daten als sogenannte „be-
rechtigte Stellen“ verarbeiten dür-
fen (§§ 49, 50, 59, 65, 70 MsbG). 
Die datenschutzrechtlichen Vorga-
ben des MsbG gelten für alle Mess-
systeme und müssen daher auch 
von freien Messsystemen be-
reits ab  Phase 1 eingehalten 
werden. Ausdrücklich zulässiger 
Verwendungszweck ist nach dem 

Rechtsgrundalge – genutzt wer-
den können.

– �Richtigkeit: Nach dem Grund-
satz der Richtigkeit müssen die 
verarbeiteten personenbezoge-
nen Daten sachlich richtig und 
erforderlichenfalls auf dem neu-
esten Stand sein; unrichtige Da-
ten sollen unverzüglich gelöscht 
oder berichtigt werden. Hinter-
grund ist, dass die betroffene 
Person ihren „digitalen Zwilling“ 
kontrollieren können soll – etwa 
durch das „Recht auf Vergessen-
werden“. 

– �Speicherbegrenzung: Nach dem 
Grundsatz der Speicherbegren-
zung sind personenbezogene Da-
ten so zu speichern, dass eine 
Identifizierung der Person nur 
solange möglich ist, wie es für 
die Zwecke der Verarbeitung er-
forderlich ist. Ist eine Speiche-
rung nicht mehr notwendig, 
müssen die personenbezogenen 
Daten gelöscht werden oder der 
Personenbezug ist aufzuheben. 
Daten, deren Personenbezug auf-
gehoben ist, können weiterhin 
einen (wirtschaftlichen) Wert ha-
ben, etwa für Forschungszwecke 
oder für Unternehmen, für die 
der Personenbezug irrelevant ist, 
z.B. die Marktforschungsunter-
nehmen.

– �Integrität und Vertraulichkeit: 
Personenbezogene Daten müs-
sen nach dem Grundsatz der In-
tegrität und Vertraulichkeit so 
verarbeitet werden, dass ein an-
gemessener Schutz vor unbe-
fugter und unrechtmäßiger Ver-
arbeitung und vor unbeabsich-
tigtem Verlust, Zerstörung oder 
Schädigung besteht. Hierfür sind 
geeignete technische und orga-
nisatorische Maßnahmen (TOM) 
zu treffen (Art. 32 DSGVO). Der 
technische Aspekt der Daten-
sicherheit ist eines der zentra-
len Anliegen des MsbG (§§ 19 ff. 
MsbG).

Anwendungshinweis: Die 
Grundsätze der Datenver-
arbeitung geben Hinweise 
darauf, wie eine wirksame 
Einwilligung in die Daten-
nutzung zu formulieren ist.

Unternehmen, die datenbe-
zogene Leistungen anbieten wol-
len, müssen nicht nur sicherge-
hen, dass sie die Daten verarbeiten 
dürfen, sondern auch, dass die or-
ganisatorischen, personellen und 
technischen Abläufe den rechtli-
chen Anforderungen entsprechen. 
Andernfalls können empfindliche 
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bzw. Smart Meter-Gateway an den 
jeweiligen Datenumgangsberech-
tigten – siehe hierzu Abb. 23.      

Praktisch fast noch bedeut-
samer sind daneben die Änderun-
gen, die sich für den Zählpunkt er-
geben. 

Anwendungshinweis:  
Durch die Neuerungen beim 
Zählpunktbegriff werden 
künftig Geschäftsmodelle 
mit Messsystemen möglich 
sein, die es zulassen, dass 
aus einer bestimmten Zahl 
an Messgeräten und ggf. 
Sensoren ein Wert gebildet 
wird, der dann für die ener-
giewirtschaftlichen Prozes-
se verwendet werden soll. 
Dies ist ein erster Schritt 
in eine Welt, in der IoT und 
Energiewirtschaft zusam-
menwachsen.

Der Zählpunkt wird dabei 
in § 2 Nr. 28 MsbG und § 2 Nr. 14 
StromNZV legaldefiniert. Da sich 
die Definitionen fundamental un-
terscheiden und zudem die sons-
tigen energiewirtschaftlichen Be-
griffe der Entnahmestelle, Abnah-
mestelle, Messstelle prozessual ab-
gebildet werden müssen, hat die 

MsbG das Angebot von Mehrwert-
diensten, also energieversorgungs-
fremden Dienstleistungen, für die 
als Kommunikationsinfrastruktur 
das Smart Meter-Gateway benutzt 
wird. Es ist nicht ausgeschlossen, 
Mehrwertdienste dabei auch mit-
tels freier Messsysteme anzubie-
ten. Entscheidend ist nur, dass der 
Kunde in die jeweilige Nutzung 
einwilligt.

Durch wirksame Einwilli-
gung lässt sich die Reichweite des-
sen, was mit den Daten gemacht 
werden kann, erheblich erwei-
tern. Dabei ist darauf zu achten, 
dass alle Personen einwilligen, die 
von der Datenverarbeitung betrof-
fen sind. In der Praxis können hier 
Probleme entstehen, weil der An-
schlussnutzer – der üblicherwei-
se die Einwilligung erteilt – oftmals 
nicht personenidentisch mit den 
Personen ist, von denen Daten ge-
sammelt werden. Es ist daher zu 
prüfen, ob die gesammelten Daten 
auch einer anderen Person als dem 
Anschlussnutzer zugeordnet wer-
den können. Das wäre z.B. dann 
der Fall, wenn beim Smart Mete-
ring auch die IP-Adresse eines im 
Haushalt benutzten Computers ge-
speichert werden würde. 

Der Kunde muss die Einwil-
ligung in der Regel durch Unter-
schrift geben. Das kann zu proble-

matischen „Medienbrüchen“ füh-
ren. Handelt es sich nur um eine 
reine Smart Phone-App dürfte aber 
die elektronische Einwilligung ge-
nügen (§§ 50 Abs. 1 MsbG i.V.m. 
4a Abs. 1 Satz 3 BDSG). Inwieweit 
die Einwilligung ausnahmsweise 
auch in einer anderen Form erteilt 
werden kann, z.B. wenn der Ver-
trag elektronisch über das Internet 
oder eine App geschlossen wird, ist 
im Einzelnen noch nicht geklärt. 
MsbG und DSGVO enthalten hier 
unterschiedliche Vorgaben. Hier 
könnte sich durch den Einfluss 
der DSGVO kurzfristig aber die 
weniger strenge Regelung etab-
lieren, wonach eine elektronische 
oder eine Einwilligung in Textform 
(ohne eigenhändige Unterschrift) 
genügt.

D.VIII. Umbruch in der Marktkom-
munikation
Mit dem MsbG wurden auch die 
Geschäftsprozesse weitgehend 
neu angepasst.74 Dies bedingt ins-
besondere die spätestens ab 2020 
vorgesehene Abkehr von der ket-
tenförmigen Marktkommunikation 
hin zur sternförmigen Marktkom-
munikation.75 Künftig sollen dabei 
die Daten nicht mehr vom Netzbe-
treiber an den sog. Datenumgangs-
berechtigten versendet werden, 
sondern direkt aus dem Messgerät 

Abbildung 23: Messwertverteilung im sternförmigen  
Kommunikationsmodell

Grafik: GÖRLITZ AG
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D.IX. Zusammenfassung und  
Ausblick
Mit diesem Kapitel sollten einige 
der praxisrelevantesten Fragestel-
lungen bzgl. des Smart Metering 
übersichtlich dargestellt wurden. 
Da es sich beim MsbG um ein jun-
ges Gesetz handelt und hierzu bis-
her kaum bis gar keine Rechtspre-
chung existiert, ist allerdings bei 
der Auslegung Vorsicht geboten. 
Viele der MsbG-Regelungen gab es 
in der Vergangenheit nicht. Dies 
bietet einerseits Raum für umset-
zungsfreundliche Interpretationen, 
andererseits führt dies allerdings 
auch zu Planungs- und Rechts-
unsicherheit. Hinzu kommt, dass 
mit Gesetzeskorrekturen aufgrund 
zum Teil unklarer Begrifflichkei-
ten zeitnah zu rechnen sein wird. 
Das zumindest legen die zahlrei-
chen Novellen anderer energie-
wirtschaftlicher Gesetze nahe.

Bundesnetzagentur im sog. Inte-
rimsmodell zur Marktkommuni-
kation eine eigenständige Konkre-
tisierung der gesetzlichen Begriffe 
auf Prozessebene getroffen76: Der 
bisher zur prozessualen Abwick-
lung verwendete Zählpunkt wird 
aufgespalten in Marktlokation und 
Messlokation:
– �„Die Bezeichnung Marktlokation 

ersetzt den bislang in der GPKE 
verwendeten Begriff der Entnah-
mestelle. Marktlokation ist jener 
Punkt, an dem Energie erzeugt 
und verbraucht wird und der Ge-
genstand von Lieferantenwechsel- 
bzw. Bilanzierungsprozessen ist. 
Die Marktlokation ist mit min-
destens einer Leitung mit einem 
Netz verbunden. Das Verständnis 
der Marktlokation im Sinne der 
vorliegenden Festlegung ist ein 
kaufmännisch-bilanzielles.“

– �„Eine Messlokation ist eine  
Lokation, an der Energie gemes-
sen wird und die alle technischen 

Einrichtungen beinhaltet, die zur 
Ermittlung und ggf. Übermittlung 
der Messwerte erforderlich sind. 
In einer Messlokation wird jede 
relevante physikalische Größe zu 
einem Zeitpunkt maximal einmal 
ermittelt.“

Durch die Aufspaltung des 
Zählpunktes in Markt- und Mess-
lokation öffnet sich die prozessua-
le und rechtliche Möglichkeit, be-
züglich der Energiemengen geräte-
scharfe Zuordnungen zu treffen.

Anwendungshinweis: Es ist 
absehbar, dass auf dieser Basis 
produktbezogene Stromlieferver-
träge prozessual abgebildet wer-
den können. Die Wärmepumpe, 
das Elektroauto oder der Wäsche-
trockner könnte sodann mit dem 
Strombedarf der nächsten Jah-
re verkauft und auch prozesstech-
nisch abgebildet werden.
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70,�	Von einer strikten Trennung sprechen: Säcker/
Zwanziger, in: Berliner Kommentar, Band 4, 4. 
Aufl. 2017, § 1, Rn. 8 mit Verweis auf die Ge-
setzesbegründung des MsbG, BT-Drs. 18/7555, 
S. 76.

71	�Auch die E-Privacy-Verordnung wird auf die 
datenschutzrechtlchen Vorgaben voraussicht-
lich bestimmenden Einfluss haben. Vor Mitte 
2019 ist allerdings nicht mit dem Inkrafttreten 
der Europäischen Verordnung zu rechnen.

72	�Einen guten Überblick zu den neuen Daten-
schutzrechtsvorgaben enthält der Leitfaden 
der Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit, abrufbar unter 
https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Publika-
tionen/Infobroschueren/INFO6.html (letzter Ab-
ruf 04.05.2018).

73	�Vgl. Bretthauer, in: EnWZ 2017, S. 56 f.
74	�Dies betrifft insbesondere die Geschäftspro-

zesse zur Kundenbelieferung mit Elektrizität 
und die Wechselprozesse im Messwesen sowie 
weitere Festlegungen, vgl. BNetzA, 20.12.2016 
– BK6-16-200.

75	�Dies gilt nur für den Strombereich – für den 
Gasbereich beabsichtigt die BNetzA von einer 
Ausnahmeregelung Gebrauchzu machen, vgl. 
BNetzA, 23.8.2017 – BK7-17-026 sowie das am 
8.5.2017 eröffnete Festlegungsverfahren BK7-
17-050 zum „Zielmodell Gas”, das voraussicht-
lich noch 2018 formell durch einen Festle-
gungsbeschluss entschieden werden soll.

76	BNetzA, 20.12.2016 – BK 6-16-200.

47	�Die Auslegungshilfe der BNetzA, „Gemeinsame 
Auslegungsgrundsätze der Regulierungsbehör-
den des Bundes und der Länder zu entflech-
tungsrechtlichen Fragen im Zusammenhang 
mit dem Messstellenbetrieb“, 14.07.2017 ist 
dabei nicht verbindlich. Voraussichtlich wird 
diese Frage in den kommenden Jahren erst 
durch Gerichte geklärt werden müssen.

48	�Vgl. Zwanziger, in: Säcker, Berliner Kommentar, 
Bd. 4, 4. Aufl. 2017, § 10 Rn. 58.

49	�Vgl. die Ausführungen in BNetzA, 20.12.2017 – 
BK6-17-168, S.12.

50	BNetzA, 20.12.2017 – BK6-17-168, S.12.
51	�Vgl. Vertragsmuster des bne vom 31.01.2017: 

https://www.bne-online.de/de/politik/digi-
talisierung/artikel/bne-position-zum-mess-
wesen/ (Abruf: 08.06.2018) sowie das oft-
mals von grundzuständigen Messstellenbe-
treiber verwendete Vertragsmuster des BDEW/
VKU vom 06.06.2017, vgl. etwa http://www.
stadtwerke-gotha-netz.de/fileadmin/user_up-
load/170606_Messstellenvertrag_SWGotha-
NETZ%20GmbH_30-08-2017_002.pdf (Abruf: 
19.03.2018).

52	BNetzA, 23.08.2017 – BK6-17-042.
53 BNetzA, 20.12.2017 – BK6-17-168.
54 BNetzA, 16.04.2015 – BK6-13-042.
55�	�FNN-Hinweis: Lastenheft Basiszähler – Funkti-

onale Merkmale, Version 1.4, April 2017.
56	�Ausführlich dazu: Schmidt, in: Säcker, Berliner 

Kommentar, 4. Band., 4. Aufl. 2017, § 30 MsbG, 
Rn. 21-33.

57	�BT-Drs. 18/8919, S. 24-25.
58	�Vgl. etwa: Vortrag Vollmer, BSI, 20.02.2017, 

BMWi-Arbeitsgruppe intelligente Netze und 
Zähler

59	�Grundzuständige Messstellenbetreiber dürfen 
freie Messsysteme allerdings nicht anbieten, 
da diese nicht zur Erfüllung der Einbaupflich-
ten vom Gesetzgeber vorgesehen sind. 

  	 Optionale Einbaufälle meint dabei gem. § 31 
60	�Abs. 3 MsbG, dass der grundzuständige Mess-

stellenbetreiber bei einem Jahresstromver-
brauch von weniger als 6.000 kWh oder Anla-
gen mit einer Leistung (Peak) unter 7kW den-
noch festlegt, dass intelligente Messsysteme 
einzubauen sind – dann freilich allerdings zu 
niedrigeren Kosten.

61	�Die Entgelthöhe unterscheidet sich zudem da-
nach, ob die Vollbenutzungsstundenzahl niedri-
ger oder höher als 2.500 Stunden ist. In erst-
genanntem Fall ist der Arbeitspreis höher und 
der Leistungspreis niedriger. In letztgenann-
tem Fall ist dies umgekehrt; vgl. Anlage 4 der 
StromNEV. 

62	�In der Begründung zur letztmaligen Änderung 
der Vorschrift in BT-Drs. 18/8919, S.26 heißt 
es: „Da die für intelligente Messsysteme neu 
einzuführende Zählerstandsgangmessung der 
registrierenden Lastgangmessung (die eine 
Leistungsmessung ist) sehr ähnlich ist, be-
stand nach der Alt-Formulierung die Gefahr 
eines Missverständnisses, welches die Unter-
nehmen dazu hätte veranlassen können, Zäh-
lerstandgangkunden nach Leistungs- und Ar-
beitspreis abzurechnen. Damit wären mögli-
cherweise erhebliche Netzentgeltsteigerungen 
verbunden. Die Änderung stellt nun eindeutig 
klar, dass für Kunden mit Zählerstandsgang-
messung das gleiche Netzentgeltregime greift 
wie für Kunden mit herkömmlichen elektrome-
chanischen Zählern, da in beiden Fällen eine 
Arbeitsmessung vorgenommen wird.“

63	�Zwar ist grundsätzlich auch die Übertragung 
mittels eines Dienstleistungsauftrags i.S.d. § 
103 GWB möglich, in der Praxis wird dieser 
Fall aufgrund der dann erforderlichen Entloh-
nung kaum vorkommen, vgl. Hohenstein-Bar-
toll, in: Säcker, Berliner Kommentar, Band 4, 4. 
Aufl. 2017, § 41 Rn. 54-64e.

64	�Vgl. https://www.bundesnetzagentur.de/DE/
Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_
Institutionen/Mess-undZaehlwesen/Mess-un-
dZaehlwesen/Anzeige_MStBetreiber/Anzeige_
MStB_node.html (letzter Abruf: 21.03.2018).

65	�Vgl. dazu Drozella, in: Berliner Kommentar, Bd. 
4, 4. Aufl. 2017, § 3 MsbG Rn. 37.

66	�Der Netzanschluss endet an der Hausan-
schlusssicherung, vgl. Bourwieg, in: Britz/Hel-
lermann/Hermes/, 3. Aufl. 2015, § 18 EnWG 
Rn. 19b.

67	BGH, 14.4.2015 – EnVR 45/13, Leitsatz Nr. 3a.
68	BNetzA, 22.04.2010 – BK6-10-141, S. 14.
69	�Ähnlich: Herzmann, in: Britz/Hellermann/Her-

mes, 3. Aufl. 2015, § 21b EnWG, Rn. 28.
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E.	� Überblick relevante Behörden  
und Normungsorganisationen

Neben Gesetzen und Verordnungen ist auch eine Vielzahl an un-
tergesetzlichen Festlegungen, technischen Standards und Nor-
mierungen für das Messwesen von Bedeutung. In der folgenden 
Zusammenstellung sollen deshalb überblicksartig wesentliche 
Akteure im Umfeld von Smart Metering dargestellt werden.
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Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI)
Das BSI ist eine Bundesoberbe-
hörde. Es hat die allgemeine Auf-
gabe der Förderung der Sicherheit 
in der Informationstechnik. Das 
BSI entwickelt – wie etwa zum IT-
Grundschutz – eigene Standards, 
legt Vorgaben für IT-Anwendun-
gen fest und zertifiziert und kont-
rolliert deren Einhaltung. Das BSI 
ist zentraler Akteur für die Erstel-
lung der Vorgaben und Anforde-
rungen für die Smart-Meter-Inf-
rastruktur in Deutschland. Nach § 
22 Abs. 2 S. 1 MsbG wird die Ein-
haltung des Stands der Technik für 
Messinfrastruktur vermutet, wenn 
die vom BSI festgelegten Schutz-
profile und Technischen Richtlini-
en eingehalten werden. Dies sind 
insbesondere:
– �BSI-Schutzprofil Smart-Meter-

Gateway (BSI-CC-PP-0073),
– �BSI-Schutzprofil Sicherheitsmo-

dul (BSI-CC-PP-0077),
– �BSI-Technische Richtlinie TR-

03109-1: „Anforderungen an die 
Interoperabilität der Kommuni-
kationseinheit des intelligenten 
Messsystems“,

– �Weitere technische Richtlinien 
zu Smart-Meter-Gateway, Smart 
Metering PKI, kryptographischen 
Vorgaben, Smart-Meter-Gateway-
Administration etc.

Daneben wurde das BSI vom 
BMWi damit beauftragt, ein Güte-
siegel für vernetzte Smart Home-
Geräte zu erstellen („Trusted IoT“).

Bundesnetzagentur für Elektri
zität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen (BNetzA)
Die BNetzA ist die oberste deut-
sche Regulierungsbehörde als 
Wettbewerbshörde zuständig für 
die Öffnung der Netze für neue An-
bieter und zur Sicherung des Wett-
bewerbs in den sog. Netzsektoren. 
Das MsbG räumt der BNetzA in 
den §§ 47, 75 MsbG i.V.m. § 29 Abs. 
1 EnWG verschiedene hoheitliche 
Festlegungskompetenzen ein. Von 
besonderer Relevanz sind etwa:
– �die Festlegungen zur Marktkom-

munikation und Anpassungen 
der Geschäftsprozesse zur Kun-
denbelieferung mit Elektrizi-
tät (BK6-16-200 Anlage 1 GPKE), 
Wechselprozesse im Messwesen 
(BK6-16-200 Anlage 2 WiM) sowie 
weitere Festlegungen,

– �die Festlegungen zu Standard-
verträgen im Messwesen und An-
passung des Messstellenbetrei-
berrahmenvertrags (BK6-17-042) 
sowie die Anpassung des Netz-
nutzungsvertrags/ Lieferanten-
rahmenvertrags (Strom) an das 
GDEW (BK6-17-168).

Physikalisch-Technische Bundes-
anstalt (PTB)
Die PTB ist als Bundesoberbehörde 
und nationales Metrologie-Institut 
aufgrund der Bestimmungen des § 
8 Abs. 2 MsbG i.V.m. den Regelun-
gen des MessEG und der MessEV 
zuständig für eichrechtliche Vor-
gaben. Von Relevanz sind etwa die 
eichrechtlichen Anforderungen an 
Gateways, die sich aus der PTB-
Anforderung 50.8 ergeben.

Normungsorganisationen
Daneben bestehen auf verschiede-
nen Ebenen Normungsorganisa-
tionen, deren Anwendungsregeln 
und Richtlinien für den Bereich 
Smart Metering von großer Rele-
vanz sind:
– �internationale Normungsorgani-

sationen wie etwa die Internati-
onal Electrotechnical Commissi-
on (IEC) mit Zuständigkeit in den 
Themenbereichen Elektrotechnik 
und Elektronik,

– �europäische Normungsorganisa-
tionen wie etwa das Comité Eu-
ropéen de Normalisation Électro-
technique (Cenelec) mit Zustän-
digkeit im Bereich Energie oder

– �nationale Normungsorganisatio-
nen wie etwa die Deutsche Kom-
mission Elektrotechnik Elektro-
nik Informationstechnik in DIN 
und VDE (DKE).
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The smarter E Europe

The smarter E Europe ist mit vier 
parallel stattfindenden Energie-
fachmessen die Innovationsplatt-
form für die neue Energiewelt. 
Es werden sektorenübergreifen-
de Energielösungen und -techno-
logien präsentiert und damit alle 
Themen der neuen Energiewelt 
als Ganzes zusammengefasst. The 
smarter E Europe schafft mit zwei 
bereits renommierten und zwei 
neuen Energiefachmessen Raum 
für alle Kernbereiche entlang der 
Wertschöpfungskette. The smarter 
E Europe thematisiert die Erzeu-
gung, Speicherung, Verteilung und 
Nutzung von Energie sowie deren 
intelligentes und verknüpftes Zu-
sammenspiel. Sie bringt die inter-
nationalen Akteure der Energie-
zukunft aus den einflussreichsten 
Märkten zusammen.

The smarter E Europe findet 
statt vom 15. bis 17. Mai 2019 auf 
der Messe München und vereint 
folgende Veranstaltungen:
• �Intersolar Europe – Die weltweit 

führende Fachmesse für die So-
larwirtschaft

• �ees Europe – Europas größte und 
besucherstärkste Fachmesse für 
Batterien und Energiespeicher-
systeme

• �Power2Drive Europe – Die inter-
nationale Fachmesse für Ladeinf-
rastruktur und Elektromobilität

• �EM-Power – Die Fachmesse für 
intelligente Energienutzung in 
Industrie und Gebäuden

Neben der Sektorkopplung 
und Dezentralisierung ist die Di-
gitalisierung eines der zentralen 
Elemente der neuen Energiewelt. 
Durch die zunehmende Nachfrage 
nach integrierten und intelligent 
vernetzten Lösungen, setzen Un-
ternehmen immer mehr auf Sys-
teme und Services dieser Art. The 
smarter E Europe wird dieser Ent-
wicklung gerecht und präsentiert 
Lösungen und Technologien für 
eine intelligente, nachhaltige und 
kostengünstige Energieversorgung.

Veranstalter von The smar-
ter E Europe sind die Solar Promo-
tion GmbH und die Freiburg Wirt-
schaft Touristik und Messe GmbH 
& Co. KG (FWTM). 
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Bundesverband Neue Energiewirtschaft (bne)

Seit 2002 steht der bne für Markt, 
Wettbewerb und Innovation. Un-
sere Mitglieder bieten moderne 
Energielösungen, Produkte mit PV 
und Speichern, vernetzte Services 
oder Wärme- und Mobilitätskon-
zepte. Wir machen die Wege frei 
für neue Ideen im digitalen Ener-
giemarkt!

Wir sind schnell und wir 
sind stark! Bei uns gibt es keine 
endlosen Diskussionsrunden. Wir 
vertreten nur die für die Energie-
wende notwendigen wettbewerb-
lichen Geschäftsmodelle. Ohne 
überbordende Strukturen und lan-
ge Entscheidungswege konzent-
rieren wir uns auf das Wesentliche: 
unseren Mitgliedern zum Erfolg zu 
verhelfen.

Interesse?
Unsere Gremien stehen Besuchern 
offen. Schauen Sie gern unver-
bindlich vorbei und lernen Sie  
uns und unsere Arbeit kennen.  
Weitere Infos: 
www.bne-online.de  
mail@bne-online.de 
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